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1 Überblick über das Berichtsjahr 

1.1 1990, ein bedeutsames Jahr für den 
Datenschutz 

Das Berichtsjahr war in dreifacher Hinsicht für den 
Datenschutz von zentraler Bedeutung, nämlich we- 
gen 

— der Herstellung der deutschen Einheit 

— der Verabschiedung des neuen Bundesdaten- 
schutzgesetzes im Rahmen des Gesetzes zur Fort- 
entwicklung der Datenverarbeitung und des Da- 
tenschutzes vom 20. Dezember 1990 und 

— der Vorlage eines „Vorschlages für eine Richtlinie 
des Rates zum Schutz von Personen bei der Verar- 
beitung personenbezogener Daten” durch die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
am 13. September 1990. 

Diese drei Ereignisse zeigen, wie der Datenschutz ei- 
nerseits in die politische Entwicklung Deutschlands 
und Europas eingebunden ist, und andererseits sei- 
nen Beitrag dazu leistet, daß in Deutschland und Eu- 
ropa mit den Grundrechten auch das Persönlichkeits- 
recht der Bürger und der Schutz ihrer Privatsphäre in 
die Praxis umgesetzt werden. 

1.1.1 Kurzfristige Verschiebung des Berichts 

Die vorgenannten Ereignisse, vor allem die deutsche 
Einheit, sind der entscheidende Grund dafür, daß die- 
ser Tätigkeitsbericht nicht — wie gewohnt — im Fe- 
bruar, sondern wenige Monate später dem Deutschen 
Bundestag und der Öffentlichkeit vorgelegt wird. 

Am 3. Oktober ist das Bundesdatenschutzgesetz auch 
in der früheren DDR in Kraft getreten. Der Bundesbe- 
auftragte für den Datenschutz wurde nicht nur für die 
im Beitrittsgebiet neu errichteten Bundesbehörden 
zuständig; seine Kompetenz wurde bis zur Schaffung 
einer Datenschutzkontrolle in den neuen Ländern, 
längstens bis zum 31. Dezember 1991, auch auf die 
Behörden der Länder und Gemeinden ausgedehnt, 
soweit diese Bundesrecht ausführen. Bundestag und 
Öffentlichkeit erwarten daher sicher mit Recht von 
diesem Bericht eine erste Darstellung der daten- 
schutzrechtlichen Probleme in den neuen Ländern. 
Meine Mitarbeiter und ich haben deshalb seit dem 
3. Oktober 1990 in erster Linie eine Bestandsauf- 
nahme der datenschutzrechtlichen Situation in der 
DDR gemacht. 

Die zeitliche Verschiebung der Vorlage des Berichts 
hat auch Auswirkungen auf dessen Inhalt, Zwar wird 
grundsätzlich nur über Ereignisse des Jahres 1990 
berichtet; soweit sich datenschutzrechtliche Sachver- 
halte des Berichtsjahres oder früherer Jahre aber in 
den ersten Monaten des Jahres 1991 fortentwickelt 
haben, wurde dies im Interesse der Aktualität des 
Berichts noch bei der Darstellung berücksichtigt.   

1.1.2 Die deutsche Einheit 

In meinem 12. Tätigkeitsbericht hatte ich darauf hin- 
gewiesen, daß das Streben der Bevölkerung in der 
früheren DDR und in Osteuropa nach Freiheit auch 
auf den Schutz des Persönlichkeitsrechts einschließ- 
lich der Sicherstellung der Privatsphäre gerichtet ist. 
Dies haben die in der Zwischenzeit gewonnenen Er- 
fahrungen bestätigt. Insbesondere das Ausmaß der 
bekanntgewordenen Bespitzelungen der Bürger 
durch das ehemalige Ministerium für Staatssicherheit 
hat deutlich gemacht, was Grundrechtsschutz im all- 

gemeinen und Datenschutz im besonderen für die 
Bürger bedeuten. 

Nach der kommunistischen Staatsdoktrin durfte es 
keine Klassengegensätze geben. Allein deshalb hielt 
man einen Schutz personenbezogener Daten nicht für 
erforderlich. Datenschutz im Sinne von Persönlich- 
keitsschutz war deshalb in der früheren DDR kein 
Thema. Als man dort nicht mehr umhin konnte, sich 
mit „Datenschutz“ zu befassen, hat man diesen so 
definiert, daß er lediglich die Datensicherung umfaßte 
und sich damit als Instrument gegen die Einsicht- 
nahme des Bürgers in seine eigenen Daten verwen- 
den ließ. So hat das Wörterbuch der politisch- 
operativen Arbeit der Hochschule des Ministeriums 
für Staatssicherheit den Begriff „Datenschutz“ wie 
folgt umschrieben: 

„Datenschutz, 
der durch ein System abgestimmter rechtlicher, or- 
ganisatorischer, personeller, technischer und poli- 
tisch-operativer Maßnahmen gewährleistete zuver- 
lässige Schutz von Informationen, die auf einem 
materiellen Datenträger gespeichert und im Inter- 
esse der Staats- und Gesellschaftsordnung geheim- 
zuhalten sind. Ziel des Datenschutzes ist es, die In- 
formationen allseitig und nach einheitlichen Ge- 
sichtspunkten abzusichern und dazu die notwendi- 
gen Voraussetzungen zu schaffen.” 

Es verwundert nicht, daß die Umstellung eines Ver- 
waltungssystems mit diesem Grundverständnis von 
Datenschutz auf das einer rechtsstaatlichen Verwal- 
tung, die Grundrechte und Datenschutz als integralen 
Bestandteil ihrer Tätigkeit anerkennt, auf erhebliche 
Schwierigkeiten stoßen muß. Es ist ja nicht damit ge- 
tan, Datensammilungen, die nach dem Recht der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht hätten erhoben wer- 
den dürfen, einfach zu vemichten. Dem stehen nicht 

nur schutzwürdige Belange Betroffener entgegen. 
Vielfach wird ein Teil der erhobenen Daten auch von 
einer rechtstaatlichen Verwaltung benötigt, wie etwa 
die Aufzeichnungen über bestimmte Straftaten im 
Bundeszentralregister oder bei der Polizei zur Gefah- 
renabwehr. Andere Datensammlungen, die in der frü- 
heren DDR zentral angelegt waren, sind nach den 
Rechtsvorstellungen des föderalistischen Staates aus 
guten Gründen nur dezentral vorgesehen, wie z.B. 
die Register der Meldebehörden. Schließlich gab es in 
der DDR Register, für die es in der Bundesrepublik 
Deutschland nichts oder nur partiell Vergleichbares 
gibt, wie etwa das Nationale Krebsregister der ehema- 
ligen DDR. 

Die Beispiele zeigen, daß bei der Umstellung der 
Datensammlungen der früheren DDR auf die neue 
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Verwaltung jeweils sorgfältig vorgegangen werden 
muß, um einerseits im Widerspruch zu Techtsstaat- 
lichen Vorstellungen angelegte Datensammlungen 

so schnell wie möglich zu beseitigen, andererseits 
schutzwürdige Belange Betroffener und berechtigte 
Interessen einer rechtsstaatlichen Verwaltung zu 
wahren. Dabei müssen klare grundsätzliche Positio- 
nen eingenommen, aber auch Flexibilität und Phanta- 
sie gezeigt werden, um beide Ziele möglichst schnell 
und umfassend zu erreichen. 

Der Abschnitt 2 dieses Berichts gibt einen vorläufigen 
Überblick über die wichtigsten datenschutzrechtli- 
chen Fragen, die bisher im Beitrittsgebiet erkennbar 
geworden sind. Ich bin sicher, daß die Liste der Pro- 
bleme damit noch nicht vollständig ist. 

1.1.3 Das neue Bundesdatenschutzgesetz 

Es ist erfreulich, daß das neue Bundesdatenschutzge- 

setz im Berichtsjahr noch verabschiedet und verkün- 
det worden ist, Ich habe mich an der Diskussion um 
dieses Gesetz — zuletzt mit einer schriftlichen Stel- 
lungnahme an den Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages — intensiv beteiligt. Obwohl nicht alle 
meine Vorstellungen verwirklicht worden sind, er- 
kenne ich an, daß das Gesetz für den öffentlichen 
Bereich einen deutlichen datenschutzrechtlichen 
Fortschritt bringt, über den ich im einzelnen unter 26 
berichte. 

Wenn es auch mühsam war, dieses Ergebnis — zuletzt 
über eine Entscheidung des Vermittlungsausschusses 
von Bundestag und Bundesrat — zu erreichen, so 
möchte ich doch allen, die daran beteiligt waren, auf- 
richtig danken. Es kommt jetzt darauf an, das Gesetz 
datenschutzfreundlich auszulegen und anzuwenden. 
Die Zurückhaltung des neuen Bundesdatenschutzge- 
setzes bei der Fortentwicklung des Datenschutzes im 
nicht-öffentlichen Bereich macht es erforderlich, in 
besonders sensiblen Bereichen wie z.B. bei Arbeit- 
nehmern, in der Versicherungs- und Kreditwirtschaft 
sowie für Auskunfteien bereichssspezifische Regelun- 
gen zu schaffen. Ich habe mich bereits an den Bun- 
desminister für Arbeit mit der Bitte gewandt, doch 
möglichst bald ein Arbeitnehmerdatenschutzgesetz 
vorzulegen. 

1.1.4 Datenschutz in der Europäischen Gemeinschaft 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft ist 
jetzt nach langem Zögern in Sachen Datenschutz end- 
lich aktiv geworden. Die von ihr unterbreiteten Vor- 
schläge sind durchaus erfreulich (s. 28.). Obwohl aus 
meiner Sicht noch einiges verbessert werden sollte, 
können die Vorschläge der EG eine qualitativ neue 
Phase für den Datenschutz in Europa eröffnen. Wich- 
tig ist vor allem, daß die Richtlinie keine Zwangsjacke 
gegen noch bessere Datenschutzregelungen darstellt. 
Es muß deshalb klargestellt werden, daß sie nur einen 
datenschutzrechtlichen Mindeststandard vorschreibt 
und nationalen Regelungen, die einen noch besseren 
Datenschutz gewährleisten, nicht im Wege steht. 
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Das Bemühen um den Datenschutz in Europa macht 
auch unabhängig von der EG-Richtlinie Fortschritte; 
dabei wird auch gern auf die Erfahrungen deutscher 
Datenschutzbehörden zurückgegriffen. So habe ich 
auf einer Veranstaltung der Autonomen Provinz 
Bozen (Südtirol) zur Vorbereitung eines Datenschutz- 
gesetzes für diese Provinz das einleitende Grundsatz- 
referat gehalten. Die für die Beratung des neuen 
schweizerischen Datenschutzgesetzes zuständige 
Kommission des Schweizer Nationalrats hat mich 
neben einem Vertreter der französichen Datenschutz- 
kommission als Sachverständigen gehört. 

1.1.5 Wissenschaftliche und technische Entwicklungen 

Wissenschaftliche und technische Entwicklungen und 
die praktische Anwendung der neuesten Erkennt- 
nisse sind auch im Berichtsjahr weitergegangen, ohne 
daß immer die erforderlichen datenschutzrechtlichen 
Vorkehrungen getroffen waren. 

Für die Praxis besonders bedeutsam ist die Entwick- 
lung der Telekommunikation, die vom Bundesmini- 
ster für Post und Telekommunikation mit Recht als ein 
Schlüsselsektor der Volkswirtschaft angesehen wird. 
Besondere Bedeutung kommt dabei der auch interna- 
tionalen Einführung von ISDN in Europa zu. Nach der 
Einrichtung der ersten internationalen ISDN-Verbin- 
dung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Niederlanden im Oktober 1989 wurde ein Jahr 
später die Verbindung zum französischen Netz und im 
Dezember 1990 mit der britischen Fernmeldeverwal- 
tung hergestellt. Der Bundesminister für Post und Te- 
lekommunikation bewertete dies mit Recht als Ein- 
richtung von Autobahnen für die Telekommuni- 
kation. Telekommunikationsautobahnen benötigen 
aber besondere Verkehrsregelungen. Diese fehlen 
immernoch. Weil die Entwicklung auch im Mobilfunk 
weitergeht (s. unten 8.1.3 und 8.7), ist es höchste Zeit, 
daß die erforderlichen Rechtsvorschriften jetzt schnell 
geschaffen werden (s. unten 8.1). 

Die Genomanalyse ist inzwischen durch die Rechts- 
sprechung anerkannte Praxis im gerichtlichen 
Verfahren, ohne daß der Gesetzgeber die erforderli- 
chen gesetzlichen Vorkehrungen gegen einen Miß- 
brauch der durch Genomanalyse gewonnenen beson- 
ders schützenswerten Daten geschaffen hat (vgl. un- 
ter 4.2) 

Die Erfahrung, daß die erforderliche Rechtsetzung der 
wissenschaftlichen und technischen Entwicklung hin- 
terherhinkt, könnte noch durch weitere Beispiele ver- 
deutlicht werden. Es besteht Anlaß, erneut an Bun- 

desregierung und EG zu appellieren, bei der Planung 
neuer technischer Einrichtungen, die für das Persön- 

lichkeitsrecht der Bürger von Bedeutung sind, recht- 
zeitig die erforderlichen konzeptionellen Vorgaben zu 
machen und dabei nicht nur technischen Fortschritt 
und wirtschaftlichen Erfolg, sondern ganz selbstver- 
ständlich auch den Schutz des Persönlichkeitsrechts 
der Bürger anzustreben. Eine rechtzeitige Beteiligung 
der Datenschutzkontrollinstanzen wäre der Errei- 
chung dieses Zieles sicher förderlich (s. unten 8.7).
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1.1.6 Beratung durch den Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz 

Das Ende der abgelaufenen Legislaturperiode und die 
vom Gesetzgeber im Zusammenhang mit der deut- 
schen Einheit zu lösenden Probleme haben dazu ge- 
führt, daß im Berichtszeitraum meine Beratung im 

Bereich der Gesetzgebung besonders in Anspruch ge- 
nommen worden ist. 

Im Zusammenhang mit der deutschen Einheit hat die 
Bundesregierung mich insbesondere bei der Beratung 
der Vorschriften über die künftige Geltung des Bun- 
desdatenschutzgesetzes in den neuen Ländern und 
über die vorläufige Regelung für die Unterlagen des 
früheren Ministeriums für Staatssicherheit intensiv 
beteiligt. Auch bei der Ausarbeitung der Benutzerord- 
nung des Sonderbeauftragten der Bundesregierung 
für die personenbezogenen Unterlagen des ehemali- 
gen Staatssicherheitsdienstes konnte ich von Anfang 
an mitwirken. 

Aus dem Bereich der Bundesgesetzgebung erwähne 
ich besonders das Gesetz zur Fortentwicklung der 
Datenverarbeitung und des Datenschutzes, mit dem 
auch ein neues Verfassungsschutzgesetz sowie Ge- 
setze über den Militärischen Abschirmdienst und den 
Bundesnachrichtendienst geschaffen worden sind. 
Bei den Beratungen konnte ich manche datenschutz- 
rechtlichen Verbesserungen erzielen. 

Als erstes größeres Gesetzgebungsvorhaben aus den 
neuen Ländern hat mir das sächsische Innenministe- 
rium den Entwurf eines neuen Polizeigesetzes zuge- 
leitet, zu dem ich auch bereits Stellung genommen 
habe. 

In recht großem Umfang haben nicht nur Behörden 
aus den „alten” Bundesländern, sondern auch nach- 
geordnete Behörden aus dem Beitrittsgebiet um Bera- 
tung zu den verschiedensten datenschutzrechtlich be- 
deutsamen Fragen gebeten, von der Frage nach der 
sachgerechten Behandlung von Personalakten über 
die Behandlung von Gesundheitsdaten bis zum Um- 
gang mit Sozialdaten. Wegen der nur zögernden Bil- 
dung der Landesregierungen in den neuen Ländern 
ist die Beratungstätigkeit diesen gegenüber nur 
schleppend in Gang gekommen. Ich werde noch ver- 
mehrt eigene Initiativen ergreifen, um meine Bera- 
tungsaufgabe gerade im Beitrittgebiet zu erfüllen. 

1.1.7 Eingaben von Bürgern 

Im Berichtsjahr haben wiederum eine große Zahl von 
Bürgern von ihrem Recht Gebrauch gemacht, sich mit 
Eingaben an mich zu wenden. Die Eingaben haben 
wieder fast den gesamten Bereich der Bundesverwal- 
tung betroffen. Einige Beispiele mögen dies verdeut- 
lichen: 

1. Ein Bürger aus Nordrhein-Westfalen beklagte sich 
darüber, daß eine Grundstücksverwaltungsgesell- 
schaft offenbar von seinem bei einer thüringischen 
Stadt gestellten Rückerstattungsantrag für ein 
Grundstück erfahren hatte. Meine Ermittlungen 
ergaben den dringenden Verdacht, daß diese Infor- 
mation tatsächlich pflichtwidrig weitergegeben   

worden war. Die betroffene Stadt hat Strafanzeige 
bei der Staatsanwaltschaft erstattet. 

. Ein ehemaliger Bausoldat der Nationalen Volksar- 
mee der früheren DDR erkundigte sich bei mir da- 
nach, welche Unterlagen über ihn noch jetzt bei 

Behörden der (neuen) Bundeswehr vorhanden 
seien. Im Rahmen eines Kontrollbesuchs beim zu- 
ständigen Kreiswehrersatzamt in Sachsen konnte 
ich feststellen, welche Unterlagen noch über den 
Petenten vorhanden sind und ihm anschließend 
mitteilen, daß er jederzeit Einsicht in diese nehmen 
kann. 

. Ein Bürger kaufte sich in einem Reisebüro ein Su- 
persparpreis-Ticket der Deutschen Bundesbahn, 
das nur an bestimmten Tagen benutzt werden darf. 
Die Ausschlußtage waren im Fahrscheinheft ange- 
geben und die Gültigkeit für die späteste Hinfahrt 
und früheste Rückfahrt auf dem Umschlag des 
Fahrscheinheftes handschriftlich notiert. Bei der 
Rückreise teilte ein Zugbegleiter dem Fahrgast mit, 
sein Fahrschein habe für den von ihm gewählten 
Rückreisetag keine Gültigkeit, obwohl dieser Tag 
als frühester Rückreisetag auf dem Umschlag des 
Fahrscheinheftes eingetragen war. Auch eine 
Durchsicht des Verzeichnisses der Ausschlußtage 
im Fahrscheinheft brachte dem Fahrgast keinen 
Hinweis darauf, daß die Auffassung des Zugbeglei- 
ters richtig war. Er weigerte sich daher, das von 
dem Zugbegleiter verlangte erhöhte Beförde- 
rungsentgelt zu zahlen. Nachdem der Fahrgast 
auch der Aufforderung des Zugbegleiters nicht 
nachkam, sich auszuweisen, wurde er am nächsten 

Haltebahnhof von zwei Bahnpolizisten aufgefor- 
dert, den Zug zu verlassen. Trotz des Hinweises des 
Fahrgastes, daß er einen wichtigen Termin wahr- 
zunehmen habe und er nach Verlassen des IC sei- 
nen Anschlußzug nicht mehr erreiche, versuchten 
Bahnpolizisten, ihn unter Anwendung unmittelba- 
ren Zwangs aus dem Zug zu holen. Erstnachdem er 
seine Personalien angegeben und sich ausgewie- 
sen hatte, konnte er die Fahrt fortsetzen. 

Meine auf die Eingabe des Bürgers durchgeführte 
Rückfrage bei der Deutschen Bundesbahn ergab, 
daß durch eine gesonderte Veröffentlichung die 
Ausschlußtage für das Angebot „Supersparpreis” 
erweitert und alle Verkaufsstellen gebeten worden 
waren, diese Tage handschriftlich in die Heftum- 
schläge einzutragen. Durch ein Versehen des Rei- 
sebüros war dieser handschriftliche Zusatz in dem 
Fahrscheinheft des Fahrgastes unterblieben. Die- 
ser konnte — weil der fragliche Tag ausdrücklich 
als erster Rückreisetag eingetragen war — eıst 
recht davon ausgehen, daß er berechtigt war, die 
Fahrkarte an diesem Tag zu benutzen. Die Deut- 
sche Bundesbahn akzeptierte diese Erklärung und 
versicherte, daß die in diesem Zusammenhang er- 
hobenen personenbezogenen Daten gelöscht wor- 
den seien. 

. Einem Petenten, der Arbeitstosenhilfe beantragt 
hatte, war vom zuständigen Arbeitsamt zur Über- 
prüfung seiner Bedürftigkeit ein Fragebogen vor- 
gelegt worden, der u. a. Angaben über die Namen 
von Mietern in einem Haus des Petenten vorsah. 
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Die Bundesanstalt für Arbeit hat auf meine Nach- 
frage eingeräumt, daß die namentliche Bezeich- 
nung der Mieter für ihre Aufgabenerfüllung nıcht 
erforderlich ist. Sie hat das betreffende Arbeitsamt 
angewiesen, auf die Frage nach den Namen der 
Mieter künftig zu verzichten und im Falle des Pe- 

tenten die Namen der Mieter in der Leistungsakte 
zu schwärzen. 

. Ein Petent beschwerte sich darüber, daß das Ar- 
beitsamt seiner mehrfachen Bitte, Bewerbungsun- 
terlagen erst nach seiner vorherigen Information 
und Zustimmung an Dritte weiterzugeben, nicht 
entsprochen hatte. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat eingeräumt, daß 
die mehrfachen Anträge des Petenten keinen ent- 
sprechenden Hinweis in seinen Vermittlungsun- 
terlagen bewirkt hatten. Sie nahm die Eingabe zum 
Anlaß, im Rahmen einer Rundverfügung auf die 
bestehende Weisungslage hinzuweisen, die eine 
Weitergabe von Bewerbungsunterlagen nur mit 
Zustimmung des Bewerbers zuläßt, wenn dieser 
einen entsprechenden Wunsch geäußert hat. 

. Ein Bürger hat sich an mich gewandt, weil das Bun- 
deskriminalamt ihm eine Auskunft über gespei- 
cherte Daten verweigert hatte. Er hatte bereits das 
Verwaltungsgericht angerufen mit dem Antrag, 
ihm Einsicht in Unterlagen des BKA zu gewähren. 
Ich konnte feststellen, daß die Mehrzahl der beim 
Bundeskriminalamt gespeicherten Vorgänge dem 
Betreffenden ohnehin bekannt waren, z. B. erken- 
nungsdienstliche Behandlungen und strafgerichtli- 
che Verfahren. Ich habe dem BKA daher dargelegt, 
daß es verpflichtet ist, zumindest eine Teilauskunft 
über die in Dateien gespeicherten Daten zu geben 
und gebeten, soweit es die Auskunft ablehnen 
möchte, mir gegenüber zu begründen, inwiefern 
durch eine Auskunft die Aufgabenerfüllung der 
Krimninalpolizei gefährdet würde. Das BKA hat 
das abgelehnt und auch die Zustimmung dazu ver- 
weigert, daß ich dem Betroffenen etwas über die 
beim BKA vorhandenen Daten mitteile. Das BKA 
meint, auch durch eine solche Teilauskunft werde 
seine Position im anhängigen Verwaltungsge- 
richtsverfahren verschlechtert. 

Ich habe die vollständige Auskunftsverweigerung 
durch das BKA beanstandet. Weder die Verpflich- 
tung der Behörden, den Betroffenen Auskunft zu 
erteilen, noch das Recht der Betroffenen, sich beim 
Bundesbeauftragten über eine Verletzung ihrer 
Datenschutzrechte zu beschweren, entfällt des- 
halb, weil ein gerichtliches Verfahren mit einem 
weitergehenden Streitgegenstand anhängig ist. 

. Als ich die Eingabe eines ausländischen Mitbür- 
gers bearbeitete, stellte ich fest, daß das Bundes- 
amt für Verfassungsschutz. die Akten des Asylbe- 
werbers komplett kopiert, zu seinen Akten genom- 
men und auch dann noch weiter aufbewahrt hatte, 

als der Asylantrag positiv beschieden worden war. 
Aufgrund meiner Intervention wurde das Verfah- 
ren umgestellt: In Zukunft nimmt der Verfassungs- 
schutz nur noch solche Erkenntnisse zu seinen Ak- 
ten, die verfassungsschutzrelevante Informationen 
enthalten.   

8. Ein Petent hat sich dagegen gewandt, daß er Mit- 
teilungen des Kreiswehrersatzamtes mit personen- 
bezogenen Daten auf offenen Postkarten erhielt. 
Aufgrund meiner Intervention hat der Bundesmini- 
ster der Verteidigung die Weisung gegeben, solche 
Mitteilungen in Zukunft nur noch in verschlosse- 
nem Umschlag zu versenden. 

9. Ein Wehrpflichtiger hat mit Recht beanstandet, daß 
der vom Bundesminister der Verteidigung ver- 
wandte Fragebogen zur Wehrüberwachung Fra- 
gen enthielt, die für die Aufgabe der Wehrüberwa- 
chung überhaupt nicht erforderlich waren, wie 

z.B. nach dem Geschlecht eines Kindes, dem Ar- 
beitgeber und der Schulbildung der Ehefrau. Der 
Bundesminister der Verteidigung hat daraufhin 
angeordnet, daß der entsprechende Fragebogen 
des Kreiswehrersatzamtes nicht mehr verwendet 
wird. 

1.1.8 Datenschutzrechtliche Kontrollen 

Die Erkenntnisse, die aus Kontroll- und Informations- 
besuchen gewonnen werden, sind, das hat sich ge- 
rade im Berichtsjahr gezeigt, für einen wirksamen 
Datenschutz unverzichtbar. Es kommt immer wieder 
vor, daß das daraus gewonnene Wissen bei Verhand- 
lungen mit Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
und mit obersten Bundesbehörden entscheidend ist, 
weil diese sich über die Verhältnisse vor Ort oft nicht 
so intensiv unterrichten können, wie das im Rahmen 
einer Datenschutzkontrolle möglich ist. Die Kontrol- 
len reichten im Berichtszeitraum von Bundesministe- 
rien bis zu den untersten nachgeordneten Behörden, 
etwa Arbeitsämtern, Bahnhöfen, Fernmeldeämtern. 

Seit dem 3. Oktober 1990 haben meine Mitarbeiter 
auch Behörden der (neuen) Bundesverwaltung in den 
neuen Ländern sowie dort als gemeinsame Länder- 
einrichtungen fortbestehende Dienststellen besucht. 
Die dabei ausgeübte Tätigkeit war in der Sache sicher 
„Kontrolle“, die meine Mitarbeiter aber ganz bewußt 
im Sinne von Beratung und eigener Information aus- 
geübt haben. Die Schwerpunkte lagen bei den Archi- 
ven und Lagern für die Unterbringung der Stasi-Un- 
terlagen und bei den großen Datensammlungen der 
DDR, wie dem Zentralen Einwohnerregister, der Datei 
„Dora“ des Zentralen Kriminalamts und dem Strafre- 
gister des früheren Generalstaatsanwalts der DDR. 
Die Dienststellen haben die gegebenen Vorschläge 
und Anregungen in aller Regel akzeptiert und soweit 
irgend möglich umgesetzt. 

1.1.9 Zur Lage des Datenschutzes 

Der Datenschutz ist bei den meisten Bundesbehörden 
anerkannt. Gleichwohl fallen immer wieder Mängel 
auf, die zeigen, wie notwendig eine laufende daten- 
schutzrechtliche Kontrolle ist. Die Verwirklichung des 
Datenschutzes in der Praxis ist sehr oft ein mühsames 
Ringen, das einen langen Atem und Durchsetzungs- 
bereitschaft erfordert. Bei meinen Bemühungen um 
stärkeren Schutz des Persönlichkeitsrechts der Bürger 
sind Fehlschläge nicht ausgeblieben. Gleichwohl: die
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Erfolge können sich sehen lassen, wie auch dieser 
Bericht zeigt. 

In den neuen Ländern zeigt sich viel guter Wille, For- 
derungen des Datenschutzes gerecht zu werden. An- 
dererseits wird aber gelegentlich auch das Mißver- 
ständnis sichtbar, der Datenschutz stehe etwa Aus- 
künften aus Stasi-Unterlagen oder der Einsicht in sol- 
che Unterlagen prinzipiell entgegen. Das trifft schon 

deshalb nicht zu, weil die Transparenz der Datenver- 
arbeitung, also das Recht, Auskunft über gespeicherte 
Daten, wenn möglich auch Einsicht in solche, zu er- 

halten, zu den Grundforderungen des Datenschutzes 
gehört. Einschränkungen können sich nur aus den 
Rechten Dritter ergeben. 

Im Berichtszeitraum mußte sich der Datenschutz auch 
gegen unberechtigte Angriffe verteidigen (s. 4.1). 

Nach jedem neuen Terroranschlag gehört es inzwi- 
schen zu einem mit einiger Sicherheit zu erwartenden 
Ritual, daß gefordert wird, jetzt müßten endlich Per- 

sönlichkeitsrecht und Datenschutz zurücktreten. Da- 
bei gehört es auch zu der Erfahrung, daß im Zusam- 
menhang mit solchen Forderungen keinerlei konkrete 
Hinweise gegeben werden, welche datenschutzrecht- 
liche Regelung welchen polizeilichen Maßnahmen 
zur Verhinderung des jeweils letzten Terroranschlags 
im Wege gestanden hat. Tatsache ist, daß ich in mei- 
ner nun fast dreijährigen Amtszeit niemals einen Vor- 
schlag des Bundeskriminalamts zur Verbesserung der 
Terrorismusbekämpfung aus Datenschutzgründen 
abgelehnt habe. Ich habe in diesem Bereich keine 
Maßnahme des BKA oder BfV gerügt, geschweige 
denn förmlich beanstandet, obwohl der Gesetzgeber 
im Bereich des Polizei- und Strafprozeßrechts die er- 
forderlichen Rechtsvorschriften bis heute nicht erlas- 
sen hat. Ich habe gerade wegen der möglichen Aus- 
wirkungen auf die Arbeit der Polizei und der Staats- 
anwaltschaft nie einen Termin genannt, an dem der 
Übergangsbonus für Eingriffe in das Recht auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung ohne ausdrückliche 
Rechtsgrundlage abgelaufen ist oder ablaufen wird. 
Ich fordere daher alle Beteiligten zu einer fairen Dis- 
kussion auf. Für mich ist bedeutsam, was ein aner- 

kannter polizeilicher Fachmann im Heft 3 des Daten- 
schutzberaters 1991 unter der Überschrift „Sicher- 
heitsbehördliche Ermittlungen blockiert durch den 
Datenschutz?“ als Fazit seiner Untersuchung fest- 
stellte: 

„Vorfeldermittlungen der Polizei, insbesondere im 
Rahmen der vorbeugenden Verbrechensbekämp- 
fung, scheitern nicht an dem vielgeschmähten und 
als ‚Tatenschutz’ diskriminierten Datenschutz” 

Ich brauche nicht zu betonen, daß ich jederzeit zu 
Gesprächen und auch zu Mitverantwortung bereit 
bin, wenn es darum gehen sollte, echte oder vermeint- 
liche datenschutzrechtliche Schranken für ein Tätig- 
werden der Strafverfolgungsorgane bei der Terroris- 
musbekämpfung zu erörtern und — wenn möglich — 
zu beheben. Es ist aber einfach zu billig, den Daten- 
schutz als Sindenbock für mangelnde Erfolge bei der 
Terrorismusbekämpfung, die ich niemandem anlaste, 
vorzuführen.   

1.2 Kontrollen und Beratungen 

Bei folgenden Behörden haben Mitarbeiter meiner 

Dienststelle im Berichtszeitraum Kontrollen, Beratun- 
gen und Informationsbesuche durchgeführt: 

— Bundeskanzleramt 

— Auswärtiges Amt 

— Bundesminister des Innern 

— Bundesminister der Justiz 

— Bundesminister der Finanzen 

— Bundesminister für Wirtschaft 

— Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

— Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

— Bundesminister der Verteidigung 

— Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit 

— Bundesminister für Verkehr 

— Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Re- 
aktorsicherheit 

— Bundesminister für Post und Telekommunikation 

— Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

— Bundesrechnungshof 

— Bundesnachrichtendienst 

— eine Botschaft 

— Bundesverwaltungsamt 

— Statistisches Bundesamt 

— Bundesarchiv 

— Bundesamt für Verfassungsschutz 

— Bundeskriminalamt 

— Dienststelle des Sonderbeauftragten der Bundes- 
regierung für die personenbezogenen Unterlagen 
des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes einschl. 
einiger Archive 

— Grenzschutzdirektion 

— Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof 
(Abteilung IV Bundeszentralregister) 

— Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen 

— Zollkriminalinstitut 

— Deutsche Genossenschaftsbank 

— Physikalisch-Technische Bundesanstalt 

— Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten der 
Tiere 

— Bundesanstalt für Arbeit 

— Militärischer Abschirmdienst 

— Bundesgesundheitsamt 

— Kraftfahrt-Bundesamt 

— Bundesanstalt für Flugsicherung 

— Deutsche Bundesbahn 

— Deutsche Bundespost TELEKOM 

— Deutsche Bundespost POSTDIENST 

— Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

— Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost 

— Bundesverband der Betriebskrankenkassen
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— Verband der Angestellten-Ersatzkassen 

— eine Geschäftsstelle der Barmer Ersatzkasse 

— Betriebskrankenkasse Salzgitter 

— Kaufmännische Krankenkasse Hannover 

— Maschinenbau-Berufsgenossenschaft, Düsseldorf 

— Bau-Berufsgenossenschaft, Wuppertal 

— Chemie-Berufsgenossenschaft, Heidelberg 

— eine berufsgenossenschaftliche Unfallklinik 

— Zentrales Einwohnerregister für das Beitrittsge- 
biet 

— Gemeinsames Landeskriminalamt für das Beitritts- 
gebiet 

— die Treuhandanstalt 

— ein Kreiswehrersatzamt in den neuen Bundeslän- 
dern 

— ein Bahnhof der Deutschen Bundesbahn 

— eine Heimatschutzbrigade der Bundeswehr 

— ein Arbeitsamt 

Nachfolgend sind wichtige aktuelle Themen und die Art ihrer Bearbeitung aufgeführt: 

Thema 

Einigungsvertrag 

Inverwahrnahme, Sicherung und Verwendung der 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der früheren 
DDR (Stasi-Unterlagen) 

Übernahme des Strafregisters beim Generalstaats- 
anwalt der DDR 

Ausländergesetz und Verordnungen hierzu 

Regierungsentwurf eines Gesetzes über das Auslän- 
derzentralregister 

Datenverarbeitungstechnische Neukonzeption des 
Ausländerzentralregisters 

Gesetz zur Regelung des Aufnahmeverfahrens für 
Aussiedler 

Durchführung des Aussiedleraufnahmeverfahrens 

Behandlung von Unterstützungsunterschriften im 
Zusammenhang mit Wahlen 

Bundesratsentwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung 
des illegalen Rauschgifthandels und anderer Erschei- 
nungsformen der organisierten Kriminalität 

Diskussionsentwurf einer gesetzlichen Regelung zum 
genetischen Fingerabdruck (Genomanalyse im Straf- 
verfahren) 
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Art der Erledigung 

Beteiligung an den Vertragsverhandlungen im Rah- 
men der bundesdeutschen Verhandlungsdelegation 
sowie Stellungnahmen gegenüber mehreren Bundes- 
ministerien 

Beratung des Sonderbeauftragten der Bundesregie- 
rung und des BMI durch schriftliche Empfehlungen, 
insbesondere bei der Vorbereitung der Benutzerord- 
nung 

Beratung des BMJ bei Vorbereitung der Regelungen 
im Einigungsvertrag sowie des Generalbundes- 
anwalts beim Bundesgerichtshof (Abteilung IV-Bun- 
deszentralregister) für die Durchführung der Über- 
nahme 

Beratung des Innenausschusses des Deutschen Bun- 
destages und schriftliche Stellungnahmen gegenüber 
dem BMI 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem Innenausschuß des Deutschen Bundestages und 
dem BMI 

Beratung und schriftliche Empfehlungen gegenüber 
dem BMI 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMI 

Beratung des BMI und des Bundesverwaltungs- 
amtes 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMI 

Schriftliche Empfehlungen gegenüber dem BMJ, Mit- 
beratung in der Datenschutzkonferenz 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMJ
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Thema 

Arbeitsentwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Bundeszentralregistergesetzes 

Zivilprozeßordnung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschrif- 
ten über das Schuldnerverzeichnis 

Entwurf eines Gesetzes über Mitteilungen der Justiz 
von Amts wegen in Zivil- oder Strafsachen 

Entwurf einer Steuerdaten-Abrufverordnung 

Fünftes Gesetz zur Ändeung des Steuerberatungs- 
gesetzes 

Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften 

Kinder- und Jugendhilfegesetz 

Bundeserziehungsgeldgesetz 

Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergeset- 
zes und des Straßenverkehrsgesetzes 

Zehntes Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsgeset- 
zes 

Gesetz über Gebühren für die Benutzung von Bundes- 
fernstraßen mit schweren Lastfahrzeugen 

Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen 

Entwurf eines Strafverfolgungsstatistikgesetzes 

Gesetz zur Änderung des Mikrozensusgesetzes 

Justizinformationssystem (JUSTIS) 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung datenschutz- 
rechtlich relevanter Vorschriften im Gewerberecht 

Gesetz über Wasser- und Bodenverbände 

Art der Erledigung 

Beratung des BMJ 

Schriftliche Empfehlungen zu verschiedenen Proble- 
men gegenüber dem BMJ 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMJ 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMJ 

Beratung des BMF 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMF 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMI, dem BMVg, dem Innenausschuß und dem 
Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages 

Beratung des BMJFFG und des zuständigen Aus- 
schusses des Bundestages 

Schriftliche 
BMJFFG 

Stellungnahme gegenüber dem 

Stellungnahme gegenüber dem BMV sowie dem Ver- 
kehrs- und dem Finanzausschuß des Deutschen Bun- 
destages 

Stellungnahme gegenüber dem BMV sowie dem In- 
nen- und dem Verkehrsausschuß des Deutschen Bun- 
destages 

Stellungnahme gegenüber dem BMV sowie dem Ver- 
kehrsausschuß des Deutschen Bundestages 

Schriftliche Änderungsanregung gegenüber dem 
BMBau 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMJ 

Beratung des BMI und des Innenausschusses des 
Deutschen Bundestages sowie schriftliche Stellung- 
nahme gegenüber dem BMI 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMJ 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMWi 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BML 

11
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Thema 

Ernährungsvorsorgegesetz und Emährungssicher- 
stellungsgesetz 

Verordnung über die Anforderungen in der Meister- 
prüfung im Weinbau und Verordnung über die Anfor- 
derungen in der Meisterprüfung für den Beruf Land- 
wirt/Landwirtin 

Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 7. Juni 1990 zu Informationen über die Um- 
welt 

EG-Statistikverordnung vom 11. Juni 1990 

Verordnung des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften vom 7. Mai 1990 zur Errichtung einer Euro- 
päischen Umweltagentur und eines Europäischen 
Umweltinformations- und Umweitbeobachtungsnet- 
zes 

Vorschlag einer Verordnung des Rates der Europäi- 
schen Gemeinschaften zur Änderung der Verordung 
Nr. 283/72 betreffend die Unregelmäßigkeiten und 
die Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter Beiträge 
im Rahmen der Finanzierung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik sowie die Einrichtung eines einschlägi- 
gen Informationssystems 

Entwurf einer EG-Datenschutzrichtlinie 

EG-Asylzuständigkeitsabkommen 

Errichtungsanordnungen für Dateien des BfV 

Verkartungspläne für eine Abteilung des BfV 

Organisatorische und technische Fragen der Datensi- 
cherheit beim BND 

Fahndungsunion mit der ehemaligen DDR und Vor- 
bereitung der Überführung von Dateien von Polizei- 
dienststellen der ehemaligen DDR in Inpol 

Vorschriften für den personellen Geheimschutz 

Gesundheitsreformgesetz 
Fortentwicklung) 

(datenschutzrechtliche 
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Art der Erledigung 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BML und 
dem BMI 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BML 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMU 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMI 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMU 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMF und 
dem BML 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber den zuständi- 
gen Ressorts, Beratung mit in- und ausländischen Da- 
tenschutzbeauftragten 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMI 

Schriftliche Stellungnahmen gegenüber dem BMI 
und dem BfV 

Schriftliche Stellungnahme gegenüber dem BMI und 
dem BfV 

Beratung des BND 

Beratungen mit dem BMI, dem BMF, dem Innenmini- 
ster der früheren DDR, dem BKA und dem Zentralen 
Kriminalamt der ehemaligen DDR 

Beratungen und schriftliche Stellungnahme gegen- 
über dem BMVg und dem BMWi 

Schriftliche Stellungnahme und Beratung gegenüber 
dem BMA und den Spitzenverbänden der Kranken- 
kassen und der Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gung
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Thema 

Gesundheitsreformgesetz (Gestaltung der Kranken- 
versichertenkarte} 

Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung im Bereich 
der ehemaligen DDR 

Organisationsdienst für nachgehende Untersuchun- 
gen (ODIN) 

Automatisierte Personaldatenverarbeitung ein- 
schließlich APC-Einsatz, Beihilfe-, Telefondaten- und 
Textverarbeitung sowie entsprechende Dienstverein- 
barungen 

Verordnung zur Bestimmung des Musters und des 
Inhalts des Sozialversicherungsausweises, seiner 
Ausstattung mit einem Lichtbild und der Form der 
Eintragungen (Sozialversicherungsausweis-Verord- 
nung) 

Entwürfe von Datenschutzverordnungen für die Un- 
ternehmen der Deutschen Bundespost (Telekom, 
Postdienst und Postbank) 

Sicherheit bei Telefax 

Beschaffung und Betrieb von Telekommunikations- 
anlagen 

Verbindungsdatenspeicherung bei Funktelefondien- 
sten 

Regelungen für den datenschutzgerechten Einsatz 
von Arbeitsplatzcomputern 

Verbrauchsdatenerfassung mit TEMEX 

Einführung einer Kundennummer durch die DBP TE- 
LEKOM 

Gesetz über die Errichtung des Bundesamtes für Si- 
cherheit in der Informationstechnik 

Datenverarbeitung durch Unternehmen mit Treu- 
handbeteiligung 

Art der Erledigung 

Schriftliche Stellungnahme und Beratung gegenüber 
dem Verband der Angestellen-Krankenkassen 

Schriftliche Stellungnahme und Beratung gegenüber 
dem BMA 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMA und der Chemie-BG 

Beratungen und schriftliche Stellungnahmen gegen- 
über mehreren Behörden und Personalvertretungen 

Beratung und schnftliche Stellungnahme gegenüber 
dem BMA 

Beratung des BMPT und des Ausschusses für Post und 
Telekommunikation des Deutschen Bundestages so- 
wie schriftliche Stellungnahme gegenüber dem 
BMPT 

Übersendung von Hinweisen sowie eines Merkbiattes 
an die obersten Bundesbehörden 

Rundschreiben mit Hinweisen an die obersten Bun- 
desbehörden 

Besprechunggen und Beratungen mit dem BMPT und 
zukünftigen Netzbetreibern 

Mitwirken bei der Erstellung von Regelungen und 
Dienstanweisungen, insbesondere bei der DBP POST- 

DIENST und der DBP TELEKOM 

Beratung des Bundesministers für Wirtschaft beim 
Entwurf von Datenschutzregelungen in den entspre- 
chenden Verordnungen über allgemeine Bedingun- 
gen für die Versorgung 

Beratung und schriftliche Stellungnahme gegenüber 
der Generaldirektion 

Beratungen des BMI, des Interministeriellen Koordi- 
nierungsausschusses für die Sicherheit in der Informa- 
tionstechnik und des Innenausschusses des Deut- 
schen Bundestages sowie schriftliche Stellungnahme 
gegenüber dem BMI 

Beratung der Treuhandanstalt 

  

13
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1.3 Besondere Erfolge und erfreuliche 
Feststellungen 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz ist nach 
$ 19 BDSG Kontrollorgan. Seine Tätigkeit ist damit auf 
kritische Prüfung angelegt. Er ist, wie unter 1.4 noch 
ausgeführt wird, auch zu förmlichen Beanstandungen 
verpflichtet. Es ist ihm aber nicht untersagt, auch Lob 
auszusprechen. Solches ist insbesondere veranlaßt, 
wenn eine gesetzliche Regelung deutlich über das aus 
verfassungsrechtlichen Gründen gebotene Mindest- 
maß hinausgeht oder wenn Verwaltungsbehörden 
beim Vollzug von Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten zum Schutz des Persönlichkeitsrechts der Bürger 
mehr tun, als die ihnen vorgegebenen Regelungen 
eigentlich fordern. 

Dieser Bericht enthält verstreut in den einzelnen Kapi- 
teln und Abschnitten derartige Feststellungen. Sie 
mögen für sich allein gesehen nichts besonders Groß- 
artiges darstellen. Sie zeigen aber jeweils eine beson- 
dere Sensibilität der Beteiligten für die Wahrung des 
Datenschutzes und verdienen es deshalb, besonders 
genannt zu werden. Da sie bei einer Gesamtlektüre 
des Berichts leicht untergehen, möchte ich erstmals 
einige aus meiner Sicht besonders datenschutz- 
freundliche Ereignisse des Berichtsjahres in einem ei- 
genen Berichtsteil zusammenfassen und dabei auch 
die dafür verantwortlichen Behörden ausdrücklich 
hervorheben. 

1. Unter den Gesetzen, die im Berichtszeitraum ver- 
abschiedet wurden, steht das Gesetz zur Neuord- 
nung des Kinderund Jugendhilferechts auf einem 
hohen datenschutzrechtlichen Niveau. In enger 
und vertrauensvoller Zusammenarbeit mit dem 
Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit und dem Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung ist noch während der 
Beratung des Gesetzentwurfs im Deutschen Bun- 
destag ein besonderes Kapitel bereichsspezifischer 
Datenschutzregelungen erarbeitet und dem feder- 
führenden Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit als Formulierungshilfe vorge- 
schlagen worden, Dieser hat den Vorschlag in das 
Gesetz aufgenommen ({s. 12.1). 

2. Der Bundesminister für Verkehr hat die Erfassung 
und Verarbeitung von Telefongesprächsdaten in 
seinem neuen Dienstgebäude unter meiner Beteili- 
gung so geregelt, daß alle meine datenschutzrecht- 
lichen Vorschläge voll verwirklicht wurden 
{s. 7.2). 

3. Die Grenzschutzdirektion Koblenz dokumentiert 
bei Abrufen aus dem Zentralen Verkehrsinforma- 
tionssystem ZEVIS über die gesetzlich vorgeschrie- 
benen Auswahlprotokollierungen hinaus jeden in 
diesem Zusammenhang erforderlichen Abruf auch 
in den Ermittlungsakten. Das läßt die Verantwort- 
lichkeit für solche Abrufe eindeutig feststellen und 
beugt Mißbräuchen vor (s. 9.1.2). 

4. Das Zollkriminalinstitut führt bei ZEVIS-Abrufen 
eine vollständige Zusatzprotokollierung durch. 
Dies führt im wesentlichen zu einem ähnlichen da- 
tenschutzfreundlichen Ergebnis wie das Verfahren 
der Grenzschutzdirektion (s. 9.1.2). 
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5. Das Statistische Bundesamt sieht davon ab, Einzel- 
angaben nach $ 14 Abs. 1 des Volkszählungsgeset- 
zes 1987 zu veröffentlichen, wenn diese weniger 
als 50 Einzelfälle betreffen. Es gewährleistet damit 
einen hohen Grad an Anonymität des Bürgers 
und schützt damit das Persönlichkeitsrecht 
(s. 10.3). 

1.4 Beanstandungen 

Rechtsverstöße gegen Bestimmungen des Bundesda- 
tenschutzgesetzes oder auch gegen datenschutz- 
rechtliche Bestimmungen anderer Gesetze habe ich 
nach $ 20 des Bundesdatenschutzgesetzes zu bean- 
standen. Die Anzahl der im Berichtsjahr ausgespro- 
chenen Beanstandungen entspricht der des vergange- 
nen Jahres. In diesem Zusammenhang muß aber er- 
wähnt werden, daß meine Kontroll- und Beratungstä- 
tigkeit sich seit dem 3. Oktober 1990 stark auf die 
Behörden und öffentlichen Stellen in den neuen Län- 
dern konzentriert hat. Dort habe ich von förmlichen 
Beanstandungen bewußt abgesehen, weil der Ge- 
danke des Datenschutzes erst Fuß fassen mußte, Ich 
habe mich insoweit bei meiner Kontrolle ganz bewußt 
auf eine Beratung konzentriert, 

Die gleichbleibend hohe Zahl von Beanstandungen 
gegenüber dem Bundesminister für Post und Tele- 
kommunikation ist ebenso augenscheinlich wie des- 
sen Weigerung, rechtswidrige Datenverarbeitungen, 
die in den Vorjahren beanstandet worden waren, zu 
beheben. Der Umgang mit den Daten der Postkunden 
ließ in manchen Fällen nicht den notwendigen Re- 
spekt vor deren Persönlichkeitsrecht erkennen. Man- 
che Beanstandung ließe sich vermeiden, wenn mich 
der Bundesminister für Post und Telekommunikation 
jeweils so rechtzeitig in seine Planungen einbeziehen 
würde, daß die datenschutzrechtlichen Fragen und 
Problemstellungen von Anfang an berücksichtigt 
werden können. 

Von erheblicher Bedeutung ist auch die gegenüber 
dem Bundesminister des Innern ausgesprochene Be- 
anstandung wegen der Gewährung unmittelbaren 
Zugriffs von Polizeidienststellen der Länder auf den 
Aktennachweis des BKA (BKA-AN). Dieser seit lan- 
gem von 'mir kritisierte Zustand ist erst auf meine 
förmliche Beanstandung hin beseitigt worden. 

Hervorzuheben sind auch die Beanstandungen beim 
Bundesnachrichtendienst, zu denen das Bundeskanz- 
leramt und der Bundesnachrichtendienst aber erfreu- 
licherweise schnelle Abhilfe zugesagt haben. 

Aus dem Rahmen fällt schließlich die Beanstandung 
bei einem als bundesunmittelbare Anstalt des öffent- 
lichen Rechts geführten Versicherungsunternehmen, 
das den Inhalt von Kundenanrufen aufgezeichnet und 
anschließend für Schulungszwecke verwendet hat. 
Diese Praxis ist nach meiner Beanstandung eingestellt 
worden. 

Es fällt auf, daß mehrere Beanstandungen wegen 
mangelnder Unterstützung meiner Dienststelle aus- 
gesprochen werden mußten. Zwar verläuft die Zu- 
sammenarbeit mit den allermeisten Behörden ver- 
trauensvoll und reibungslos. Gleichwohl gibt es im-



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode Drucksache 12/553 
  

mer wieder Fälle, in denen das Verhalten von Behör- 
den und Dienststellen die Erfüllung meiner Aufgaben 
beeinträchtigt. Wenn z. B. eine für die weitere Durch- 
führung einer datenschutzrechtlichen Kontrolle ge- 
troffene Absprache trotz Fristsetzung nicht eingehal- 
ten und erst nach förmlicher Beanstandung umgesetzt 

Die Beanstandungen im einzelnen: 

Staatssekretär beim Bundeskanzler 

Bundesminister des Innern 

Bundesminister der Verteidigung 

Bundesminister für Verkehr 

Bundesminister für Post und Telekommunikation 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

Bundesanstalt für Arbeit 

Eine Berufsgenossenschaft 

Ein Versicherungsunternehmen (bundesunmittelbare 
Anstalt des öffentlichen Rechts) 

wird, wie im Bundesministerium der Verteidigung, 
oder erbetene Auskünfte ohne jede Reaktion und trotz 

Fristsetzung nicht erteilt werden — so bei der Bun- 
desanstalt für Flugsicherung —, so zeugt dies für 
wenig Verständnis für die Aufgaben meiner Dienst- 

stelle. 

Verstoß gegen $ 9 Abs. 1, $ 19 Abs. 3 BDSG und ge- 
gen andere Vorschriften des Datenschutzes durch den 
Bundesnachrichtendienst (siehe 20.) 

— Verstoß des Bundeskriminalamtes gegen das Bun- 
desdatenschutzgesetz durch weitere Gewährung 
des unmittelbaren Zugriffs von Polizeidienststellen 
der Länder auf den BKA-AN; Verstoß gegen $ 10 
BDSG (s. 17.3) 

— Verstoß des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
gegen das Bundesdatenschutzgesetz in einem Ein- 
zelfall im Zusammenhang mit der Durchführung 
der Sicherheitsüberprüfung bei einer obersten 
Bundesbehörde; Verstoß gegen $ 10 BDSG 
(siehe 19.3) 

Nichteinhaltung einer Absprache über notwendige 
Vorbereitungen zur Durchführung einer Datenschutz- 
kontrolle; Verstoß gegen $ 19 Abs.3 BDSG 
(siehe 7.3) 

Verweigerung erbetener Auskünfte durch die Bun- 
desanstalt für Flugsicherung; Verstoß gegen $ 19 
Abs. 3 BDSG (siehe 7.2) 

— Rechtswidrige Übermittlung von Daten über Kon- 
tosperren aufgrund einer Verfügung des Bundes- 
ministers für Post und Telekommunikation; Ver- 

stoB gegen $ 10 BDSG (siehe 8.3) 

— Unzulässige Übermittlung der Daten von Mobil- 
funkkunden an ein Marktforschungsinstitut durch 
die Deutsche Bundespost TELEKOM; Verstoß ge- 
gen $ 11 BDSG (siehe 8.6) 

— Entgegen $ 454 Abs. 1 TKO durchgeführte und 
deshalb unzulässige Nutzung der Daten von BTX- 
Mitbenutzern für Werbezwecke (siehe 8.6) 

— Mangelnde organisatorische Sicherstellung des 
Datenschutzes, insbesondere beim Umgang mit 
Personaldaten; Verstoß gegen $ 15 BDSG 
(siehe 5.1) 

— Nichtaufnahme von Dateien in die Dateiübersicht 
und Nichtmeldung zum bei mir geführten Register; 
Verstoß gegen $ 15 und $ 19 Abs.4 BDSG 
(siehe 5.1) 

Verstoß gegen das in $ 1758 BGB verankerte Ausfor- 
schungsverbot durch Verwendung unzulässiger Vor- 
drucke (siehe 13.) 

Verletzung des Personalaktengeheimnisses (siehe 7.3) 

Unzulässige Tonbandaufzeichnung von Kundenanru- 
fen und Verwertung dieser Aufzeichnungen; Verstoß 
gegen $ 201 Nr.1 und 2 1. Alternative StGB 
(siehe 6} 
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1.5 Zusammenarbeit mit den Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und mit anderen Stellen 

Im Berichtszeitraum hat die Konferenz der Daten- 
schutzbeauftragten von Bund und Ländern Entschlie- 
Bungen zu folgenden Themen gefaßt: 

— Bundesdatenschutzgesetz und Bundesverfas- 
sungsschutzgesetz (Entschließung vom 22./ 
23. März 1990, Anlage 3) 

— Datenschutz im deutsch-deutschen Verhältnis 
(Entschließung vom 22./23. März 1990, Anlage 4) 

— Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung des ille- 
galen Rauschgifthandels und anderer Erschei- 
nungsformen der organisierten Kriminalität (Ent- 
schließung vom 27. Juni 1990, Anlage 5) 

— Neuregelung des Melderechtsrahmengesetzes 
(Entschließung vom 4./5. Oktober 1990, An- 
lage 6) 

— Erarbeitung von Krebsregister-Gesetzen in Bund 
oder Ländern {Entschließung vom 4./5. Oktober 
1990, Anlage 7) 

— Stärkung des Schutzes des Brief-, Post- und Fern- 
meldegeheimnisses sowie des nicht öffentlich ge- 
sprochenen Wortes (Entschließung vom 4./5. Okto- 

ber 1990, Anlage 8) 

— Vorschlag der EG-Kommission für eine Richtlinie 
des Rates zum Schutz von Personen bei der Verar- 
beitung personenbezogener Daten (Entschließung 
vom 29. Januar 1991, Anlage 9). 

— Telekommunikation und Datenschutz (Entschlie- 
Bung vom 8. März 1991, Anlage 10). 

Die Arbeitskreise der Konferenz bereiteten im Be- 
richtszeitraum nicht nur vorstehend genannte Ent- 
schließungen vor, sie bearbeiteten auch Probleme, die 
für den Datenschutz in Bund und Ländern bedeutsam 
waren, So hat sich z. B. der Arbeitskreis Personalwe- 
sen eingehend mit dem Entwurf eines Neunten Geset- 
zes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften be- 
faßt und zahlreiche Einzelfragen, u. a. das Fragerecht 
des Arbeitgebers, erörtert. 

Unverändert gut ist die Zusammenarbeit mit europäi- 
schen Institutionen des Datenschutzes geblieben 
(s. hierzu insbesondere Abschnitt 28 dieses Be- 
richts). 

Nach wie vor zeigte sich als wichtig, daß ich an Sit- 
zungen des Düsseldorfer Kreises teilnehme, in dem 
die Aufsichtsbehörden der Länder ihre gemeinsamen 
Probleme beraten, in deren Arbeitsgremien mitar- 
beite und mich damit über aktuelle Fragen des Daten- 
schutzes im nicht-öffentlichen Bereich informieren 
kann (s. unten 27). 

Im Berichtszeitraum habe ich viele Gespräche 
mit Vertretern von Firmen geführt, die DV-Anlagen 
und Software-Produkte herstellen oder vertreiben, 
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und dabei für die Belange des Datenschutzes gewor- 
ben. 

Unverändert sind die Teilnahme von Vertretern mei- 
ner Dienststelle an Sitzungen der Arbeitsgemein- 
schaft für wirtschaftliche Verwaltung (AWV), von 

Gremien des deutschen Instituts für Normung e.V. 
(DIN) und die gute Zusammenarbeit mit dem jetzigen 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik, 

früher Zentralstelle für Sicherheit in der Informations- 
technik. 

1.6 Die Dienststelle 

Die Arbeit meiner Dienststelle ist durch die Vorberei- 
tung des Einigungsvertrags und durch Hilfestellung 
zum Aufbau der Verwaltung in den neuen Ländern 
beeinflußt worden. Trotz der damit verbundenen Aus- 
wirkungen auf meine kleine Dienststelle war es 
selbstverständlich, daß ich umgehend einen Referen- 
ten für Arbeiten des Bundesministers des Innern im 
Zusammenhang mit dem Einigungsvertrag freige- 
stellt und einen Referatsleiter vier Monate lang für 
den Aufbaustab einer Landesregierung zur Verfü- 
gung gestellt habe. Die mit der deutschen Vereini- 
gung auch für mich eingetretene Aufgabenzunahme 
konnte natürlich nicht ohne Einfluß auf die personelle 
Ausstattung meiner Dienststelle bleiben. Der Eini- 
gungsvertrag hat mir unter anderem im Zusammen- 
hang mit der Sicherung und Nutzung der MfS-Unter- 
lagen zusätzliche und weitreichende Kontrollaufga- 
ben eingeräumt. Aus diesem Grunde habe ich ein 
neues Referat „Aufarbeitung der MfS-Unterlagen, 

Allgemeine Innere Verwaltung, Strafrecht” gebildet. 
Die Vermehrung der Aufgaben zeigt sich auch auf 
allen anderen Gebieten. Die Zahl der zu kontrollieren- 
den Behörden hat sich durch die Errichtung einer gro- 
Ben Zahl von Bundesbehörden im Beitrittsgebiet er- 
höht. Die Überleitung der früheren DDR-Verwaltung 
und -Gesetzgebung auf die Bundesverwaltung und 
Bundesgesetzgebung wırft völlig neue datenschutz- 
rechtliche Fragen auf. Bürger der DDR machen in gro- 
Ber Zahl von ihrem Recht, Eingaben an mich zu 
richten, Gebrauch. Ich habe deshalb bei den Haus- 

haltsverhandlungen darauf gedrungen, meiner 
Dienststelle in ausreichendem Maße Personal zur Ver- 
fügung zu stellen, um von Anfang an die Beratungs- 
und Kontrollaufgaben in einem den Bürgern der 
ehemaligen DDR sichtbaren und damit Vertrauen 
schaffenden Umfang einleiten und durchführen zu 
können. 

Meinen in diesem Zusammenhang erhobenen Perso- 

nalforderungen wurde im wesentlichen entsprochen, 

wofür ich allen Beteiligten dankbar bin. Leider wurde 
die Stelle für den Leiter des genannten neuen Refera- 
tes, die im Haushaltsentwurf auf Regierungsebene 
bereits zugestanden war, im weiteren Verlauf der 

Verhandlungen gestrichen. Auch die seit Jahren feh- 
lende Stelle für den Leiter des Referats Informations- 
technik ist noch nicht bewilligt worden. Ich halte es für 
unerläßlich, daß die noch offenen Stellenforderungen 
in den Haushalten 1991 und 1992 noch berücksichtigt 
werden.
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2 Datenschutz im Beitrittsgebiet 

2.1 Überblick 

Schon zu Beginn des Berichtsjahres wurde erkennbar, 
daß die auf eine Vereinigung hinsteuernde, von Wo- 
che zu Woche enger werdende Zusammenarbeit bei- 
der Staaten angesichts des vollständigen Fehlens ver- 
gleichbarer Datenschutzbestimmungen in der DDR 
eine Fülle von Fragen zum Datenschutz und zum Um- 

gang mit personenbezogenen Daten allgemein auf- 
warf. In enger Zusammenarbeit mit dem Bundesminı- 
sterium des Innern habe ich damals Grundsätze für 
den Austausch personenbezogener Daten zwischen 
den beiden deutschen Staaten erarbeitet. Die Konfe- 
renz der Datenschutzbeauftragten von Bund und Län- 
dern hat sich am 22./23. März 1990 mit diesem Thema 
befaßt. Die damals gefaßte Entschließung (Anlage 4) 
hat weitgehend die zwischen dem Bundesminister des 
Innern und mir erarbeiteten Grundsätze übernom- 
men. 

Als der Entschluß gefaßt war, im Zusammenhang mit 
der für den 1. Juli 1990 vorgesehenen Wirtschafts-, 

Währungs- und Sozialunion die Grenzkontrolle zwi- 
schen beiden deutschen Staaten abzuschaffen, war es 

unvermeidbar, unverzüglich Fragen des Datenaus- 
tausches und der informationellen Zusammenarbeit 
zwischen den Sicherheitsbehörden der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der DDR zu klären. Deshalb 
habe ich noch vor Herstellung der in diesem Zusam- 
menhang vereinbarten Fahndungsunion (s. unten 2.3) 
dem Innenminister der DDR Inhalt und Funktion des 
Datenschutzes und der Datenschutzkontrolle im Zu- 
sammenhang mit der Arbeit der Polizei in einem per- 
sönlichen Gespräch erläutert. Schon bei dieser Begeg- 
nung wurde deutlich, welche ungeheuere Last die 
Dateien und Unterlagen des ehemaligen Staatssicher- 
heitsdienstes darstellten (s. 2.5). Nach der Vereinba- 
rung der Fahndungsunion hat der Ministerrat der 
DDR — einem Wunsch des Deutschen Bundestages 
folgend — mich mit der datenschutzrechtlichen Kon- 
trolle des Umgangs der DDR-Behörden mit den durch 
das Bundeskriminalamt an Stellen der DDR übermit- 
telten Fahndungsdaten beauftragt. Entsprechend die- 
sem Auftrag habe ich schon vor dem 3. Oktober 1990 
die Verarbeitung dieser Daten durch Stellen der DDR 
kontrolliert und diese Stellen in Datenschutzfragen 
beraten, 

Noch zur Jahresmitte 1990 war die DDR bestrebt, die 
Voraussetzungen für die Vereinigung durch eine 
möglichst weitgehende Rechtsangleichung herzustel- 
len. Die DDR hatte eine interministerielle Kommission 
zur Ausarbeitung eines Datenschutzgesetzes berufen, 
die von Experten aus „alten“ Bundesländern und aus 
meiner Dienststelle beraten wurde. Die Arbeit dieser 
Kommission wurde jedoch mit dem Beginn der Ver- 
handlungen über den Einigungsvertrag obsolet. 

Die Bundesregierung hat mich an den Arbeiten zum 
Einigungsvertrag in vorbildlicher Weise beteiligt. Da- 
durch war es möglich,die Belange des Datenschutzes 
innerhalb des Vertragswerks von Anfang an hinrei- 
chend zur Geltung zu bringen (s. unten 2.2).   

Mit der Herstellung der Einheit Deutschlands am 
3. Oktober 1990 sind Qualität und Umfang der Fra- 

gen, die sich auf dem Gebiet des Datenschutzes stel- 
len, erst voll deutlich geworden. Datenschutzrechtli- 
che Probleme ergaben sich in fast allen Lebensberei- 
chen, und zwar sowohl bei der öffentlichen Verwal- 

tung als auch im nicht-öffentlichen Bereich. Beson- 
ders deutlich wurden sie bei den großen zentralen 
Datensammlungen der ehemaligen DDR wie z.B. 
dem Zentralen Einwohnerregister (s. 2.8) einschließ- 
lich des sogenannten Fahrerlaubnisregisters (s. 2.10), 
dem Datenspeicher „Gesellschaftliches Arbeıtsver- 

mögen” (s. unten 2.14), dem Zentralen Strafregister 
des früheren Generalstaatsanwalts der DDR (s. 2.9), 
dem dialogorientierten Auswertungs- und Recherche- 
system DORA des Zentralen Kriminalamts der frühe- 
ren DDR (s. 2.4) und dem Nationalen Krebsregister 
(s. 2.12). Das rechtlich und menschlich schwierigste 
datenschutzrechtliche Problem stellen jedoch die Da- 
teien und Unterlagen des ehemaligen Ministeriums 
für Staatssicherheit dar (s. unten 2.5). 

Andere völlig neue datenschutzrechtliche Fragen er- 
gaben sich aus der Existenz von Einrichtungen, die 
der Effizienz der Verwaltung im kommunistischen 
Staat hatten dienen sollen, wie etwa der einheitlichen 

Personenkennzahl (s. unten 2.8.5) oder dem „Ausweis 
für Arbeit und Sozialversicherung” der DDR, der eine 
Fülle besonders schützenswerter Sozial- und Gesund- 
heitsdaten enthält (s. unten 2.11.1). 

Es war von vornherein klar, daß diese Instrumente 

nicht von der Bundesrepublik Deutschland übernom- 
men werden konnten.Sie konnten aber nicht sofort 
ersatzlos abgeschafft werden, ohne zugleich die Erfül- 
lung wichtiger im Interesse der Bürger liegender Auf- 
gaben zu gefährden. Weitere Probleme ergaben sich 
aus der Privatisierung ehemals öffentlicher Einrich- 
tungen in den neuen Ländern, darunter auch Rechen- 

zentren, die personenbezogene Daten für die öffentli- 
che Verwaltung verarbeiteten. 

Immer mehr trat im Laufe der letzten Monate die 
Frage in den Vordergrund, wie Personalfragebogen in 
den neuen Ländern, aber auch in der Bundesverwal- 

tung, aussehen sollten und durften, die Bewerber für 

den öffentlichen Dienst auszufüllen hatten. Die zahl- 
reichen Petitionen hierzu kreisten stets um das 
Thema, welche Fragen den Bewerbern in Bezug auf 
ihre Tätigkeit und ihr Leben vor der Wende gestellt 
werden dürfen (s. unten 2.7). 

Viele Bürger aus den neuen Bundesländern haben 
bereits Anfragen und Eingaben an mich gerichtet. Die 
Aufgabe, dort bis zur Einsetzung von Landesbeauf- 
tragten für den Datenschutz die Einhaltung des Da- 
tenschutzes auch im Bereich der Landes- und Kom- 
munalverwaltung zu kontrollieren, verstehe ich in er- 

ster Linie als Auftrag, die Behörden mit den Erforder- 
nissen des Datenschutzes vertraut zu machen und 
Hilfe beim Aufbau einer eigenen Datenschutzkon- 
trolle zu leisten. Mit dieser Zielrichtung habe ich alle 
Minister der neuen Bundesländer durch eine Grund- 
information zum Datenschutz auf die wichtigsten Re- 
gelungen des Bundesdatenschutzesgesetzes hinge- 
wiesen und ihnen meine Beratungen in allen Fragen 
des Datenschutzes angeboten. Auf meine Initiative 
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hin hat die Bundesakademie für öffentliche Verwal- 
tung den Datenschutz in ihr Schulungs- und Ausbil- 
dungsprogramm für die neuen Bundesländer aufge- 
nommen. 

2.2 Einigungsvertrag 

Kernstück der datenschutzrechtlichen Regelungen 
des Einigungsvertrages ist die Überleitung des Bun- 
desdatenschutzgesetzes (Anlg. 1, Kap. II, Sachge- 
biet C, Abschnitt IH, 3.), das allerdings im Hinblick auf 
die Gegebenheiten in der früheren DDR für eine 
Übergangszeit durch einige Maßgaben modifiziert 
wurde. 

Vordringlich war vor allem, eine allgemeine Regelung 
für den Umgang mit solchen Datenbeständen zu fin- 
den, die nach dem Beitritt infolge des Wegfalls von 
Aufgaben und Behörden nicht mehr gebraucht wer- 
den oder deren Speicherung nach Bundesrecht von 
vornherein unzulässig gewesen wäre. $ 14 Abs. 3 des 
noch geltenden BDSG, der die Löschung im ersten 
Fall in das Ermessen der Behörde stellt, wurde mit 
Blick auf die ab 1. Juni 1991 geltende Fassung des 
Gesetzes, die in solchen Fällen eine Löschung vor- 
schreibt, auch für die Zeit vorher als unzureichend 
angesehen. Deshalb ist bestimmt worden, daß Daten 
grundsätzlich stets unverzüglich zu löschen sind, 
wenn ihre Kenntnis nicht mehr erforderlich ist oder sie 
nach Bundesrecht nicht hätten gespeichert werden 
dürfen. Diese Löschungsverpflichtung steht unter 
dem Vorbehalt, daß damit nicht schutzwürdige Be- 
lange der Betroffenen beeinträchtigt werden. Es soll 
damit sichergestellt werden, daß die Aufarbeitung der 
Vergangenheit nicht auf dem Rücken der Betroffenen 
und ausschließlich mit dem Reißwolf erfolgt. Ob dies 
gelingt, wird freilich davon abhängen, daß die Verant- 
wortlichen ein ausreichendes Gespür für die Belange 
der Bürger entwickeln, und daß die Bereitschaft be- 
steht, den Betroffenen in Zweifelsfällen vor einer Lö- 
schung Gelegenheit zur Geltendmachung ihrer Be- 
lange zu geben. 

Einer weiteren Maßgabe zufolge habe ich in dem 
durch $ 7 Abs. 2 BDSG vorgegebenen Rahmen bis zur 
Einsetzung von Landesbeauftragten für den Daten- 
schutz, längstens jedoch bis zum Ende des Jahres 
1991, die Datenschutzkontrolle auch gegenüber Be- 
hörden der Länder als Organ der Länder auszuüben. 
Angesichts der bestehenden Verhältnisse in den 
neuen Bundesländern kann dies indessen nicht die 
sofortige Übertragung der in den „alten“ Ländern ge- 
wohnten Kontrollpraxis bedeuten. Ich sehe meine 
Aufgabe vielmehr in erster Linie darin, die Verwaltun- 
gen der Gemeinden und der Länder sowie die neuen 
Stellen der Bundesverwaltung mit den Bestimmungen 
des bereichsspezifischen und des allgemeinen Daten- 
schutzrechts und den bewährten Grundsätzen für ihre 
Umsetzung vertraut zu machen. Der Akzent bei der 
Wahrnehmung meiner Aufgaben im Beitrittsgebiet 
wird deshalb in besonderem Maße auf der Beratung in 
allen Fragen des Datenschutzes liegen. 

Das Schicksal der in der früheren DDR verwendeten 
einheitlichen, d.h. in allen Verwaltungszweigen 
identischen Personenkennzahl (s. 2.8.5) ist in einer 

18 

  

Anmerkung zur Überleitungsbestimmung geregelt 
worden. Danach sind alle Dateien in den neuen Bun- 
desländern -- also auch solche aus dem Bereich der 
Privatwirtschaft —, die nach diesem einheitlichen Per- 
sonenkennzeichen geordnet sind, unverzüglich nach 
anderen Merkmalen umzuordnen. Das Personen- 
kennzeichen ist in allen Dateien zum frühestmöghi- 
chen Zeitpunkt zu löschen. Wie bereitsin den Verwal- 
tungen der Bundesrepublik Deutschland wird damit 
die Möglichkeit, über ein einheitliches Zugriffskrite- 
rum alle im staatlichen Bereich vorhandenen Daten 
über eine Person zusammenzuführen, ausgeschlos- 
sen. 

Der Einigungsvertrag enthält auch eine vorläufige Re- 
gelung des Umgangs mit den Akten des Staatssicher- 
heitsdienstes (s. unten 2,5), die solange gelten soll, bis 
der gesamtdeutsche Gesetzgeber eine endgültige Re- 
gelung verabschiedet hat (Anlg. I Kap. II, Sachge- 
biet B, Abschnitt II; s. unten 2.5.3). Die Unterlagen des 
ehemaligen Ministeriums für Staatssicherheit/Amtes 
für Nationale Sicherheit der früheren DDR sind von 
einem Sonderbeauftragten der Bundesregierung in 
sichere Verwahrung zu nehmen. Kernstück der mate- 
riellrechtlichen Regelung ist die Sperrung der betref- 
fenden Dateien und Unterlagen. Die Übermittlung 
und Nutzung von Daten aus diesen ist ausgeschlos- 
sen. Von diesem strengen Verbot gibt es allerdings 
eng umgrenzte Ausnahmen, Sie stehen unter dem 
Vorbehalt, daß die Übermittlung und Nutzung uner- 
läßlich und nicht bis zu einer abschließenden gesetz- 
lichen Regelung aufschiebbar ist. 

In den Einigungsvertrag sind schließlich einige daten- 
schutzrechtlich bedeutsame Bestimmungen zum Mel- 
derecht aufgenommen worden, die insbesondere die 
Abwicklung des Zentralen Einwohnerregisters der 
DDR betreffen (s. unten 2.8). Insbesondere ist vorge- 
sehen, das Melderecht in den neuen Bundesländern 
innerhalb eines Jahres nach Wirksamwerden des Bei- 
tritts nach den Vorschriften des Melderechtsrahmen- 
gesetzes zu gestalten und die örtlichen Melderegister 
unverzüglich in der Weise umzustellen, daß die Inan- 
spruchnahme des Zentralen Einwohnerregisters ent- 
behrlich wird. 

Von erheblicher Bedeutung ist auch, daß der Eini- 
gungsvertrag die Rechtsgrundlage, auf der das Natio- 
nale Krebregister der früheren DDR betrieben wurde, 
nicht aufrechterhalten hat. Daraus ergeben sich eine 
Reihe von Problemen, die in einem besonderen Ab- 
schnitt dargestellt werden (s. unten 2.12). 

2.3 Fahndungsunion 

Im Zusammenhang mit der Einführung der Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion haben die Re- 
gierungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
ehemaligen DDR beschlossen, die grenzpolizeilichen 
Personenkontrollen an der deutsch-deutschen Grenze 
zum 1. Juli 1990 abzubauen. Es wurde deshalb zur 
gemeinsamen Bekämpfung der Kriminalität und zur 
Durchführung von Maßnahmen der Strafverfolgung 
von den Innenministerien beider Länder unter meiner 
Mitwirkung eine Fahndungsunion zwischen den Poli-
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zeidienststellen vereinbart. Diese Fahndungsunion 

wurde auch im Staatsvertrag über die Wirtschafts- 
und Währungsunion verankert; der dabei zulässige 
Datenaustausch wurde genau umschrieben, nachdem 

ich darauf hingewiesen hatte, daß dafür eine ein- 

wandfreie Rechtsgrundlage erforderlich sei. Die 
Fahndungsunion wurde bis zum 3. Oktober 1990 wie 
folgt durchgeführt: 

Nach Artikel 15 der Vereinbarung über die Aufhe- 
bung der Personenkontrollen an den innerdeutschen 
Grenzen übermittelten die Polizeidienststellen beider 
Länder aus den Fahndungsbeständen die Ausschrei- 
bungen zur Festnahme wegen einer Straftat oder zur 
Strafvollstreckung aufgrund einer bestehenden oder 
beantragten richterlichen Entscheidung, die Aus- 
schreibungen zur Festnahme von Ausländern auf- 
grund rechtskräftiger ausländerrechtlicher Entschei- 
dungen, außerdem Ausschreibungen von minderjäh- 
rigen Vermißten oder von sonstigen Personen, die im 
Interesse des eigenen Schutzes in Gewahrsam ge- 
nommen werden sollten. Daneben wurden der Grenz- 
fahndungsbestand, beschrankt auf Ausschreibungen 
zur Zurückweisung, zur ausschließlichen Verwen- 

dung durch die mit grenzpolizeilichen Aufgaben be- 
trauten Stellen, und der Bestand „Zollrechtliche Über- 
wachung” zur ausschließlichen Verwendung durch 
die Grenzzollstellen zu Zwecken der Rauschgiftbe- 
kämpfung übermittelt. 

Die Übermittlung der genannten Fahndungsbestände 
der Bundesrepublik Deutschland erfolgte durch das 
Bundeskriminalamt mittels Magnetbändern an das 
Zentrale Kriminalamt der ehemaligen DDR. Hier hat- 
ten zwei Terminals Online-Zugriff auf das Inpol- 
Fahndungssystem, allerdings beschränkt auf die vor- 
erwähnten Ausschreibungen ohne die Bestände 
Grenzfahndung und Zollrechtliche Überwachung. Bei 
der Grenzschutzhauptdirektion der ehemaligen DDR 
hatte ein weiteres Terminal diesen Online-Zugriff, je- 
doch erweitert um den Bestand Grenzfahndung. Beim 
Zentralen Zollfahndungsamt der ehemaligen DDR 
hatte ein Terminal lediglich Zugriff auf den Bestand 
Zollrechtliche Überwachung. Unter meiner Mitwir- 
kung wurden zusätzliche Regelungen, wie z.B. die 
Zweckbindung der übermittelten Daten, erarbeitet. 
Die Beachtung dieser Regelungen habe ich bei zwei 
Kontrollen noch vor der Verwirklichung der deut- 
schen Einheit überprüft. Dabei ergaben sich keine 
Anhaltspunkte, daß unzulässige Abfragen im Inpol- 
Personenfahndungsbestand vorgenommen worden 
sind. Die Vereinbarung hatte vorgesehen, daß das 
Zentrale Kriminalamt die Datenbestände mittels Dis- 
kette an die 150 auf dem Gebiet der DDR bei Bezirks- 
und Kreiskriminalämtern installierten Personalcom- 
Puter verteilt. Hierzu ist es aber wegen der am 3. Ok- 
tober vollzogenen Vereinigung Deutschlands nicht 
mehr gekommen. 

Zur Erhöhung der Sicherheit der PC-Anwendungen 
habe ich dem Zentralen Kriminalamt, das jetzt als 

gemeinsame Behörde der neuen Länder geführt wird, 
vorgeschlagen, eine vom Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik empfohlene Sicherheitssoft- 
ware einzusetzen. Dieser Vorschlag wird derzeit ge- 
prüft.   

Seit dem 3. Oktober 1990 haben die Polizeidienststel- 

len der neuen Bundesländer Zugriff auf den gesam- 
ten Inpol-Personenfahndungsbestand erhalten. Er 
wird — wie für die Fahndungsunion geplant — mittels 
Terminals beim Gemeinsamen Landeskriminalamt 
der fünf neuen Bundesländer, beim Zentralen Zoll- 

fahndungsamt, bei der Grenzschutzdirektion, Außen- 

stelle Berlin, und — in der Flache — über 150 Perso- 
nalcomputer bei Bezirks- und Kreiskriminalämtern 
durchgeführt. Die Bestände „zollrechtliche Überwa- 

chung” und „Grenzfahndung“ sind auch in den 
neuen Ländern für die Dienststellen der allgemeinen 
Polizei nicht zugänglich. Es ist geplant, die Polizei- 
dienststellen der neuen Länder auch auf andere poli- 
zeiliche Datenbestände, wie PIOS- und SPUDOK-An- 
wendungen, zugreifen zu lassen. 

2.4 Datei DORA der Kriminalpolizei der ehemaligen 
DDR 

Die Kriminalpolizeidienststellen in der früheren DDR 
verfügten seit 1988 über ein dialogorientiertes Aus- 
wertungs- und Recherchesystem (DORA), das beim 
Zentralen Kriminalamt betrieben wurde. Es wurde 
auch von 15 Bezirkskriminalämtern sowie 104 Kreis- 
kriminalämtern genutzt. 

Der Umfang des in DORA gespeicherten Personenda- 
tensatzes war unterschiedlich. Bei geringfügigen 
Straftaten, Straftaten ohne überregionale Bedeutung 
und Straftaten, die keine Rückfalltaten waren, konn- 

ten die meldepolizeilichen Daten, der Urteilsspruch, 

Haftinformationen, der Hinweis auf erkennungs- 
dienstliche Unterlagen und das Delikt, wegen dessen 
ermittelt wurde, gespeichert werden. Bei Straftaten 
von erheblicher Bedeutung konnte der Datensatz dar- 
über hinaus auch Daten zur Beschreibung der Person, 
zum Tathergang und zur polizeilichen Beobachtung 
enthalten. In der Datei wurden auch Daten über Per- 
sonen gespeichert, bei denen der Verdacht oder auch 
nur die Vermutung bestand, daß sie als Republik- 
flüchtlinge in Betracht kommen könnten. Schließlich 
enthielt die Datei auch Daten über Fahrerlaubnisse 
und andere Erlaubnisse (z. B. Jagdschein) und Infor- 
mationen über Arbeitsstellen. Andere Untersu- 
chungsorgane (z.B. Dienststellen der Staatssicher- 
heit) konnten Informationen an DORA weitergeben. 

Durch Abgleich der DORA-Daten mit den entspre- 
chenden Dateien des Zentralen Melderegisters (Zen- 
trale Personendatei), der Haftdatei und der Kriminal- 
statistik Teil II, die beim Generalstaatsanwalt der frü- 
heren DDR geführt wurde und Informationen über 
Gerichtsurteile enthielt, wurden die in DORA gespei- 
cherten Informationen ständig aktualisiert. 

Nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten 
wurde das Zentrale Kriminalamt der früheren DDR als 
Gemeinsames Landeskriminalamt der neuen Bundes- 
länder {GLKA) weitergeführt. Es ist damit auch spei- 
chernde Stelle für dıe Datei DORA. 

Strafrechtsänderungsgesetze der ehemaligen DDR 
nach der „Wende“ und die neue Rechtslage aufgrund 
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der Vereinigung Deutschlands haben zu umfassen- 
den Bereinigungsaktionen des Datenbestandes der 

Datei geführt. Jetzt werden in DORA nur noch Daten 
von Personen erfaßt, die Straftaten begangen haben. 
Dadurch ist auch die Speicherung der Personen, dıe 
als Republikflüchtlinge in Betracht kommen konnten, 
entfallen; allein diese Maßnahme hat zu einem Weg- 

fall von 65 000 Datensätzen geführt. Nach 750 000 
Datensätzen im Jahre 1988 waren im Berichtsjahr in 
der Datei DORA nur noch ca. 450 000 Personendaten- 
sätze gespeichert. Darunter können immer noch Da- 
ten sein, die auf rechtsstaatlich nicht zulässige Art 
erhoben worden sind. Deshalb muß der DORA-Be- 
stand noch weiter überprüft und bereinigt werden. 
Eine Arbeitsgruppe, die ich berate, entwickelt derzeit 
dıe Kriterien für eine Übernahme der DORA-Daten ın 
das INPOL-System. Wenn, wie beabsichtigt, das über- 
arbeitete DORA-Verfahren beim GLKA und den Poli- 
zeidienststellen im Beitrittsgebiet weiterbetrieben 
wird, muß sichergestellt sein, daß nur solche Daten in 

das INPOL-System übernommen werden, die die Kri- 

terien für die Aufnahme in den Kriminalaktennach- 
weis erfüllen. 

Um die Meldedaten in der Datei DORA auf dem 
neuesten Stand zu halten, findet ein Datenabgleich 

mit dem Zentralen Einwohnerregister statt. Allerdings 
ist der bisher im Zentralen Einwohnerregister gespei- 
cherte Hinweis auf krıminalpolizeiliche Vorgänge zur 
Person (sog. K-Vermerk) mittlerweile gelöscht wor- 
den. 

Im Unterschied zu den Verbund-Dateien der Krimi- 
nalpolizei des Bundes und der „alten“ Bundesländer 
steht den Kriminalpolizeidienststellen im Beitrittsge- 
biet der Gesamtdatenbestand von DORA nicht in di- 
rektem Zugriff zur Verfügung. Diesen hat lediglich 
das GLKA. Die Stand-alone-Personalcomputer in den 
Bezirkskriminalämtern haben Zugriff auf die für den 
Bezirk relevanten Daten; dies gilt für die Kreiskrimi- 
nalämter entsprechend. 

Das GLKA ist jetzt auch für die Beantwortung von 
Auskunftsersuchen der Kriminalpolizeidienststellen 
des Bundes und der alten Bundesländer zuständig. 
Wegen der erheblichen Schwierigkeiten bei der Kom- 
munikation, aber auch aus personellen Gründen, ist es 

jedoch nicht in der Lage, die anfallenden ca. 8 000 
Auskunftsersuchen der Kriminalpolizeidienststellen 
pro Monat zu beantworten. Deshalb ist beabsichtigt, 
solche Auskunftsersuchen durch das Bundeskriminal- 
amt anstelle des GLKA bearbeiten zu lassen. Das Bun- 
deskriminalamt soll hierzu mittels dreier Personal- 
computer auf eine sog. FINDEX-Datei zugreifen, die 
komprimierte Datensätze aus DORA enthält. Der FIN- 
DEX-Datensatz soll aus den Personengrunddaten, aus 
dem Aktenzeichen sowie der Anschrift der aktenfüh- 
renden Kriminalpolizeidienststelle bestehen. Weitere 
Hinweise soll sie nicht liefern. Da, wie bereits er- 
wähnt, DORA bıs zur endgültigen Bereinigung auch 
noch Daten enthält, die auf unzulässige Weise erho- 
ben sein können, ist aus datenschutzrechtlicher Sicht 

eine Auskunftserteilung des Bundeskriminalamtes an 
die anfragende Polizeidienststelle nur hinzunehmen, 

wenn u, a. folgende Kriterien eingehalten werden: 

— Das Bundeskriminalamt weist die anfragende 
Dienststelle bei einem Treffer in der DORA-FIN- 
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DEX-Datei lediglich auf das Vorhandensein von 
Informationen bei der aktenführenden Polizei- 

dienststeile und außerdem darauf hin, daß es sich 
hierbei um ungeprüfte Informationen handelt. 

— Die anfragende Polizeidienststelle ergreift auf- 
grund dieser Auskunft grundsätzlich keine straf- 
prozessualen Maßnahmen gegen den Betroffenen 
und erteilt über diese Speicherung keine Aus- 
kunft. 

— Die aktenführende Polizeidienststelle nimmt das 

Auskunftsersuchen zum Anlaß für eine umfas- 
sende Prüfung der Zulässigkeit der Speicherung 
und der weiteren Aufbewahrung der Akte; der in- 

terne Datenschutzbeauftragte ist daran zu beteili- 
gen. 

— Soweit die Speicherung nicht mehr zulässig ist, 
werden die Akte aus der aktuellen Kriminalakten- 
haltung entfernt und der Personendatensatz dem 
Zugriff in der aktuellen DORA-Datei entzogen. 
Diese eigentlich auszusondernde Kriminalakte 
und der Personendatensatz dürfen dann nur noch 
für Zwecke der Rehabilitierung des Betroffenen 
genutzt werden. 

— Danach wird Auskunft in rechtmäßigem Umfang 
erteilt. 

— Ergibt die Prüfung die Zulässigkeit der weiteren 
Speicherung, so ist das BKA über das GLKA zu 
unterrichten. Der Datensatz in der FINDEX-Datei 
wird dann mit dem Hinweis auf die erfolgte Prü- 
fung versehen. 

Inzwischen wurde mir bekannt, daß die Innenminister 

der neuen Bundesländer beabsichtigen, das Gemein- 
same Landeskriminalamt zum 31. Dezember 1991 
aufzulösen und neue Landeskriminalämter zu errich- 
ten. Die Art der Weiterführung von DORA, der Um- 
fang des Zugriffs des BKA mittels der FINDEX-Datei 
und die Auskunftserteilung an die Polizeidienststellen 
der alten Bundesländer müssen daher durch die In- 
nenminister der neuen Bundesländer neu geregelt 
werden. Die vorstehenden Grundsätze sollten dabei 
beachtet werden. 

2.5 Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der 
ehemaligen DDR 

2.5.1 Regelungen des Einigungsvertrages 

Die Mißachtung von Grundrechten — namentlich 
auch des Rechts auf informationelle Selbstbestim- 
mung — durch die frühere DDR als Überwachungs- 
staat verkörpert sich besonders eindringlich in den 
Stasi-Akten. Von den Aufgaben, die die Deutsche 
Einheit mit sich gebracht hat, werden Fragen des Um- 
gangs mit den Akten der ehemaligen Staatssicherheit 
am heftigsten diskutiert, verbinden sich doch mit ih- 

nen neben den juristischen auch schwierige mensch- 
liche Probleme. 

Wie Unterlagen des ehemaligen Ministeriums für 
Staatssicherheit (und dessen kurzlebigen Nachfol- 
gers, des Amtes für nationale Sicherheit) der DDR im 

geeinten Deutschland zu behandeln sind, wurde im
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Zusammenhang mit dem Einigungsvertrag intensiv 
und teilweise leidenschaftlich erörtert. Der Einigungs- 
vertrag ist Vorstellungen vor allem aus dem Bereich 
der früheren DDR nicht gefolgt, die Regelung dieser 
Frage noch der DDR mit Wirkung für Gesamtdeutsch- 
land zu überlassen. Er hat vielmehr selbst eine bewußt 
vorläufige Regelung getroffen, die in der neuen Legis- 
laturperiode durch ein endgültiges Gesetz abgelöst 
werden soll, 

Wesentlicher Kern der für die Übergangszeit getroffe- 
nen Regelung ist, daß die genannten Unterlagen 
durch einen Sonderbeauftragten der Bundesregie- 
rung in sichere Verwahrung zu nehmen und gegen 
unbefugten Zugriff zu sichern sind ($ 1 der Regelung 
im Einigungsvertrag, siehe Anlage 1). Die damit ge- 
troffene organisationsrechtliche Entscheidung, die 
Unterlagen in die Obhut einer Institution des Bundes 
zu nehmen, habe ich unter dem Gesichtspunkt der 
dringend erforderlichen einheitlichen Behandlung 
unterstützt. Soweit länderspezifische Besonderheiten 
bei Verwaltung, Archivierung und Nutzung der Un- 
terlagen zu berücksichtigen sind, kann der Sonderbe- 
auftragte auf Rat und Unterstützung von Beauftragten 
der neuen Bundesländer zurückgreifen (vgl. die sog. 
Ergänzungsvereinbarung — siehe Anlage 2 — Arti- 
kel1Nr. 4,5 und 7). Nach $ 1 Abs. 4 der Regelung im 

Einigungsvertrag habe auch ıch den Sonderbeauf- 
tragten zu unterstützen. Er hat mich in wichtigen An- 
geiegenheiten zu beteiligen und unterlegt nach $ 4 
meiner datenschutzrechtlichen Kontrolle. 

Maßgebend für das Grundkonzept der Übergangsre- 
gelung war die Erwägung, daß der politischen Ent- 
scheidung des gesamtdeutschen Parlaments nicht 
vorgegriffen werden sollte. In diesem Sinne bestimmt 
der Einigungsvertrag, daß die Unterlagen des ehema- 
ligen MfS zu erhalten sind ($ 2 Abs. 1 Satz 2: „Ihre 

Löschung ist unzulässig”) und ihre Verwendung 
grundsätzlich gesperrt ist ($ 2 Abs. 1 Satz 1). Damit 
aber bis zu einer Entscheidung durch den gesamt- 
deutschen Gesetzgeber nicht irreversible Schäden 
eintreten, wurde eine Verwendung für einige beson- 
ders wichtige Zwecke insoweit zugelassen, als dies 
unerläßlich und unaufschiebbar ist ($$ 2 und 3): 

Betroffenen ist hiernach ein Auskunftsanspruch zum 
Zweck der Wiedergutmachung und der Rehatbilitie- 
rung sowie zur Abwehr einer gegenwärtigen oder 
drohenden Verletzung ihres Persönlichkeitsrechts 
eingeräumt. Sie können sich mit einem formlosen 
schriftlichen Auskunftsantrag an den Sonderbeauf- 
tragten der Bundesregierung für die personenbezoge- 
nen Unterlagen des ehemaligen Staatssicherheits- 
dienstes, Behrenstraße 14-16, O-1086 Berlin, wen- 
den. In dem Antrag hat der Betroffene die Zwecke zu 
benennen, für die er Auskunft begehrt, und den zu- 

grundeliegenden Sachverhalt sowie Unerläßlichkeit 
und Unaufschiebbarkeit glaubhaft zu machen. Ich 
empfehle Antragstellern, im Interesse eines erleich- 
terten und beschleunigten Bearbeitungsablaufs dar- 
zulegen, welche Schäden unter Nutzung der Kennt- 
nisse aus den Unterlagen ausgeglichen oder wieder- 
gutgemacht oder welche Persönlichkeitsrechtsverlet- 
zungen mit diesen Kenntnissen behoben oder abge- 
wehrt werden können. Ich rate außerdem, in dem 

Antrag auch darauf einzugehen, welche erheblichen   

Nachteile dem Betroffenen bei einem weıteren Zu- 
warten entstehen können oder aus welchen anderen 

Umständen ihm ein längeres Zuwarten nicht zugemu- 

tet werden kann. 

Auch die Nutzung der in den Stasi-Unterlagen enthal- 
tenen personenbezogenen Daten durch Dritte ist in 
der Übergangsregelung nur für eng umgrenzte 
Zwecke zugelassen, nämlich 

— für die Wiedergutmachung und Rehabilitierung 
von Betroffenen, 

— zur Feststellung einer offiziellen oder inoffiziellen 
Tätigkeit für das ehemalige Ministerium für 
Staatssicherheit in bestimmten Fällen und zwar 

a) für die Überprüfung von Abgeordneten und 
Kandidaten für parlamentarische Mandate mit 

Zustimmung der Betroffenen, 

b) für die Weiterverwendung von Personen im öf- 
fentlichen Dienst nach Maßgabe des Eini- 
gungsvertrages mit deren Kenntnis und 

c) für die Einstellung von Personen in den öffent- 
lichen Dienst und für Sicherheitsüberprüfungen 
ınit Zustimmung der Betroffenen, 

— zur Verfolgung von Straftaten, die im Zusammen- 
hang mit der Tätigkeit der ehemaligen Staatssi- 
cherheit stehen und 

— zur Aufklärung und Verfolgung der schweren 
Straftaten, wegen der nach dem Gesetz zu Arti- 

kel 10 des Grundgesetzes auch das Brief- und 
Fernmeldegeheimnis durchbrochen werden 

dürfte. 

2.5.2 Durchführung der Regelungen des Einigungsvertrages 

Ich habe versucht, mich an Ort und Stelle darüber zu 

unterrichten, inwieweit der Sonderbeauftragte der 
Bundesregierung die ihm obliegende Aufgabe, die 
Unterlagen des ehemaligen MfS in sichere Verwah- 
rung zu nehmen und gegen unbefugten Zugriff zu 
sichern, tatsächlich bereits erfüllt. Zu diesem Zweck 

haben Mitarbeiter meiner Dienststelle einige der in 
insgesamt 15 Städten vorhandenen Archive des Son- 

derbeauftragten aufgesucht. 

Dabei zeigte sich, daß als Folge der Arbeit der Bürger- 
komitees zur Auflösung des Staatssicherheitsdienstes 
dessen Unterlagen in recht unterschiedlichen Formen 
aufbewahrt worden sind. Große Teile der Unterlagen, 

zu denen außer personenbezogenen Unterlagen auch 
Dienstvorschriften, Formulare jeglicher Art, Unter- 
richtsmaterialien, Stadtpläne, Telefonbücher und Mi- 

krofilme gehören, sind — z. T. unter fachlicher Anlei- 

tung von Mitarbeitern des Staatsarchivs Potsdam — 
geordnet in Regalen untergebracht worden. Unterla- 
gen aus weniger geregelten Inverwahrungsnahmen 
(z.B. aus einigen offenbar überstürzt geräumten 
Kreisverwaltungen des MfS) befanden sich dagegen 
nur mäßig sortiert in Kartons, Kisten oder auch Säk- 
ken; einiges war auch lose aufgeschüttet. Das ist ver- 
ständlich, weil es seinerzeit das vordringliche Ziel 

war, die Unterlagen der befürchteten Vernichtung 

oder Weiterverwendung zu entziehen. Unter diesen 
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Umständen konnten Bestandslisten, mit denen man 
die Vollzähligkeit der Unterlagen überwachen 
könnte, nicht immer angelegt werden; deshalb fehlen 
solche z. T, heute noch. Auch ıst zu berücksichtigen, 
daß das gesamte in allen Archiven vorhandene Mate- 
rial hintereinandergelegt über eine Strecke von mehr 
als 200 km reicht. Davon waren im Zeitpunkt meiner 
Besuche lediglich etwa 10% einigermaßen erschlos- 
sen. Diese 10% dürften aber die wichtigsten Materia- 
lien enthalten. 

Die Aufbewahrungsräume für die Unterlagen befin- 
den sich überwiegend auf dem Gelände ehemaliger 
Bezirksverwaltungen des Staatssicherheitsdienstes. 
Teils handelt es sich um Kellerräume oder Lagerhal- 
len, die gut gesichert und für die Zukunft auch des- 
wegen geeignet sind, weil zumutbare Arbeitsbedin- 
gungen zumindest in unmittelbarer Nähe geschaffen 
werden können, teils aber auch um Bunker, deren 
Eingänge zunächst einfach zugemauert wurden und 
die jetzt besonders bewacht werden, in denen zu ar- 
beiten aber niemandem zugemutet werden kann, und 
wo auch sichere und akzeptable Arbeitsmöglichkei- 
ten in der Nähe kaum geschaffen werden können. In 
einigen Fällen gehören zu der Dienststelle, die Unter- 
lagen einer ehemaligen Bezirksverwaltung des MfS 
verwaltet, auch mehrere kilometerweit voneinander 
entfernt liegende Lagerstellen. 

Angesichts dieser schwierigen Ausgangslage hat der 
Sonderbeauftragte als eine seiner ersten Aktivitäten 
eine Analyse der physischen Sicherung aller Lager- 
stellen von Unterlagen durchgeführt. Er wurde dabei 
von einem Sicherheitsexperten des Bundeskriminal- 
amtes fachlich unterstützt. Im Rahmen meiner Kon- 
trollen konnte ich mich davon überzeugen, daß die 
sofort ergriffenen Maßnahmen das unter den gegebe- 
nen Umständen Mögliche veranlaßt haben und die 
längerfristigen Planungen den erforderlichen hohen 
Anforderungen Rechnung tragen. Die Anforderungen 
an die Sicherheit der Archive sind deswegen hoch, 
weil man mit Gefährdungen aus recht unterschiedli- 
chen Gründen rechnen muß, So könnte z. B. versucht 
werden, 

— Anschläge zu verüben, um gezielt Teile der Unter- 
lagen zu vernichten oder um für Unruhe zu sor- 
gen, 

— Unterlagen zu stehlen oder zu rauben, um be- 
stimmte Personen zu schützen oder um bestimm- 
ten Personen zu schaden, oder 

— Material für Sammlerzwecke oder publizistische 
Auswertungen zu erlangen. 

Deshalb ist es nicht überzogen, wenn die Türen der 
Lagerräume z.B. durch Kontaktschalter kontrolliert 
und die Eingänge ständig durch Kameras überwacht 
werden. Es ist erforderlich, die als notwendig erkann- 
ten Verbesserungen so bald wie möglich durchzufüh- 
ren, damit die noch bestehenden Schwachstellen 
nicht ausgekundschaftet und dann ausgenutzt wer- 
den können. Weil die Unterlagen nicht nur sicher ver- 
wahrt, sondern auch erschlossen und nutzbar ge- 
macht werden müssen, sind schließlich Investitionen 
für Maßnahmen notwendig, die ein Arbeiten mit den 
Materialien unter sicheren und kontrollierbaren Be- 
dingungen ermöglichen. 
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Die sınnvollen Maßnahmen zur Sicherung der Be- 
stände müssen möglichst bald um durchgreifende 
Verbesserungen der Arbeitssituation für die Bedien- 
steten ergänzt werden. Die Art, in der die Unterlagen 
gelagert sind, führt dazu, daß Arbeiten, wie z.B, die 
gezielte Suche nach Material für Auskunftszwecke, 
sehr viel Zeit beanspruchen, und oft unter nahezu 
unzumutbaren Bedingungen durchgeführt werden 
müssen. Viele dieser Mängel können bisher nur durch 
außergewöhnlich hohe Einsatzbereitschaft der Mitar- 
beiterinnen und der Mitarbeiter der Dienststelle des 
Sonderbeauftragten ausgeglichen werden. 

In Ergänzung des Einigungsvertrags hat der Sonder- 
beauftragte die bereits in der sog. Ergänzungsverein- 
barung zum Einigungsvertrag (Artikel 1 Nr. 7 — An- 
lage 2 —) erwähnte Vorläufige Benutzerordnung er- 
lassen, Ich habe den Sonderbeauftragten bei der Ab- 
fassung dieser Benutzerordnung zusammen mit Ver- 
tretern der beteiligten Bundesressorts beraten. 

Von zentraler Bedeutung ist die Aussage in der Benut- 
zerordnung, daß alle Informationsträger mit perso- 
nenbezogenen Daten, die beim ehemaligen Ministe- 
rum für Staatssicherheit oder auf dessen Veranlas- 
sung entstanden, in seinen Besitz gelangt oder ihm 
zur Nutzung überlassen worden sind, Unterlagen des 
MfS im Sinne des Einigungsvertrages sind. Zu diesen 
Unterlagen gehört deshalb auch einschlägiges Mate- 
rial, das zwar vom Staatssicherheitsdienst stammt, 
aber im Zeitpunkt der Auflösung dieses Dienstes nicht 
mehr in seinem Gewahrsam war. Von solchen Unter- 
lagen gehen, wie der Bundesminister der Justiz mit 
Recht festgestellt hat (Grußwort an die Teilnehmer der 
14. Datenschutzfachtagung am 15./16, November 
1990 in Köln), „besondere Gefährdungen aus, weil sie 
sich in der Verfügungsgewalt von vielen Personen 
und Stellen befinden, die die vielfache Verletzung der 
Persönlichkeitsrechte der Betroffenen durch weitere 
Benutzung fortsetzen und damit neue Persönlichkeits- 
rechtsverletzungen begehen können“. Vor diesem 
Hintergrund trete ich dafür ein, daß die Herausgabe 
solcher Unterlagen des MfS sowohl von öffentlichen 
Stellen und Einrichtungen als auch von Privatperso- 
nen verlangt und durchgesetzt wird, soweit nicht ein 
besonderes Recht entgegensteht. 

In der Vorläufigen Benutzerordnung ist der Sonderbe- 
auftragte auch meiner Anregung gefolgt, deutlich 
zum Ausdruck zu bringen, daß seine Auskunft auch 
die Mitteilung von Tatsachen umfaßt, die es dem Be- 
troffenen und der anfragenden zuständigen Stelle er- 
möglichen, die Zuverlässigkeit der übermittelten In- 
formationen aus den MfS-Unterlagen zu bewerten. 
Gegebenenfalls wird die Auskunft vom Sonderbeauf- 
tragten auch erläutert. Diese Anforderung an die Aus- 
kunft des Sonderbeauftragten ist notwendig, weil per- 
sonenbezogene Daten in den Unterlagen des MfS 
nach den vorliegenden Erkenntnissen häufig unzu- 
verlässig sind und zu ihrem Verständnis nicht selten 
ergänzende Angaben benötigt werden. 

Ein weiterer wichtiger Punkt meiner Beratung war die 
Bestimmung der „zuständigen Stellen“ ($ 2 Abs. 2 
Satz 1 — siehe Anlage 1 —), die zu den im Einigungs- 
vertrag genannten Zwecken jeweils Empfänger von 
Übermittlungen des Sonderbeauftragten sein können. 
Ich habe Wert darauf gelegt, daß — wie von der Eini-
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gungsvertragsregelung vorgesehen — die Informatio- 
nen aus den Stasi-Unterlagen nicht weiter verbreitet 
werden, als dies für die jeweiligen Zwecke — wie esin 
der Regelung ausdrücklich heißt — „unerläßlich" ist. 
In einem Verwaltungsverfahren ist die Kenntnis einer 
Information „unerläßlich“ allenfalls für die Stelle, die 

die abschließende Entscheidung zu treffen hat. Eine 
Übermittlung an — sachverständig — im Verfahren 
lediglich mitwirkende Stellen (beispielsweise das 
Bundesamt für Verfassungsschutz in Verfahren der 
Sicherheitsüberprüfung) ist deshalb nur dann „uner- 

läßlich“, wenn im Einzelfälle eine angemessene Be- 
wertung ohne Hinzuziehung des spezifischen Sach- 
verstandes dieser Stelle nicht vorgenommen werden 
kann. Letzteres darf nur die verfahrensleitende Stelle 
selbst beurteilen. Eine direkte Übermittlung von per- 
sonenbezogenen Daten durch den Sonderbeauftrag- 
ten darf deshalb nur an die verfahrensleitende Stelle 
erfolgen; eine Mitteilung entsprechender Informatio- 
nen an lediglich mitwirkende Stellen ist demzufolge 
unzulässig. 

Eine Weitergabe von personenbezogenen Informatio- 

nen aus Unterlagen des MfS durch den Erstempfänger 
an sachverständige Dritte ist nur für denselben Zweck 
und auch nur im Rahmen einer pflichtgemäßen Beur- 
teilung der Unerläßlichkeit unter Berücksichtigung 
der Erfordernisse des konkreten Einzelfalles zulässig. 
Auch ist zu prüfen, ob es nicht ausreicht, statt der 

Übermittlung personenbezogener Informationen 
sachverständigen Dritten lediglich nicht personenbe- 
zogene Fragen zu stellen. 

Der Sonderbeauftragte hat diese Empfehlungen in 
seiner Vorläufigen Benutzerordnung berücksichtigt: 
Eine Übermittlung zur Feststellung einer offiziellen 
oder inoffiziellen Stasi-Tätigkeit ist im Rahmen einer 
Sicherheitsüberprüfung im öffentlichen Dienst da- 
nach nur zulässig, an „die zuständigen obersten Bun- 
des- oder Landesbehörden, im übrigen die Geheim- 
schutzbeauftragten". 

Will ein Empfänger personenbezogener Daten aus 
MfS-Unterlagen diese weiter übermitteln, ist er an 
den ursprünglichen Übermittlungszweck gebunden 
{$ 2 Abs. 2 Satz 3). In diesem Zusammenhang muß ich 
allerdings auch deutlich darauf hinweisen, daß die in 
der öffentlichen Diskussion gelegentlich vertretene 
Auffassung, nach dem Einigungsvertrag dürften die 
Auskunftsempfänger „nicht mit dem Betroffenen dar- 
über sprechen‘, eine Fehlinterpretation ist. Wann und 
inwieweit mit dem Betroffenen ein Dialog zu führen 
ist, bestimmt sich vielmehr nach den bestehenden all- 

gemeinen, für die jeweilige Entscheidung des Aus- 
kunftsempfängers geltenden Regelungen. Dabei for- 
dert es der Rechtsstaat zwingend, daß aus personen- 
bezogenen Informationen für den Bürger belastende 
Konsequenzen nur gezogen werden dürfen, wenn er 

Gelegenheit hatte, sich dazu zu äußern. Diesem 
Grundsatz kommt erhöhte Bedeutung zu, wenn aus 
den Unterlagen des MfS belastende Folgerungen ge- 
zogen werden sollen, weil die so gewonnenen Er- 
kenntnisse mit einem hohen Unsicherheitsfaktor bela- 
stet sind. 

Die in der Vorläufigen Benutzerordnung enthaltene 
Regelung über Auskünfte an den Betroffenen ist nur 
für eine Übergangszeit akzeptabel. Für eine solche   

Zeit ist hinnehmbar, das Auskunftsrecht von Bürgern 
einzuschränken, weil zunächst Auskünfte zu Zwek- 

ken der Rehabilitierung und Wiedergutmachung so- 
wie zur Vermeidung von Verletzungen des Persön- 
lichkeitsrechts vordringlich sind. Gleichwohl halteich 
auch in der Übergangszeit die in $ 16 Abs. 1 Satz 2 der 
Vorläufigen Benutzerordnung getroffene Regelung 
für problematisch. Sie sieht vor, Auskünfte an Betrof- 

fene zum Zwecke der Wiedergutmachung nur im Hin- 
blick auf solche Schäden zu erteilen, „bei denen An- 
haltspunkte für eine Beteiligung des MfS bestehen“. 
Ich habe den Sonderbeauftragten darauf hingewie- 
sen, daß diese Beschränkung des Auskunftsanspruchs 
Betroffener keine Grundlage in der Einigungsver- 
tragsregelung findet. Gesetzliches Erfordernis ist, daß 
die Kenntnis der Informationen aus den Unterlagen 
des MfS zur Schadensbeseitigung erforderlich ist; 
Voraussetzungen im Hinblick auf den Schadensverur- 
sacher werden nicht aufgestellt. Ich hoffe sehr, daß 
sich aus dieser Regelung keine negativen Folgen für 
Geschädigte ergeben. Auszuschließen ist das nicht, 
weil Fälle denkbar sind, in denen aus MfS-Unterlagen 
bestätigt wird, daß eine andere Stelle einen Betroffe- 

nen in politischer Verfolgungsmotivation geschädigt 
hat. 

2.5.3 Ausblick 

In der sog. Ergänzungsvereinbarung zum Einigungs- 
vertrag haben die Vertragsparteien ihre Erwartung 
bekräftigt, daß die Gesetzgebungsarbeit zur endgülti- 
gen Regelung der Materie unverzüglich nach dem 
3. Oktober 1990 aufgenommen wird. Im anstehenden 
Verfahren zur Erarbeitung eines Entwurfs für ein Ge- 
setz über die Sicherung und Nutzung der personen- 
bezogenen Unterlagen des ehemaligen Staatssicher- 
heitsdienstes, das auch aus meiner Sicht zu den vor- 

dringlichsten Gesetzgebungsvorhaben der laufenden 
Legislaturperiode zählt, werde ich selbstverständlich 
meine Beratungsaufgabe gegenüber der Bundesre- 
gierung und dem Deutschen Bundestag wahrnehmen. 
Mein Ziel wird es dabei insbesondere sein, das Aus- 
kunftsrecht des Betroffenen — unter Wahrung schutz- 
würdiger Interessen Dritter — soweit irgend möglich 
auszuweiten. Der Auskunftsanspruch des Bürgers 
sollte nicht von qualifizierenden Voraussetzungen ab- 
hängig sein. Insbesondere sollten einschränkende Re- 
gelungen, wie sie in dem von der Volkskammer am 
24. August 1990 verabschiedeten Gesetz vorgesehen 
waren, nicht übernommen werden. Dieses Gesetz ent- 

hielt gerade in bezug auf die Auskunft an Betroffene 
gravierende Datenschutzdefizite. So sollte z.B. eine 
Auskunft unterbleiben, „wenn Interessen anderer 
Staaten dieser entgegenstehen” ($ 11 Abs. 2 Nr. 2 des 
Volkskammergesetzes). Außerdem war vorgesehen 
($ 11 Abs. 1 Satz 3), Betroffenen, die keine Persönlich- 
keitsverletzung darlegen konnten, grundsätzlich erst 
nach Abschluß der archivarischen Aufbereitung der 
Unterlagen Auskunft zu erteilen. Angesichts der 
kaum vorstellbaren Fülle vorhandenen Materials 
könnte eine solche Regelung einen Aufschub des 
Auskunftsanspruch für lange Zeit bedeuten. Solche 
Einschränkungen des Auskunftsanspruchs sind mit 
dem Gebot der Transparenz der Datenverarbeitung 
nicht vereinbar. 
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Bei der Neuregelung wird zu prüfen sein, ob für die 
Behandlung unterschiedlicher Unterlagen des MfS 
auch differenzierte Verwaltungs-, Auskunfts- und 
Nutzungsregelungen getroffen werden können. So 
müssen z. B. Personalunterlagen des MfS nicht nach 
den gleichen Grundsätzen behandelt werden, wie 
Akten über die Bespitzelung von Bürgern, Ein weite- 
res Problemfeld ergibt sich daraus, daß ın den MfS- 
Unterlagen Informationen enthalten sein können, die 
unter Bruch besonderer Geheimnisse, wie z.B. des 
Post- und Fernmeldegeheimnisses oder des Arztge- 
heimnısses, gewonnen worden sind. Es könnte sich 
etwa das Abhörprotokoll eines Telefongesprächs eı- 
nes Pfarrers finden, in dem ein Vater dem Geistlichen 
anvertraut hat, sein Sohn habe sich ihm gegenüber als 
Zuträger der Stasi zu erkennen gegeben. Soll auf ein 
entsprechendes Ersuchen diese Information im Rah- 
men der Prüfung einer Bewerbung des Sohnes für den 
öffentlichen Dienst zur Verfügung gestellt werden? 
Ich trete dafür ein, daß sich der Gesetzgeber dabei an 
den in einschlägigen Datenschutzbestimmungen 
— wie z. B. dem Gesetz zu Artikel 10 des Grundgeset- 
zes — enthaltenen Wertentscheidungen orientiert. 
Für den obigen Beispielsfall ergäbe sich daraus, daß 
eine Verwendung für die Einstellungsentscheidung 
ausscheidet, da unsere Rechtsordnung eine Verwen- 
dung von selbst durch legale Maßnahmen zur Durch- 
brechung des Fernmeldegeheimnisses gewonnenen 
Informationen zu diesem Zweck nicht zuläßt, 

Auch hinsichtlich der Dauer zulässiger Nutzung per- 
sonenbezogener Informationen aus der Hinterlassen- 
schaft der Stasi bedarf es — hinsichtlich der jeweiligen 
Auskunftszwecke möglicherweise differenzierter — 
präziser Regelungen. Dabei muß der Gesetzgeber 
auch eine Löschung von Informationen und eine Ver- 
nichtung von Unterlagen zulassen. Das gilt insbeson- 
dere dann, wenn der Betroffene dies wünscht. Selbst- 
verständlich muß auch eine wissenschaftliche Aufar- 
beitung der MfS-Unterlagen möglich sein. Für diesen 
Zweck ist es aber nicht erforderlich, den gesamten 
Aktenbestand aufzubewahren. Vielmehr ist es ausrei- 
chend, auf Dauer nur solche Unterlagen aufzubewah- 
ren, die nach den Grundsätzen des Archivrechts als 
archivwürdig zu bewerten sind. 

2.6 Abhöreinrichtungen des 
Staatssicherheitsdienstes 

In Presseberichten und Eingaben wurde die Besorgnis 
artikuliert, auch nach der Herstellung der deutschen 
Einheit seien die Einrichtungen des ehemaligen Mini- 
steriums für Staatssicherheit weiter illegal zum Abhö- 
ren von Telefongesprächen genutzt worden. Auf 
meine Nachfrage hin hat mich die Generaldirektion 
der Deutschen Bundespost TELEKOM in einem ersten 
Bericht über technische Einrichtungen der ehemali- 
gen Post der DDR informiert, die eine „systematisch 
und mit unerwartet hohem Aufwand” betriebene Ab- 
hörpraxis des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes 
der DDR belegen. Die TELEKOM hat mir mitgeteilt, 
daß schon vor der Vereinigung umfangreiche Maß- 
nahmen mit dem Ziel durchgeführt worden waren, die 
Stasi-Abhörzentralen vom Netz der Deutschen Post 
abzutrennen und die Abhöreinrichtungen abzu- 
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bauen. Schwieriger als bei den genannten größeren 
Abhörzentralen ist das Aufdecken von Manipulatio- 
nen und Abhörschaltungen in den Fernmeldenetzen 
der ehemaligen DDR, die verdeckt angelegt sind. We- 
gen der Größe der zu untersuchenden Netze, aber 
auch wegen fehlender Dokumentationen, gestalten 
sich die Aufklärungsarbeiten sehr zeit- und personal- 
intensiv. 

Ich habe die Deutschen Bundespost TELEKOM dar- 
auf hingewiesen, daß die Benutzung der genannten 
Einrichtungen ohne das Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen und ohne angemessene Sicherun- 
gen des Verfahrens für die betroffenen Bürger zu 
schwerwiegenden Grundrechtsverletzungen führen 
kann. Ich habe sie daher aufgefordert, ihre Bemühun- 
gen zur Aufdeckung und Unschädlichmachung der 
genannten Einrichtungen fortzusetzen und mich sehr 
bald über die bestehende Lage zu informieren. 

2.7 Bewerber für den öffentlichen Dienst aus dem 
Beitrittsgebiet 

Das Verfahren der Übernahme oder Neueinstellung 
von Bewerbern aus dem Beitrittsgebiet in den öffent- 
lichen Dienst war im Berichtsjahr Anlaß für zahlreiche 
Eingaben. In nahezu allen Fällen wurde der Inhalt von 
Personalfragebögen angesprochen, die Bewerber für 
den öffentlichen Dienst aus dem Beitrittsgebiet aus- 
füllen sollten, Eine nähere Prüfung ergab, daß der 
Inhalt der Personalbögen von den Ressorts jeweils in 
eigener Zuständigkeit festgelegt worden war; dabei 
kam es zu sehr unterschiedlichen und teilweise daten- 
schutzrechtlich problematischen Lösungen. Einige 
Beispiele können dies verdeutlichen: 

2.7.1 Fragen zum früheren Beschäftigungsverhältnis des 
Bewerbers und zur Überprüfung der Verfassungstreue 

In Fragebögen wurde u. a. die Frage gestellt, ob der 
Bewerber in seinem früheren Tätigkeitsbereich an der 
rechtswidrigen Anwendung von Gewalt oder uner- 
laubten Vernehmungsmethoden beteiligt war. Mit 
dieser Frage wird eine Selbstbezichtigung verlangt, 
was nach der Rechtsprechung des Bundesverfas- 
sungsgerichts unzulässig ist. 

Zur Verfassungstreue wurden u. a. folgende Fragen 
gestellt: 

„Waren Sie Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit oder beim Amt für Nationale Sicherheit? 
Wenn ja, welcher Art war diese Tätigkeit (auch ne- 
benamtlich) und von welcher Dauer war sie?" 

„Haben Sie vor dem 9. November 1989 eine Funktion 
in der SED, in Massenorganisationen/gesellschaftli- 
chen Organisationen oder eine sonstige herausgeho- 
bene Funktion im System der DDR innegehabt? Wenn 
ja, welcher Art war diese Funktion und von welcher 
Dauer?“ 

„Waren oder sind Sie Mitglied einer kommunisti- 
schen, rechtsradikalen oder inzwischen für verfas- 
sungswidrig erklärten Partei oder Organisation?“
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„Hatten oder haben Sie sonstige Verbindungen z.B. 
beruflicher oder geschäftlicher Art zu einer der vorge- 
nannten Parteien oder Organisationen?” 

„Haben Sie in der Fremdenlegion oder in sonstigen 
fremden Streitkräften einschließlich der Nationalen 
Volksarmee, der Volkspolizei, der Grenzpolizei und 

der Kampfgruppen Dienst geleistet?” 

„Hatten oder haben Sie oder die mit Ihnen in einem 
Haushalt lebenden nahen Angehörigen sonstige Be- 
ziehungen (verwandtschaftliche, geschäftliche, ge- 
sellschaftliche, kulturelle, sportliche, wissenschaftli- 

che, technische usw.) in den kommunistischen Macht- 
bereich?“ 

Für den Bereich der Bundesverwaltung hat der Bun- 
desminister des Innern in einem Rundschreiben vom 
11. September 1990 (BMI D 13-216 100/40) darauf 
hingewiesen, daß in diesem Zusammenhang auch die 
Regelungen des Einigungsvertrages für den Perso- 
nenkreis der in der öffentlichen Verwaltung der DDR 
beschäftigten Arbeitnehmer zu berücksichtigen sind. 
Danach gilt folgendes: „Ein wichtiger Grund für eine 
außerordentliche Kündigung ist insbesondere dann 
gegeben, wenn der Arbeitnehmer 

1. gegen die Grundsätze der Menschlichkeit oder 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen hat, ... oder 

2. für das frühere Ministerium für Staatssicherheit/ 
Amt für Nationale Sicherheit tätig war 

und deshalb ein Festhalten am Arbeitsverhältnis un- 
zumutbar erscheint.” 

Nach dem BMI-Rundschreiben scheidet — sofern 
diese Kündigungsgründe vorliegen — die Einstellung 
in ein Beamtenverhältnis in der Regel aus. 

Darüber hinaus bestehen nach dem Inhalt des Rund- 
schreibens Zweifel an der Verfassungstreue bei Be- 
werbern, die sich im politischen System der DDR ex- 
poniert haben, indem sie vor dem 9. November 1989 
Funktionen in den Bereichen SED sowie Massenorga- 
nisationen/Gesellschaftlichen Organisationen inne- 
hatten. Bei diesen Personengruppen könne nicht ge- 
nerell von einer fehlenden Verfassungstreue ausge- 
gangen werden, sondern es müsse eine Einzelfallprü- 
fung unter besonderer Berücksichtigung der früheren 
Verhältnisse in der DDR (u.a. Höhe der Funktion, 
Zahl der Funktionen, Abstufung nach haupt- oder 
nebenamtlicher Funktion) erfolgen. 

Die Ausführungen des Bundesministers des Innern 
erscheinen mir plausibel. Deshalb bestehen auch ge- 
gen die beiden oben erstgenannten Fragen zur Ver- 
fassungstreue keine Bedenken. Soweit ich sehe, be- 
schränken sich die Behörden der Bundesverwaltlung, 
die ursprünglich teilweise weitergegangen waren, in- 
zwischen in aller Regel auf diese Fragen. 

Anders ist die Lage nach dem Eindruck, den ich aus 

zahlreichen Eingaben gewonnen habe, bei den Ver- 
waltungen der neuen Länder, die in ihren Fragen teil- 
weise erheblich weitergehen und auch keine einheit- 
liche Praxis verfolgen. Welche Fragen darüber hinaus 
zulässig sind, ist letztlich davon abhängig, welche 
Sachverhalte für die Begründung eines Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses von Bedeutung sind. Hierzu fehlt   

es — soweit ich sehe — an klaren rechtlichen Vorga- 
ben oder verbindlichen Richtlinien. Ich habe deshalb 
vorgeschlagen, das Problem in der Innenministerkon- 
ferenz zu erörtern, materielle Regelungen für die an 
Bewerber für den öffentlichen Dienst zu stellenden 
Anforderungen möglichst konkret festzulegen und 
auf eine möglichst einheitliche, die Grenzen des Fra- 
gerechts des Dienstherrn/Arbeitgebers berücksichti- 
gende Regelung für die Gestaltung der Personalfrage- 
bogen hinzuwirken. 

2.7.2 Verfahren der Überprüfung der Verfassungstreue 

Die Fragen zur Verfassungstreue waren bei einigen 
Ressorts in einem Zusatzbogen zum Personalfragebo- 
gen, bei anderen im Fragebogen selbst enthalten. In 
beiden Fällen war vorgesehen, die Fragebogen und 
Zusatzbögen in der Personalabteilung aufzubewah- 
ren. Die Personalvertretung war in einzelnen Fällen 
an der Erstellung der Fragebogen nicht beteiligt wor- 
den. 

Ich habe vorgeschlagen, für die — zulässigen — Fra- 
gen zur Verfassungstreue einen eigenen Vordruck 
vorzusehen und diesen auch gesondert zu führen. Die 
Überprüfung der Verfassungstreue erfordert vielfach 
Auskünfte dritter Stellen, etwa des Sonderbeauftrag- 
ten der Bundesregierung für die personenbezogenen 
Unterlagen des ehemaligen Staatssicherheitsdienstes, 
die gerade nicht auf Dauer in der allgemeinen Perso- 
nalakte enthalten sein dürfen. Nach dem Einmigungs- 
vertrag dürfen Auskünfte des Sonderbeauftragten, 
die zum Zwecke einer Entscheidung über die Weiter- 
verwendung oder die Einstellung in den öffentlichen 
Dienst übermittelt worden sind, nicht für andere 

Zwecke verwendet werden; sie dürfen also im Rah- 
men nachfolgender Personalentscheidungen keine 
Berücksichtigung mehr finden (s. oben 2.5.1). Zur or- 
ganisatorischen Sicherung dieser Nutzungsbeschrän- 
kung sind jedenfalls diese Unterlagen gesondert zu 
verwahren. 

Soweit Personalvertretungen bei der Gestaltung der 
Fragebogen nicht beteiligt worden waren, habe ich 
unter Hinweis auf die Bestimmungen des $ 75 Abs. 3 
Nr. 8 und des $ 76 Abs. 2 Nr. 2 BPersVG, die eine 

Mitbestimmung bei der Regelung des Inhalts von Per- 
sonalfragebögen vorsehen, angeregt, die Beteiligung 
der Personalvertretungen nachzuholen. 

Einige Ressorts haben meine Empfehlungen bereits 
aufgegriffen und ihr Verfahren entsprechend geän- 
dert. So wurden der datenschutzrechtlich bedenkliche 
Inhalt einiger Fragen — soweit noch keine Personal- 
gespräche geführt worden waren — unkenntlich ge- 
macht und neue Fragebogen entwickelt, Die be- 
schriebene Überprüfung der Verfassungstreue und 
die Aufbewahrung der dabei angefallenen Unterla- 
gen wurden in einem Ressort dem Geheimschutzbe- 
auftragten übertragen. 

Der Bundesminister des Innern hat mir mitgeteilt, er 
halte seine derzeitige Praxis, Fragen zur Verfassungs- 
treue in den Personalbogen und damit iin die Personal- 
akte mitaufzunehmen, für rechtens. Gleiches gelte 

auch für Auskünfte, die in diesem Zusammenhang 
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von dritten Stellen, z.B. dem Sonderbeauftragten, 
eingeholt worden seien. 

Ich habe gebeten, diese Entscheidung noch einmal zu 
überprüfen und in die vorgeschlagene Erörterung des 
Gesamtproblems in der Innenministerkonferenz ein- 
zubeziehen. 

Ich hoffe, daß es schnell gelingt, Inhalt und Verfahren 
der Überprüfung der Verfassungstreue von Bewer- 
bern aus dem Beitrittsgebiet möglichst einheitlich für 
Bund und Länder zu regeln. Dabei sollten der Umfang 
der Datenerhebung auf das erforderliche Maß be- 
schränkt und den Beteiligten die aus zahlreichen Ein- 
gaben ersichtliche erhebliche Rechtsunsicherheit ge- 
nornmen werden. 

2.8 Zentrales Einwohnerregister (ZER) 

2.8.1 Organisation und Aufgaben des ZER 

Als Folge eines Beschlusses des Ministerrates der ehe- 
maäligen DDR wurde 1973 das „Büro für Personenda- 
ten" als selbständige Dienststelle der Hauptabteilung 
Paß- und Meldewesen des Ministerium des Innern 
gegründet. Sein Auftrag lautete, einen „Personen- 
speicher" zu organisieren. In den Jahren 1977 bis 1982 
wurden dann die Daten der Einwohner für ein auto- 
matisiertes zentrales Register erfaßt; diese Personen- 
datenbank — später ZER — wurde am 1. Januar 1984 
offiziell in Betrieb genommen. 

Die Personendatenbank sollte das Zentrum des Mel- 
dewesens bilden und in die sonstige Verwaltung inte- 
griert sein. Der Minister des Innern oder sein Stellver- 
treter hat mit den sog. Integrationspartnern — also 
Empfängern von Datenübermittlungen aus dem ZER 
— Verträge geschlossen, in denen festgelegt wurde, 
welche Daten das ZER wie zu liefern hatte. Grundlage 
für die Arbeit des ZER war die „Ordnung der Perso- 
nendatenbank“ (Verwaltungsvorschrift). Sie enthielt 
u. a. Regelungen über 

— die Zulässigkeit der Datenverarbeitung 

— den Umfang des Datensatzes, 

— die Zweckbindungen, 

— das Verfahren der Aktualisierung, 

— die Anforderungen zum Datenschutz (dies waren 
in Wirklichkeit Vorschriften zur Datensicherung) 
und 

— das Verfahren zur Auskunftserteilung (dies ent- 
sprach einer Datenübermittlung im Sinne des Bun- 
desdatenschutzgesetzes). 

Die Kreise erhielten eine eigene derartige Ordnung, 
die einen Auszug aus der vorgenannten Ordnung dar- 
stellte. 

Das ZER war eine den Bürgern der früheren DDR 
kaum bekannte Dienststelle. Die Bürger hatten Kon- 
takte zu den Meldestellen oder zu den Polizeikreisäm- 
tern. Die Meldestellen führten Meldekarten und mel- 
deten Veränderung auf Datenerfassungsbelegen an 
die Polizeikreisämter. Die Polizeikreisämter sammel- 
ten alle Belege und gaben diese täglich mit Hilfe eines 
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besonderen Kurierdienstes an das ZER weiter. Das 
ZER verarbeitete die Datenerfassungsbelege und er- 
stellte die erforderlichen neuen Karteikarten für die 
Meldestellen und für die Polizeikreisämter sowie son- 
stige Datenträger (z. B. Magnetbänder) für Empfän- 
ger regelmäßiger Datenübermittlungen, wie z. B. das 
Rechenzentrum Statistik oder die Staatliche Versiche- 
rung der früheren DDR. 

Auf der Ebene der Bezirke der früheren DDR wurden 
die sog. Einwohnerdatenspeicher (EDS) gebildet. De- 
ren Projektträger war das Statistische Amt. Der EDS 
war keine Meldekartei; er war vielmehr Hilfsmittel für 
den Rat des Bezirkes und enthielt auch Daten, die 
nicht im ZER enthalten waren. Der EDS war sowohl 
Planungshilfe als auch Mittel zur besseren Betreuung 
von Bürgern, z. B. in sozialen Angelegenheiten. 

Innerhalb der Bezirke gab es Kreise. Zuständig für die 
Aufgaben des Meldewesens im Kreis war das „Paß- 
und Meldewesen des Volkspolizeikreisamtes”, dem 
eine oder mehrere Meldestellen zugeordnet waren, 
wobei eine Meldestelle für mehrere Gemeinden zu- 
ständig sein konnte. Es gab rund 200 Kreise und ca. 
700 Meldestellen. 

2.8.2 Daten des ZER 

Das ZER verfügte bis Oktober 1989 über einen Daten- 
bestand, der weit über den hinausging, den in der 
„alten“ Bundesrepublik Deutschland Meldebehörden 
speichern dürfen. So hatte es zum Beispiel folgende 
Daten gespeichert: 

— Reisen nach dem Ausland 

— Einreisen 

— Anträge auf ständige Ausreise 

— Reisesperren 

— Arbeitsstelle (Hinweise auf Arbeit/T, ätigkeit) 

— überwiegend ausgeübte Tätigkeit außerhalb der 
DDR 

— Besonderheiten zur Person 

— Grund der Wohnsitznahme bei Rückkehrern/Zu- 
ziehenden 

— Vermerke und Kontrollmaßnahmen für Rückkeh- 
rer/Zuziehende 

— Spezial- und Sprachkenntnisse, 

Diese Daten wurden bereits im Oktober 1989 gesperrt 
und im Frühjahr 1990 aus dem aktuellen Bestand des 
Registers gelöscht. Bis zum Inkrafttreten des Eini- 
gungsvertragsgesetzes hatte das ZER weitere Daten 
gelöscht und bereits einen Teil seiner Integrationsbe- 
ziehungen/regelmäßigen Datenweitergaben einge- 
stellt. 

2.8.3 Stand der Datenverarbeitung nach dem 
Einigungsvertrag 

Der Einigungsvertrag enthält besondere Vorschriften 
zum Zentralen Einwohnerregister. Nach der Anlage, 
Kapitei II Sachgebiet C Abschnitt III Nr. 4. ist das Mel-
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derecht im Beitrittsgebiet innerhalb eines Jahres nach 
den Vorschriften des Melderechtsrahmengesetzes zu 

gestalten. Ferner ist vorgesehen, daß vom Melde- 
rechtsrahmengesetz abweichende Daten, insbeson- 

dere Ordnungsnummern, nur weiter verarbeitet wer- 

den dürfen, soweit und solange sie für die Weiterfüh- 

rung der Melderegister erforderlich sind. Die Verar- 
beitung neu anfallender Daten ist zulässig. Die Ver- 
wendung solcher Daten ist unverzüglich durch Ver- 
fahren abzulösen, die ihre Verwendung entbehrlich 
machen. Nach dieser Ablösung, spätestens jedoch bis 

zum 31. Dezember 1992, sind die nach dem Melde- 
rechtsrahmengesetz nicht zulässigen Daten zu lö- 
schen. Das Zentrale Einwohnerregister darf weiterge- 
führt werden, soweit es Aufgaben des Meldewesens 
wahrnimmt und solange die örtlichen Melderegister 
ihre Aufgaben nicht ohne das zentrale Register erfül- 
len können; es ist jedoch spätestens am 31. Dezember 
1992 aufzulösen. Soweit im ZER andere als Meldeda- 
ten gespeichert sind, sind sie zu löschen, soweit sie 

nicht für die Aufgabenerfüllung anderer Fachbe- 
reichsverwaltungen erforderlich sind. Auch diese Da- 
ten sollen spätestens zum 31. Dezember 1992 gelöscht 
werden. Die örtlichen Melderegister sind unverzüg- 
lich in der Weise umzustellen, daß die Inanspruch- 
nahme des ZER entbehrlich wird. 

Das ZER hat bereits einen erheblichen Teil der Aufla- 
gen nach dem Einigungsvertrag erfülit. Bis zum Auf- 
bau funktionierender örtlicher Fahrerlaubnisbehör- 
den wird das ZER noch Daten zum Führerscheinbesitz 
verwalten; die Daten zum Führerscheinentzug wur- 
den inzwischen nach deren Übermittlung an das 
Kraftfahrt-Bundesamt gelöscht (s. unten 2.10). Nach 
den mir vorliegenden Datensatzbeschreibungen ent- 
sprechen die vom ZER jetzt verwalteten Daten weit- 
gehend dem Melderechtsrahmengesetz. 

Für die inhaltliche Ausformung der Daten nach dem 
Melderechtsrahmengesetz ist üblicherweise der bun- 
deseinheitliche Datensatz für das Meldewesen zu- 
grunde zu legen. Hieran gemessen gibt es im automa- 
tisierten ZER noch Schlüsselungen, die unüblich sind. 
Ich habe jedoch gegenüber dem ZER und dem Bun- 
desminister des Innern akzeptiert, daß aufgrund der 
schwierigen Personalsituation beim ZER und der Pro- 
bleme bei der Feststellung, wer die Kosten des ZER zu 
tragen hat, eine schnellere Anpassung der Daten nicht 
durchgeführt werden kann. Ich gehe davon aus, daß 
das ZER weiterhin bemüht ist, alle erforderlichen Än- 

derungen vorzunehmen. 

2.8.4 Empfänger von Datenübermittiungen 

Das ZER war, wie vorstehend erwähnt, in zahlreiche 
regelmäßige Datenübermittlungen eingebunden. 
Diese sind mittlerweile soweit reduziert worden, daß 
die Datenübermittlungen, die das ZER jetzt noch re- 
gelmäßig oder auch auf Antrag (z. B. von Meldebe- 
hörden) durchführt, rechtens sind. Die regelmäßigen 
Übermittlungen an die Deutsche Versicherungs AG 
sind leider erst zum 31. Dezember 1990 eingestellt 
worden. Weil die Deutsche Versicherungs AG die 
Staatliche Versicherung der früheren DDR übernom- 
men hat, gingen auf sie als Rechtsnachfolger zunächst 
auch die Verträge mit dem ZER über. Das ZER fühlte   

sich insofern an seinen Vertrag mit der staatlichen 
Versicherung der früheren DDR gebunden. Ich hatte 

erhebliche Zweifel, daß die weitere regelmäßige 
Übermittlung von Datensätzen an die Deutsche Versi- 
cherungs AG rechtlich vertretbar war. Dem wurde 
u. a. entgegengehalten, daß die Deutsche Versiche- 
rungs AG noch so lange regelmäßig informiert werden 
müßte, bis auch die Übernahme von ca. 600 000 Da- 

tensätzen, die sich auf Rentner beziehen und die die 

Deutsche Versicherungs AG an die Rentenversiche- 
rung weitergegeben hat, abgewickelt war. Wenig 
empfindsam hat die Deutsche Versicherungs AG die 
Personenkennzahl als Versicherungsnummer ver- 
wendet, was zu Beschwerden führte, da die früheren 

DDR-Bürger die PKZ, die für sie Symbol des früheren 
Staates ist, nicht mehr verwenden möchten. Die Deut- 
sche Versicherungs AG, die nicht meiner Kontrolle 

unterliegt, hat den Vertrag mit dem ZER, den sie als 
noch gültig und nicht durch den Einigungsvertrag 
aufgehoben ansah, zum 31. Dezember 1990 gekün- 
digt. 

Wichtig ist mir auch, daß das ZER seit 1. Januar 1991 

keine Daten mehr für die Fortführung der Einwohner- 
datenspeicher zur Verfügung stellt. Es werden noch 
regelmäßig Daten zur Sicherung von Rentenansprü- 
chen weitergegeben; die Anpassung dieser Daten- 
übermittlungen an die Vorschriften der Zweiten Mel- 
dedatenübermittlungsverordnung des Bundes wird 
noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 

Das Landeseinwohneramt von Berlin hat mittels meh- 

rerer Terminals einen lesenden Zugriff auf alle Daten 
von Personen, die das Merkmal „Haupt- oder Neben- 

wohnung in Berlin“ enthalten. Es hat dem ZER zuge- 
sagt, bis Mitte 1991 die technischen Voraussetzungen 
zu schaffen, um die „Berliner Datensätze” zu über- 

nehmen. 

Insbesondere letzteres zeigt, daß die im Einigungsver- 
trag vorgesehene Auflösung des ZER selbst für eine 
hochtechnisierte Verwaltung nicht einfach zu bewäl- 
tigen ist. Insofern ist verständlich, daß den Verwaltun- 
gen der neuen Länder nicht einfach die Datensätze 
ihrer Einwohner zur Verfügung gestellt werden kön- 
nen. Vielmehr bedarf es dort zunächst funktionieren- 
der Verwaltungen, die wissen, welche Aufgaben sie 

aufgrund des Melderechts mit welchen Daten zu er- 
füllen haben. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß das 
Meldewesen auch in den alten Ländern in viele Ver- 
waltungsbeziehungen integriert ist und daß ohne ein 
funktionierendes Meldewesen insbesondere kommu- 
nale Aufgaben, zu denen auch die Anmeldung von 
Ansprüchen zum Finanzausgleich gehört, nicht 
durchgeführt werden können. Es widerspricht nicht 
dem Datenschutzrecht und auch nicht dem Eini- 
gungsvertrag, wenn das ZER vorläufig weiterhin da- 
für sorgt, daß die Aufgaben des Meldewesens in den 
neuen Ländern und in Teilen Berlins ordnungsgemäß 
vollzogen werden. Die Wahrung schutzwürdiger Be- 
lange der Bürger verlangt allerdings, daß der Umgang 
mit ihren Daten rechtlich nachvollziehbar und auch 
kontrollierbar ist. Dies ist jetzt beim ZER gewährlei- 
stet. Ich habe jedoch Sorge, daß die Länder nicht in 
der Lage sein werden, in der vom Einigungsvertrag 
gesetzten Frist, die am 2. Oktober dieses Jahres endet, 
Landesmeldegesetze nach dem Vorbild des Melde- 
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rechtsrahmengesetzes zu schaffen und Meldebehör- 
den aufzubauen, die den rechtlichen Anforderungen 

entsprechen. Das ZER in seiner jetzigen Form ist laut 
Einigungsvertrag bis 31. Dezember 1992 aufzulösen; 
dieses kann nur geschehen, wenn die Einwohnerda- 
ten an funktionierende Verwaltungen abgegeben 
werden können. Wie zeitaufwendig das ist, zeigt das 
Beispiel Berlins sehr deutlich. Die Abgabe aller Daten 
„auf einen Schlag“ ist eine Utopie. Insofern bleiben 

die Verantwortlichen in Gesetzgebung und Verwal- 
tung der neuen Länder aufgefordert, schnell das Er- 

forderliche zu tun. Sonst kann der Einigungsvertrag in 
diesem Punkt nicht fristgerecht vollzogen werden. 

2.8.5 Personenkennzahl 

Im Einigungsvertrag ist vorgesehen, daß sämtliche 
Dateien im Beitrittsgebiet, die nach Personenkenn- 

zahlen geordnet sind, unverzüglich nach anderen 
Merkmalen umzuordnen sind. Die Personenkennzah- 
len müssen in allen Dateien zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt gelöscht werden. Die Personenkennzahl 
der früheren DDR war zwölfstellig: 6 Ziffern = Ge- 
burtsdatum, 1 Ziffer = Geschlecht, 4 Ziffern = Unter- 

scheidungszahl und 1 Ziffer = Prüfziffer. Die Perso- 
nenkennzahl (PKZ) wurde in der DDR als allgemeines 
Ordnungsmerkmal verwendet, das in zahlreichen Da- 

teien gespeichert wurde und so ermöglichte, Daten- 
sätze leichter miteinander zu verbinden. 

Die Personenkennzahl wird im ZER und im Austausch 
mit den Meldebehörden noch als Ordnungsmerkmal 
verwendet. An Stellen außerhalb des Meldewesens, 
insbesondere im Zusammenhang mit Datenübermitt- 
lungen nach der Zweiten Meldedatenübermittlungs- 
verordnung, soll die PKZ voraussichtlich ab Sommer 

1991 nicht mehr verwendet werden. 

Nach dem Einigungsvertrag soll die PKZ als Ord- 
nungsmerkmal zum frühestmöglichen Zeitpunkt ge- 
löscht werden. Das bedeutet, daß sowohl das ZER als 

auch die Meldebehörden in den Ländern in einer an- 
gemessenen Frist das PKZ durch ein anderes Ord- 
nungsmerkmal ersetzen müssen. Hierauf habe ich das 
ZER und den Bundesminister des Innern, der das ZER 

ebenfalls berät, hingewiesen. 

2.9 Strafregister des ehemaligen 
Generalstaatsanwalts der DDR 

Nach dem Einigungsvertrag ist mit dem Wirksamwer- 
den des Beitritts auch das Bundeszentralregisterge- 
setz in den neuen Ländern in Kraft getreten, „soweit 
durch diesen Vertrag nichts anderes bestimmt“ ist. 
Dabei mußte dem Strafregister beim Generalstaatsan- 
walt der DDR die besondere Aufmerksamkeit des Da- 
tenschutzes gelten. Schon im Sommer 1990 habe ich 
in Gesprächen mit dem Bundesminister der Justiz und 
mit dem Generalbundesanwalt (Abteilung IV 
— Dienststelle Bundeszentralregister) das Vorhaben 
unterstützt, für die Übernahme dieses Registers er- 
gänzende Vorschriften im Bundeszentralregisterge- 
setz zu schaffen. Das Kernproblem war hierbei die 
notwendige Differenzierung zwischen solchen Eintra- 
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gungen über strafrechtliche Entscheidungen, die 
rechtsstaatlichen Maßstäben entsprachen und somit 

konsequenterweise in das Bundeszentralregister zu 
übernehmen waren, und Eintragungen über solche 
strafrechtliche Maßnahmen, die unseren rechtsstaatli- 
chen Grundsätzen widersprachen und deshalb nicht 
in das Bundeszentralregister übernommen werden 
durften. Die durch den Einigungsvertrag in das Bun- 
deszentralregistergesetz neu eingefügten $$ 64a und 
64b sehen vor, daß über die Übernahme in jedem Ein- 
zelfalle eine besondere Entscheidung zu treffen ist. 
Sie entsprechen meinen Vorstellungen. Wichtig sind 
auch die getroffenen Übergangsregelungen, nach de- 
nen die Eintragungen im bisher beim DDR-General- 
staatsanwalt geführten Register bis zur Entscheidung 
über die Übernahme in das Bundeszentralregister au- 
Berhalb desselben zu speichern und — ebenso wie 
auch Eintragungen, deren Übernahme abgelehnt 
worden ist — für Auskünfte nach dem Bundeszentral- 
registergesetz zu sperren sind. Die Eintragungen im 
ehemaligen DDR-Strafregister sind nach Ablauf von 
drei Jahren zu vernichten. Dies gilt — darauf habe ich 
von Anfang an hingewiesen — auch dann, wenn bis 
dahin nicht in allen Fällen die Übernahmeentschei- 
dungen getroffen sein sollten. Bis zur Löschung ist die 
Nutzung der Eintragungen ım ehemaligen DDR-Straf- 
register beschränkt: Außer für eine etwaige Nachprü- 
fung der Übernahme und der Schlüssigkeit der Eintra- 
gung dürfen die Informationen nur für die Übermitt- 
lung an für die Rehabilitierung zuständige Stellen für 
Zwecke der Rehabilitierung verwandt werden. Eine 
Verwendung für andere Zwecke ist nur mit Einwilli- 
gung des Betroffenen zulässig. 

Allein mit dieser gesetzlichen Regelung war es freilich 
nicht getan: Das ehemalige DDR-Strafregister exı- 
stierte als Handregister in einer Größenordnung von 
etwa 200 000 Karteikarten. Um zu vermeiden, daß auf 
ein Auskunftsersuchen an das BZR in jedem Falle 
neben dem Einblick in den BZR-Bestand die Hand- 
kartei daraufhin durchgesehen werden muß, ob sich 

darin Eintragungen über den Betroffenen befinden, 
die in das BZR zu übernehmen und über die dann 
Auskunft zu erteilen ist — was auch unter Gesichts- 
punkten des Datenschutzes zu unvertretbaren Verzö- 
gerungen geführt hätte —, habe ich von Anfang an 
das Vorhaben des Generalbundesanwaltes unter- 
stützt, zur Erschließung der manuell geführten Datei 
neben dem Bundeszentralregister eine automatisiert 
geführte Personendatei zu erstellen. Für deren Erstel- 
lung wurde das Zentrale Einwohnerregister (ZER) der 
DDR genutzt: Veranlaßt noch durch den damaligen 
Generalstaatsanwalt der DDR übergab das ZER dem 
Generalbundesanwalt in maschinenlesbarer Form 
{Magnetband) Datensätze zu allen Personen, die im 
ZER gespeichert und mit einem Vermerk des Inhalts 
gekennzeichnet waren, daß im Strafregister beim Ge- 
neralstaatsanwalt der DDR über sie eine Eintragung 
vorliegt. Ein Abgleich zwischen den vom ZER überge- 
benen Personendatensätzen und dem manuell ge- 
führten DDR-Strafregister ergab eine Differenz von 
etwa 10.000 Datensätzen zu Personen, die nicht im 
ZER, wohl aber im ehemaligen Strafregister erfaßt 
sind. Sie betreffen Ausländer im Sinne der früheren 
DDR, d.h. zu einem wesentlichen Teil Personen, die 
im Zusammenhang mit Strafverfahren im DDR-Straf-
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register gespeichert worden waren, zum Zeitpunkt 
des Beitritts der DDR ihren Wohnsitz aber nicht mehr 

in den alten Ländern hatten und deshalb nicht mehr 
im ZER gespeichert waren. Diese etwa 10 000 Daten- 
sätze wurden von Mitarbeitern des Generalbundesan- 

walts manuell aus der Handkartei erfaßt und in die 
automatisiert geführte Personendatei eingespei- 
chert. 

Die Einhaltung der oben genannten Gesetzesvor- 
schriften über die Übernahme des Strafregisters beim 
ehemaligen DDR-Generalstaatsanwalt, namentlich 
auch bei der Nutzung dieser automatisiert geführten 
Personendatei, war Gegenstand eines von mir im No- 
vember 1990 durchgeführten Beratungs- und Kon- 
trollbesuchs bei der Abteilung IV des Generalbundes- 
anwalts ın Berlin. 

Stichproben in der erwähnten Personendatei haben 
im Einklang mit von mir schon im August gegebenen 
Empfehlungen gezeigt, daß in dieser Datei keine an- 
deren Personendaten übernommen und enthalten 
sind als die, die zulässigerweise im BZR als Identifi- 
zierungsdaten verwandt werden. Die automatisiert 
geführte Personendatei ist eine vom Bundeszentralre- 
gister logisch getrennte Datei, auch wenn sie durch 
dasselbe Datenbankbetriebssystem verwaltet wird, 
mit dessen Hilfe das Bundeszentralregister aufgebaut 
ist. Die Trennung entspricht dem von mir bereits im 
August 1990 empfohlenen Konzept: Ist eine Person, 
über die eine BZR-Auskunft begehrt wird, in dieser 
Personendatei nicht genannt, so bedeutet dies, daß 
über sie eine Eintragung in der Handkartei, über de- 
ren Übernahme noch zu entscheiden ist, nicht vorliegt 

— sei es, daß es eine solche Eintragung dort nie gege- 
ben hat, sei es, daß bereits über ihre Übernahme ins 

BZR — positiv oder negativ — entschieden ist. Ist eine 
Person in dieser Datei genannt, so bedeutet dies, daß 

über sie eine möglicherweise eintragungsfähige Ent- 
scheidung in der Handkartei vorliegt. 

Ich habe mich bei meinem Besuch durch Prüfung ei- 
ner größeren Zahl von Einzelfällen davon überzeugt, 
daß entsprechend diesem Konzept verfahren wird, 
und daß die Datensätze der automatisiert geführten 
Personendatei im Einklang mit den gesetzlichen Vor- 
schriften gesperrt sind. Ein Hemmnisvermerk schließt 
BZR-Auskünfte aus der Personendatei aus. 

Meine Kontrolle einzelner Übernahmeentscheidun- 
gen sowie die Prüfung der festgelegten Entschei- 
dungsabläufe und der vorgelegten Arbeitsanweisun- 
gen hat datenschutzrechtliche Bedenken nicht erken- 
nen lassen. Auf die sich aus der gesetzlichen Rege- 
lung ergebende Frage, welches die Verurteilungen 
und Erkenntnisse sind, die mit rechtstaatlichen Maß- 
stäben nicht vereinbar sind oder bei denen der zu- 
grunde liegende Sachverhalt nicht mehr mit Strafe 
bedroht ist, ist mit dem vom Generalbundesanwalt — 

Dienststelle Bundeszentralregister — erstellten Kata- 
log der sogenannten indizierten Normen des DDR- 
Strafgesetzbuchs eine auch aus meiner Sicht plausible 
Antwort gegeben. 

Schwierig ist die Übernahmeentscheidung in den Fäl- 
len der sogenannten Mischverurteilungen, d.h. in   

Fällen, bei denen die Verurteilung sich auf einen oder 
mehrere indizierte und nicht indizierte Tatbestände 
stützt. Positiv bewerte ich hierbei die Praxis, daß in 

Fällen, in denen die indizierte Straftat — z. B. unge- 
setzlicher Grenzübertritt — mit einer weniger bedeut- 

samen nicht-indizierten Straftat — z. B. Sachbeschä- 
digung — zusammentrifft, auch bezüglich der letzte- 
ren auf Nichtübernahme entschieden wird. Ich habe 
keine Bedenken dagegen erhoben, daß das Bundes- 

zentralregister z. B. beim Zusammentreffen einer Ver- 
urteillung wegen des aus Gründen mangelnder Nor- 
menklarheit indizierten Tatbestandes des Rowdytums 
($ 215 DDR StG) mit einer Verurteilung wegen Kör- 
perverletzung für die letztere eine positive Übernah- 
meentscheidung getroffen hat. 

Wird bei einer Mischverurteilung auf eine teilweise 
Übernahme entschieden, so wird der Zusatz: „Der 

Strafausspruch erstreckt sich auf einen weiteren nicht 
eintragungsfähigen Teil des Schuldspruchs” in die 
BZR-Eintragung aufgenommen. 

Ich habe Zweifel, ob dies den Vorstellungen der Eini- 
gungsvertragspartner entsprach, weil dieser Eintrag 
dazu führt, daß die nicht rechtsstaatliche Verurteilung 
doch eine Spur hinterläßt. Auch eine eingehende Er- 
örterung der Problematik mit dem Generalbundesan- 
walt hat aber keine Lösungsmöglichkeit erkennen las- 
sen, die den berechtigten Belangen des Betroffenen 
besser entspräche. Ein Verzicht auf die Eintragung 
des Strafausspruchs im BZR würde zu Unklarheiten 
führen und ebenso auf eine frühere nicht rechtsstaat- 
liche Verurteilung hinweisen wie der Zusatz. Ein Ver- 
zicht auf den genannten Zusatz käme den Belangen 
des Betroffenen noch weniger entgegen. Im Ergebnis 
bleibt bei dieser Problematik meine Empfehlung, bei 
Mischverurteilungen im Rahmen des Vertretbaren 
möglichst großzügig auf Nichtübernahme zu ent- 
scheiden. 

Eine vergleichbare Problematik stellt sich, wenn über 
die Übernahme einer Entscheidung befunden werden 
muß, die eine frühere nicht zu übernehmende Ent- 
scheidung in eine zu übernehmende Verurteilung 
einbezogen hat. In diesen Fällen vermerkt das BZR: 
„Der Strafausspruch der einbezogenen nicht eintra- 
gungsfähigen Entscheidung lautet auf... (z. B. zwei 
Jahre sechs Monate Freiheitsstrafe)“. In diesen Fällen 
einen nach einer Subtraktionsrechnung geänderten 
Strafausspruch einzutragen, dürfte — darin teile ich 
die Auffassung des BZR — dessen Kompetenzen über- 
schreiten. Bei der Berechnung der Frist für die Tilgung 
aus dem BZR halte ich diese Subtraktionsrechnung im 
Strafausspruch aber nicht nur für zulässig, sondern für 

geboten. 

Eine andere Problematik bilden solche Verurteilun- 
gen, die — wie z. B. Steuerhinterziehung — durchaus 
eintragungsfähig sind, bei denen die Höhe des Straf- 
ausspruchs aber auf nichtrechtsstaatlichen Erwägun- 
gen beruht (Beispiel: Dem Strafausspruch lag das Ziel 
zugrunde, den Betroffenen zur Aufgabe von Antiqui- 
täten zu zwingen). Meine Vermutung, Fälle dieser Art 
könnten sich aus den Eintragungen im ehemaligen 
DDR-Strafregister erkennen lassen, hat sich bei mei- 

ner Kontrolle nıcht bestätigt. Die jeweils eingetragene 
Strafhöhe läßt zuverlässige Rückschlüsse dieser Art 
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nicht zu. Ich teile daher die Auffassung des General- 
bundesanwalts, daß in diesen Fällen dem Betroffenen 
in erster Linie die Möglichkeit zur Verfügung steht, 
die Aufhebung des Strafurteils oder die Beseitigung 
seiner Wirkungen außerhalb der Zuständigkeit der 
Abteilung IV des Generalbundesanwalts durch ein 
Verfahren der Kassation oder Rehabilitierung zu er- 
reichen. Allerdings sollte — so habe ich angeregt — 
der Generalbundesanwalt die Vorschriften der 85 49 
Abs. 1 und 39 Abs. 1 BZRG großzügig handhaben, 
wonach unter bestimmten Voraussetzungen im Ein- 
zelfalle die Eintragung vorzeitig getilgt oder auf ihre 
Aufnahme in ein Führungszeugnis verzichtet werden 
kann, wenn im Rahmen eines entsprechenden An- 
trags des Betroffenen Anhaltspunkte dafür erkennbar 
werden, daß der Strafausspruch durch nicht rechts- 
staatliche Erwägungen beeinflußt ist. 

Der Bundesminister der Justiz hat in einem Merkblatt 
vom 25. Oktober 1990 für Betroffene Hinweise „zu 
den Möglichkeiten, die Aufhebung rechtskräftiger 
Strafurteile der DDR oder die Beseitigung ihrer Wir- 
kungen zu erreichen, insbesondere durch Kassation 
und Rehabilitierung“ gegeben; jeder Bürger kann das 
Merkblatt dort anfordern. Die genannten Verfahren 
stehen dem Betroffenen auch bei den zuvor genann- 
ten Mischverurteilungen offen, namentlich auch 
dann, wenn der Betroffene die Löschung einer teilwei- 
sen Übernahme in das BZR anstrebt. 

Meine besondere Aufmerksamkeit galt auch der Ver- 
wendung von Informationen im ehemaligen DDR- 
Strafregister für die Rehabilitierung von Betroffenen. 
Im Einklang mit dem genannten Merkblatt des Bun- 
desjustizministeriums und mit Überlegungen des Ge- 
neralbundesanwalts habe ich befürwortet, den in der 
gesetzlichen Regelung ($ 64b Satz 3 BZRG) verwand- 
ten Begriff „Rehabilitierung“ zugunsten der Betroffe- 
nen weit auszulegen. Es darauf ankommen zu lassen, 
ob ein Verfahren der Rehabilitierung im engeren 
Sinne oder ob ein Kassationsverfahren eingeleitet 
wurde, wäre nicht sachgerecht. Das Verfahren des 
Generalbundesanwalts, die Übermittlung von Infor- 
mationen für Zwecke der Rehabilitierung durch Ab- 
lichtung aus der Handkartei abzuwickeln, wird von 
mir — auch unter Gesichtspunkten der Klarheit und 
Praktikabilität der Arbeitsabläufe — gutgeheißen. 

Im engen Zusammenhang mit den vorgenannten 
Schwerpunkten meiner Kontrolle beim Generalbun- 
desanwalt bin ich auch der Frage der Auskunftsersu- 
chen an das Bundeszentralregister aus den neuen 
Bundesländern nachgegangen. Anträge auf Erstel- 
lung eines Führungszeugnisses werden durch die 
Bürger der neuen Bundesländer an die für sie jeweils 
zuständige Meldestelle gerichtet (dies sind die Melde- 
stellen bei den Kreisverwaltungsbehörden, die früher 
in den Volkspolizeikreisämtern eingerichtet waren), 
welche diese Anträge an das Zentrale Einwohnerregi- 
ster weiterleiten. Beim ZER werden die Personenda- 
ten der Antragsteller so aufbereitet, wie das Bundes- 
zentralregister sie zur weiteren Bearbeitung benötigt 
und diesem auf Magnetband zur Verfügung gestellt. 
Die weitere Bearbeitung erfolgt, wie ich festgestellt 
habe, in der bisher im BZR üblichen Weise. Diese Ver- 
fahrensweise ist für die Zeit bis zum Aufbau funk- 
tionsfähiger Meldebehörden in den neuen Bundes- 
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ländern und der damit verbundenen Auflösung des 
ZER nicht zu vermeiden. Abweichend von dem oben 
Gesagten stellen die Ostberliner und Potsdamer Mel- 
destellen die Anträge auf Erteilung eines Führungs- 
zeugnisses nicht über das ZER, sondern bereits jetzt 
direkt an das Bundeszentralregister. 

2.10 Zentrales Fahrerlaubnisregister 

In dem Zentralen Einwohnerregister der ehemaligen 
DDR waren den Personendatensätzen u. a. auch Da- 
ten über den Führerscheinbesitz (Positivdaten) und 
über den Führerscheinentzug (Negativdaten) zuge- 
ordnet; diese Datensammlung wird im Einigungsver- 
trag als Zentrales Fahrerlaubnisregister bezeichnet. 
Die erwähnten Negativdaten sind gemäß Anlage I, 
Kapitel XI, Sachgebiet B, Abschnitt IIINr. 1 f) des Eini- 
gungsvertrages inzwischen vom Kraftfahrt-Bundes- 
amt (KBA) übernommen worden und werden dort als 
besonderer und getrennter Teil des Verkehrszentral- 
registers geführt. 

Bis zu einer in der zitierten Stelle des Einigungsver- 
trages angekündigten gesetzlichen Regelung über 
die endgültige Übernahme der Negativdaten in das 
Verkehrszentralregister ist die Erteilung von Aus- 
künften aus dieser Datei durch das KBA nicht unpro- 
blematisch, weil die gespeicherten Informationen 
über den Entzug einer Fahrerlaubnis in der früheren 
DDR keine Aussage über die Gründe für diese Maß- 
nahme liefern. So könnten in der ehemaligen DDR 
sachfremde Gründe, die keinen Bezug zum Straßen- 
verkehr aufwiesen, zu einem Entzug der Fahrerlaub- 
nis geführt haben. Das Kraftfahrt-Bundesamt weist 
daher bei Auskunftserteilung aus dem besonderen 
Teil des Verkehrszentralregisters mit Recht darauf 
hin, daß die betreffende Fahrerlaubnis nach den Be- 
stimmungen der ehemaligen DDR entzogen wurde. 
Ob dieser Hinweis den Fahrerlaubnisbehörden Anlaß 
geben wird, zunächst die Hintergründe für derartige 
Fahrerlaubnisentzüge zu erforschen und erst danach 
fahrerlaubnisrechtliche Entscheidungen zu treffen, 
werde ich durch Kontrollbesuche bei den örtlichen 
Fahrerlaubnisbehörden in der ehemaligen DDR fest- 
stellen und gegebenenfalls Vorschläge für ein daten- 
schutzrechtlich einwandfreies Vorgehen machen. 
Wegen der genannten Unsicherheiten bleibt der Bun- 
desminister für Verkehr aufgerufen, die vorgesehene 
gesetzliche Regelung möglichst bald einzuleiten. 

Eine Übernahme der Daten über den Besitz eines Füh- 
rerscheins (Positivdaten) durch das Kraftfahrt-Bun- 
desamt ist bisher nur insoweit durchgeführt worden, 
als zu dieser Person auch Negativdaten vorhanden 
sind. Eine weitergehende Übernahme ist nach meiner 
Ansicht auch nicht zulässig. Für die Behandlung ver- 
waltungsfremder Daten aus dem Zentralen Einwoh- 
nerregister trifft die Anlage I, Kapitel Il, Sachgebiet C, 
Abschnitt II Nr. 4 Buchstabe c, bb) zum Einigungs- 
vertrag eine abschließende Regelung. Diese ist auf die 
hier in Rede stehenden Daten anzuwenden, da eine 
zentrale Sammlung aller erteilten Fahrerlaubnısse 
von der gegenwärtigen Rechtsordnung nicht gedeckt 
ist. Die Überführungsregelung in Kapitel XI des Eini- 
gungsvertrages kann sich daher nur auf die Negativ-
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daten beziehen. Die Positivdaten sind zum frühest- 
möglichen Zeitpunkt im Zentralen Einwohnerregister 
zu löschen. 

2.11 Sozialdatenschutz im Beitrittsgebiet 

Auch im Bereich des Sozialdatenschutzes haben sich 
durch den Beitritt der früheren DDR neue Probleme 
ergeben.Vor allem galt es den Aufbau eines geglie- 
derten Sozialversicherungssystems entsprechend den 
Übergangsregelungen des Einigungsvertrages unter 
datenschutzrechtlichen Gesichtspunkten zu beglei- 
ten. Die nachfolgenden Beiträge stellen einige 
Schwerpunkte meiner Arbeit auf diesem Gebiet dar. 

2.11.1 Ausweis für Arbeit und Sozialversicherung 

Ein besonderes Problem des Sozialdatenschutzes 
stellt die Weiterverwendung des „Ausweises für Ar- 

beit und Sozialversicherung” dar. 

Dieser Ausweis, den jeder Arbeitnehmer und Sozial- 
versicherte im Gebiet der früheren DDR besitzt, ent- 

hält neben Daten der Schul- und Berufsausbildung 
sowie der bisherigen Beschäftigungsverhältnisse ein- 
schließlich der Arbeitsentgelte u. a. besonders schüt- 
zenswerte Angaben über Arbeitsunfähigkeitszeiten, 
die entsprechenden ärztlichen Untersuchungen und 
Behandlungsdaten, einschließlich Diagnosen, sowie 
verordneter Heil- und Hilfsmittel. 

Die Eintragungen in den Ausweis, insbesondere über 
Beschäftigungszeiten und Arbeitsentgelte, wurden in 
der ehemaligen DDR auch als Grundlage für Renten- 
berechnungen genutzt. Der Ausweis mußte dem Ar- 
beitgeber zur Eintragung der dafür notwendigen Da- 
ten vorgelegt werden. Damit war es ihm möglich, von 
allen darin enthaltenen Angaben Kenntnis zu neh- 
men, 

Aufgrund der übergeleiteten Vorschriften des $ 80 des 
Gesetzes über die Sozialversicherung der DDR vom 
28. Juni 1990 ist das Arbeitsentgelt bis Ende 1991 wei- 
terhin vom Arbeitgeber in den Ausweis einzutragen. 
Erst ab 1. Januar 1992 soll das entsprechende in den 
alten Bundesländern bestehende DEVO/DÜVO-Ver- 
fahren auch im Beitrittsgebiet uneingeschränkt prak- 
tiziert werden. 

Die sich hieraus für sämtliche Arbeitnehmer der 
neuen Bundesländer ergebende Notwendigkeit, ihre 
Ausweise bis Ende 1991 den Arbeitgebern vorzule- 
gen, kann unter datenschutzrechtlichen Gesichts- 
punkten nicht einfach hingenommen werden. Ich 
habe deshalb den Bundesminister für Arbeit und Sozi- 
alordnung dringend um eine Übergangsregelung ge- 
beten, die meine datenschutzrechtlichen Bedenken 

berücksichtigt. Da der Ersatz des Ausweises durch 
eine besondere Bescheinigung aus praktischen Grün- 
den nicht realisierbar erschien, habe ich empfohlen, 

ein Verfahren zu wählen, bei dem die notwendigen 
Eintragungen in den Ausweis entweder nur in Anwe- 
senheit der betroffenen Arbeitnehmer oder einer von 
dem Arbeitnehmer hierzu beauftragten Vertrauens- 
person (z. B. einem Mitglied der Personalvertretung)   

erfolgen. Eine Vorlage des Ausweises aus anderen 
Gründen soll nicht gefordert werden dürfen. Der Bun- 
desmınister für Arbeit und Sozialordnung hat darauf- 

hin ein Merkblatt verfaßt, das u. a. Hinweise auf ein 
möglichst datenschutzgerechtes Verfahren im Um- 
gang mit dem Ausweis für Arbeit und Sozialversiche- 
rung enthält. Es soll über Arbeitnehmerorganisatio- 
nen und öffentliche Einrichtungen, die im Gebiet der 

ehemaligen DDR in engem Kontakt mit den Arbeit- 
nehmern stehen, verbreitet werden. Dieses Verfahren 
entspricht unter den gegebenen Bedingungen im we- 
sentlichen meinen Vorstellungen. Ich habe diese 
Übergangsregelung deshalb unter Zurückstellung 
von Bedenken hingenommen. 

Ein vergleichbares Problem ergibt sich aus der bis 
Ende 1990 bestehenden Praxis, nach der ein dem Ar- 
beitgeber vorzulegender Arbeitsunfähigkeitsnach- 
weis ebenfalls die Diagnose enthält. Diese beim Ar- 
beitgeber vorhandenen Diagnosedaten müssen noch 
so lange vorgehalten werden, bis feststeht, ob eine 
Übernahme der Daten in das Versicherungskonto des 
Arbeitnehmers beim Rentenversicherungsträger er- 
forderlich ist, oder eine abschließende Prüfung durch 
den zuständigen Sozialversicherungsträger über Bei- 
tragszahlung und gegebenenfalls auftragsweise Lei- 
stungserbringung durch den Arbeitgeber stattgefun- 
den hat. Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird auf meine Veranlassung auf eine konse- 
quente Abschottung der Diagnoseangaben gegen- 
über den Personalstellen des jeweiligen Arbeitgebers 
hinwirken. 

2.11.2 Sozialdatenschutz in der Arbeitsverwaltung 

Mit dem Wirksamwerden des Einigungsvertrages am 
3. Oktober 1990 gingen die Dienststellen der Arbeits- 
verwaltung der bisherigen DDR in den Verantwor- 
tungsbereich der Bundesanstalt für Arbeit über. Diese 
bemüht sich, ihre gesetzlichen Aufgaben mit sächli- 

cher und personeller Hilfe aus den alten Bundeslän- 
dern zügig und datenschutzgerecht zu erbringen. Die 
Bundesanstalt hatin den neuen Bundesländern Orga- 
nisations- und Verfahrensregelungen sowie Weisun- 
gen zur Rechtsanwendung — unter Anpassung an die 
dortigen besonderen Verhältnisse — in Kraft gesetzt 
und den Mitarbeitern durch Einweisungen, Bespre- 
chungen und Schulungsveranstaltungen erläutert. 

Nach den Regelungen des Einigungsvertrages sind 
neben dem Bundesdatenschutzgesetz die Daten- 
schutzvorschriften des SGB I und des SGB X für den 
Bereich der Bundesanstalt für Arbeit ab 3. Oktober 
1990 in vollem Umfang anzuwenden. In einer für die 
Dienststellen der neuen Bundesländer herausgegebe- 
nen Verwaltungsvorschrift vom 7. Dezember 1990 hat 
die Bundesanstalt auf die besonderen Voraussetzun- 
gen, unter denen personenbezogene Daten an Dritte 
offenbart werden dürfen, und die Rechte der Bürger 
nach dem BDSG hingewiesen. 

Ein Schwerpunkt der Verwaltungsvorschrift gilt mit 
Recht dem Auskunftsverfahren. Auskunftsersuchen 
von Betroffenen ist im Interesse größtmöglicher 
Transparenz des Verwaltungshandelns weitestge- 
hend zu entsprechen. Auskünfte aus Dateien sollen 
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grundsätzlich unentgeltlich erfolgen, nur in Sonder- 
fälien eines unverhältnismäßig hohen Verwaltungs- 
aufwandes kann eine Gebühr erhoben werden, eine 

Regelung, die auch nur noch bis zum Inkrafttreten des 
neuen Bundesdatenschutzgesetzes zulässig ist. Auf 
Verlangen schließt die Auskunft auch die kostenlose 
Fertigung von Fotokopien ein; ausgenommen hiervon 
sind lediglich ärztliche und psychologische Gutach- 
ten. 

Die Bundesanstalt hat mir mitgeteilt, die Datenverar- 
beitung im Beitrittsgebiet erfolge vıelfach noch manu- 
ell. Da die Aufgabenerledigung sich zudem unter er- 
schwerten räumlichen Bedingungen vollziehe, könn- 
ten die Ansprüche an Datenschutz und Datensicher- 
heit im bisherigen Bundesgebiet nicht immer sofort 
durchgesetzt werden. Ich habe hierfür Verständnis 
und beabsichtige, im Jahre 1991 gemeinsam mit Ver- 
tretern der Bundesanstalt Informationsbesuche bei 
Arbeitsämtern im Beitrittsgebiet durchzuführen, um 
die Bundesanstalt dann noch besser beraten zu kön- 
nen. 

2.11.3 Sozialdatenschutz in der Rentenversicherung 

Datenschutzfragen der Rentenversicherung in den 
neuen Bundesländern waren u. a. Gegenstand von 
Erörterungen mit der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte. Dabei war von den besonderen Regelun- 
gen des Einigungsvertrags über die Rentenversiche- 
rung auszugehen, die folgendes vorsehen: 

Das zum Zeitpunkt des Beitritts bestehende Renten- 
versicherungsrecht der ehemaligen DDR gilt im 
Grundsatz bis zum 31. Dezember 1991 weiter. Aus- 
nahmen von dieser Regel bestehen insbesondere für 
die bereichsübergreifenden Vorschriften des Sozial- 
gesetzbuches sowie für die von der Rentenversiche- 
rung durchzuführende Rehabilitation. So sind das 
Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil (SGBD) — und 
das Sozialgesetzbuch — Verwaltungsverfahren 
(SGB X} — für den Bereich der Rentenversicherung ab 
1. Januar 1991 im Beitrittsgebiet anzuwenden. Auch 
das Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften für 
die Sozialversicherung (SGB IV) — gilt seit diesem 

Zeitpunkt, allerdings mit einer Reihe von Maßga- 
ben. 

Seit 1. Januar 1991 erstreckt sich die Zuständigkeit 
der bundesweiten Träger der Rentenversicherung 
(Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Bundes- 
knappschaft, Seekasse, Bundesbahnversicherungs- 
anstalt) auch auf das Beitrittsgebiet. Im Interesse einer 
geordneten Überleitung der Aufgaben wurde der bis- 
herige Träger der Sozialversicherung der DDR nicht 
zum 31. Dezember 1990 aufgelöst, sondern in eine 
„Überleitungsanstalt Sozialversicherung“ als rechts- 
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts umgewandelt. 
Diese hat längstens bis zum 31. Dezember 1991 im 
Namen und im Auftrag der zuständigen Träger der 
Rentenversicherung deren Aufgaben zu erfüllen. Die 
Aufsicht über die Überleitungsanstalt führt das Bun- 
desversicherungsamt. 

Die Datenschutzvorschriften des SGB I und SGB X 
sowie des BDSG gelten ab 1. Januar 1991 auch für die 
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Überleitungsanstalt. Sie hat daher das Sozialgeheim- 
nis zu wahren. 

2.12 Nationales Krebsregister der ehemaligen DDR 

Das Nationale Krebsregister der ehemaligen DDR 
wird gegenwärtig vom Zentralinstitut für Krebsfor- 
schung in Berlin geführt. Das Zentralinstitut besteht 
gemäß Artikel 38 Abs. 2 Satz 3 des Einigungsvertra- 
ges zunächst bis zum 31. Dezember 1991 als Einrich- 
tung der Länder im Beitrittsgebiet fort. Die Über- 
gangsfinanzierung des Instituts ist bis zu diesem Zeit- 
punkt dadurch sichergestellt, daß vom Bund und den 
neuen Bundesländern die erforderlichen Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. 

Bei den im Bestand des Krebsregisters erfaßten Daten 
handelt es sich um Gesundheitsdäten von Patienten, 

die mit deren Namen an das Register gemeldet wur- 
den. Die Daten sind personenbezogen gespeichert. Zu 
dem Krebsregister wurde auch noch nach dem Beitritt 
ohne Einwilligung der Patienten unter Hinweis auf 
eine bestehende Meldepflicht von Ärzten und Klini- 
ken gemeldet. 

Mit dem Gesetz über die amtliche Statistik der DDR 
vom 17. August 1990 hatte der Gesetzgeber in der 
ehemaligen DDR in $ 6 Abs. 1 bestimmt, daß die repu- 
blikweiten amtlichen Statistiken durch Gesetz anzu- 
ordnen sind. In Absatz 2 des $ 6 in Verbindung mit 

einer Anlage zu diesem Gesetz war das Nationale 
Krebsregister als amtliche Statistik angeordnet wor- 
den. 

Das Nationale Krebsregister besitzt nur dann auch 
heute noch eine ausreichende gesetzliche Grundlage, 
wenn die in $ 6 des Gesetzes über die amtliche Stati- 

stik der DDR zum Krebsregister getroffene Regelung 
fortgilt. Diese Voraussetzung ist nach Anlage II, 
Kap. XVII, Abschn. III des Einigungsvertrages jedoch 
nicht gegeben. Auch als Landesrecht gilt die betrof- 
fene Regelung nicht fort, weil die Voraussetzungen 
des Artikel 9 Abs. 1 des Einigungsvertrags nicht gege- 
ben sind. 

Bei dieser Sachlage halte ich in Übereinstimmung mit 
dem Bundesminister der Justiz, dem Bundesminister 
des Innern und dem Bundesminister für Gesundheit 
die Erhaltung des Datenbestandes im Nationalen 
Krebsregister der ehemaligen DDR während einer 
Übergangszeit nur dann für möglich, wenn 

1. deutlich erkennbar gemacht wird, daß das Krebs- 
register in absehbarer Zeit auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt wird, 

2. die personenbezogenen Daten und Unterlagen im 
Krebsregister sofort gesperrt und anonymisiert 
werden und 

3. die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen getrof- 
fen werden. 

Nach meiner Auffassung, die mit der Ansicht deroben 
genannten Bundesressorts übereinstimmt, darf bis zu 

dem Zeitpunkt, zu dem der Gesetzgeber seine Ent- 
scheidung über das Krebsregister getroffen hat, nur
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noch auf der Grundlage einer Meldeberechtigung — 
also keiner Meldeverpflichtung — der Ärzte oder Kli- 
niken und mit Einwilligung des Patienten unmittelbar 
an das Krebsregister gemeldet werden. Auch für die 
Verarbeitung neuer Meldungen im Krebsregister gel- 
ten die vorstehend genannten drei Bedingungen. 

Um dem Gesetzgeber die erforderliche Gelegenheit 
und Zeit zur Meinungsbildung zu geben, habe ich in 
Abstimmung mit dem Berliner Landesdatenschutzbe- 
auftragten, derin Teilbereichen für das Zentralinstitut 

für Krebsforschung in Berlin zuständig ist, vom Institut 
gefordert, daß zunächst im Sinne der o. g. Bedingun- 
gen verfahren wırd. Ich habe die Innenminister der 
neuen Bundesländer, für die ich nach Maßgabe der 
Regelung des Einigungsvertrages in Anlage I Kapi- 
te] II Sachgebiet C Abschnitt II Nr. 3 noch zuständig 
bin, gebeten, das Meldeverfahren entsprechend zu 
gestalten und den Meldebogen auf die Angabe der 
rechtmäßigen Daten zu begrenzen. 

Die notwendigen schnellen Entscheidungen in bezug 
auf das Nationale Krebsregister der früheren DDR 
werden sicher auch die allgemeine Diskussion über 
die Einrichtung von Krebsregistern in der Bundesre- 
publik Deutschland wieder beleben. Zu den Fragen, 

die bei der Schaffung solcher Register unter Daten- 
schutzaspekten zu lösen sind, hat die Datenschutz- 
konferenz von Bund und Ländern in ihrem Beschluß 
vom 4./5. Oktober 1990 (Anlage 7) Stellung genom- 
men. 

2.13 Aufbau des Wehrersatzwesens im 
Beitrittsgebiet 

Der Bundesminister der Verteidigung hat im Oktober 
1990 die Einrichtung von insgesamt 26 Kreiswehrer- 
satzämtern in den neuen Bundesländern angeordnet. 
Bei der Kontrolle eines der neuen Kreiswehrersatzäm- 
ter ergaben sich eine Reihe datenschutzrechtlich rele- 
vanter Fragen, die ich auch mit dem Bundesminister 
der Verteidigung erörtert habe. 

2.13.1 Übernahme von Personalunterlagen 

Das Kreiswehrersatzamt hat für die Aufgaben des 
Wehrersatzwesens Daten von ungedienten Wehr- 
pflichtigen aus dem Beitrittsgebiet und von ehemali- 
gen Angehörigen der NVA zu übernehmen, die in 

— einer Suchkartei 

— einer Wehrkartei und 

— in Unterlagen zur Person 

enthalten sind. 

Die manuell geführte Suchkartei dient dazu, die in der 

Wehrkartei enthaltenen Wehrstammkarten der ein- 
zelnen Wehrpflichtigen aufzufinden und auf vorhan- 
dene Unterlagen zur Person hinzuweisen. Die Such- 
kartei ist nach Personenkennzahlen (PKZ) geordnet; 
sie enthält jeweils neben Namen und Anschrift die 
Nummer der sogenannten Nachweisgruppe, in die   

die Wehrstammkarte in der ebenfalls manuell geführ- 
ten Wehrkartei alphabetisch eingeordnet ist. In der 
Wehrstammkarte sind die personenbezogenen Daten 
des Wehrpflichtigen eingetragen. Unterlagen zur Per- 
son sind sonstige Unterlagen wie etwa Gesundheits- 

unterlagen. 

Die im Beitrittsgebiet zu übernehmenden Personalun- 
terlagen betreffen etwa 4—5 Mio. Personen. Zur Un- 
terstützung der Übernahme in das Wehrersatzwesen- 
Informationssystem (WEWIS) der Bundeswehr hat das 

Zentrale Einwohnerregister dem BMVg auf dessen 
Ersuchen einmalig Daten aller männlichen Deutschen 
des Beitrittsgebiets vom 18. bis zum 60. Lebensjahr 
auf automatisierten Datenträgern zur Verfügung ge- 
stellt. Diese Unterstützungsmaßnahme ist den monat- 
lichen Übermittlungen der Meldebehörden nach $ 2 
Abs. 2 der Zweiten Meldedaten-Übermittlungsver- 
ordnung des Bundes (2. BMeldDÜV) über alle männ- 
lichen Deutschen vom 18. bis zum 32. Lebensjahr für 

Zwecke der Wehrüberwachung an die Kreiswehrer- 
satzämter vergleichbar, die Familienname, Vorname, 

Anschrift, Geburtsort und Familienstand umfassen. 

Das Zentrale Einwohnerregister hat dem BMVg dar- 
über hinaus noch die Gesamtzahl der Kinder der 
Wehrpflichtigen mitgeteilt. Alle übermittelten Daten 
sind den neuen Wehrersatzbehörden bereits aufgrund 
der Wehrstammkarten bekannt. 

Mit Hilfe der übermittelten Daten werden für alle 
Wehrpflichtigen des Beitrittsgebietes zwischen 18 
und 60 Jahren nach Einspeicherung in WEWIS ma- 
schinell Personenkennziffern (PK) der Bundeswehr 
vergeben. Außerdem werden für die 18- bis 32jähri- 
gen ungedienten und gedienten Wehrpflichtigen die 
in WEWIS zu speichernden Daten anhand der Wehr- 
stammkarten ergänzt und Personalstammblätter aus- 
gedruckt, die dann wie üblich in die manuelle Ge- 

samtkartei (Sammlung der sogenannten Klarsichthül- 
len/Personalunterlagen) des jeweiligen Kreiswehrer- 
satzamtes eingestellt werden. Die Wehrstammkarten 
selbst werden dort als Anlage beigefügt. Das Verfah- 
ren soll bis Mitte 1991 abgeschlossen sein. Die Wehr- 
stammkarten der 32- bis 60jährigen Wehrpflichtigen 
werden anhand der PK in der manuellen Ablagekartei 

der Kreiswehrersatzämter abgelegt. Vorhandene Un- 
terlagen zur Person werden den Personalstammblät- 
tern oder den in die Ablagekartei eingeordneten 
Wehrstammkarten beigefügt. Die Suchkarten werden 
laufend vernichtet, wenn die Wehrstammkarten der 

Gesamt- oder Ablagekartei zugeführt sind. Außerdem 
werden die Wehrstammkarten der ungedienten 
Wehrpflichtigen über 32 Jahre vernichtet, da diese 
Daten für das Wehrersatzwesen nicht mehr benötigt 
werden. 

2.13.2 Datenübermittlung vom Zentralen Einwohnerregister 

an den BMVg 

Obwohl für die dargestellte umfangreiche Datenüber- 
mittlung vom Zentralen Einwohnerregister an den 
BMVg keine ausdrückliche Rechtsgrundlage vorhan- 
den ist, kann sie datenschutzrechtlich hingenommen 

werden. 
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In der Sache handelt es sich weitgehend um eine 
Datenübermittlung entsprechend $ 2 Abs. 2 der Zwei- 

ten Meldedaten-Übermittlungsverordnung des Bun- 
des. Die Meldebehörden konnten die Daten nicht in 
geeigneter Form übermitteln, weil sie diese nicht auf 
automatisierten Datenträgern besaßen. Andererseits 
hatte der BMVg nach dem Beitritt der neuen Länder 
die Aufgabe, sich möglichst schnell eine vollständige 
und verläßliche Übersicht über die Wehrpflichtigen 
des Beitrittsgebiets zu verschaffen und die vorhande- 
nen Personalunterlagen im Rahmen des Erforderli- 
chen zu übernehmen. 

Auf meine Bitte hin hat der BMVg alle übermittelten 
Daten auf den vom Zentralen Einwohnerregister 
übergebenen Datenträgern gelöscht. Damit ist ge- 
währleistet, daß BMVg und Wehrersatzbehörden 
nach Übernahme der Daten in WEWIS nur über die 
Informationen verfügen, die sie benötigen. 

2.13.3 Löschung von Daten auf den Wehrstammkarten 

Während beabsichtigt ist, die Suchkarten aller Wehr- 
pflichtigen zu vernichten, sollen die Wehrstammkar- 

ten weitgehend aufbewahrt werden, Diese enthalten 
jedoch zum Teil Daten, die für Zwecke des Wehrer- 
satzwesens nicht benötigt werden oder deren Spei- 
cherung nach Bundesrecht unzulässig gewesen wäre 
(z. B. „Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland 
und anderen nichtsozialistischen Staaten sowie Ber- 
lin (W)”, „Soziale Herkunft“, „Partei seit .. ."). Der 

Einigungsvertrag bestimmt, daß abweichend von $ 14 
Abs. 3 Satz 1 und 2, Halbsatz 1 BDSG die personen- 

bezogenen Daten, deren Kenntnis nach Bundesrecht 
für die speichernde Stelle zur rechtmäßigen Erfüllung 
der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht 
mehr erforderlich ist oder deren Speicherung nach 
Bundesrecht unzulässig gewesen wäre, unverzüglich 
zu löschen sind, soweit nicht schutzwürdige Belange 
des Betroffenen entgegenstehen (Anlage I Kapitel I 
Sachgebiet C Abschnitt II Nr. 3 Buchstabe c). 

Der BMVg wendet sich generell gegen eine Löschung 
von Daten auf den Wehrstammkarten. Er macht gel- 
tend, 

— jedenfalls zum gegenwärtigen Zeitpunkt sei nicht 
abzusehen, ob einer Löschung von Daten schutz- 
würdige Belange entgegenstehen, 

— die Löschung eines Teils der Daten auf den 4 bis 
5 Mio. Wehrstammkarten bedeute einen unver- 
tretbaren Aufwand. 

Das erste Argument ist bisher nicht näher begründet 
worden. 

Ein hoher Aufwand kann auch nicht davon entbinden, 

eine klare gesetzliche Regelung, die für den Grund- 
rechtsschutz von erheblicher Bedeutung ist, zu voll- 
ziehen. 

2.13.4 Bausoldaten 

Wehrpflichtige der ehemaligen DDR, die „aus religiö- 
sen Anschauungen... . oder ähnlichen Gründen“ (An- 
ordnung des Nationalen Verteidigungsrats der DDR 
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vom 16, September 1964, GBl. DDR 1964 S. 129) den 
Wehrdienst mit der Waffe ablehnten, hatten als soge- 

nannte Bausoldaten in Baueinheiten der NVA Dienst 
ohne Waffe zu leisten. Die Erklärung, als Bausoldat 
dienen zu wollen, bedurfte der Schriftform. Nach 
Auskunft von Mitarbeitern des besuchten Kreis- 
wehrersatzamtes haben sich diese Erklärungen in 
der Regel auf die Aussage beschränkt, aus den in 
der maßgeblichen Anordnung des Nationalen Vertei- 
digungsrates der DDR festgelegten Gründen als Bau- 
soldat dienen zu wollen. Gelegentlich seien auch 
eingehende schriftliche Begründungen gegeben 
worden. Beispiele für Erklärungen, als Bausoldat 
Dienst leisten zu wollen, konnten meinen Mitarbei- 
tern allerdings nicht vorgelegt werden. Das Kreis- 
wehrersatzamt begründete dies damit, daß die 
vorhandenen Unterlagen noch nicht vollständig ge- 
sichtet seien. Es sei aber nicht damit zu rechnen, 
daß sich derartige Unterlagen beim Kreiswehrersatz- 
amt befänden. Die Erklärungen gedienter Wehr- 
pflichtiger seien nämlich bei Dienstantritt an die 
Truppe abgegeben worden. 

Ich habe den BMVg gebeten, dem Verbleib der Erklä- 
rungen nachzugehen und für diese einen gleichwerti- 
gen Schutz sicherzustellen wie für die Akten aus den 
Anerkennungsverfahren der Kriegsdienstverweige- 
rer (vgl. $ 2 Abs. 6 Kriegsdienstverweigerungsge- 
setz). 

Wie mir mitgeteilt wurde, sollten die Erklärungen un- 
gedienter Wehrpflichtiger bei Einführung des Zivil- 
dienstes in der DDR im Februar 1990 nach Befragung 
der Betroffenen, ob sie Wehrdienst oder Zivildienst 
leisten wollten, entsprechend der damaligen Rechts- 
lage an den Direktor des Amtes für Arbeit des zustän- 
digen Rates des Kreises abgegeben werden. Einem 
Entwurf eines Erlasses des BMVg habe ich jedoch ent- 
nommen, daß in den Wehrersatzbehörden des Wehr- 
bereichs VII noch etwa 9 000 Erklärungen ungedien- 
ter Wehrpflichtiger vorliegen, in denen diese er- 
klären, als Bausoldat dienen zu wollen oder auch 
den Wehrdienst mit der Waffe und den Dienst als 
Bausoldat ablehnen. Der BMVg hat inzwischen Wei- 
sung erteilt, die betroffenen Wehrpflichtigen durch 
die Kreiswehrersatzämter über die seit dem 3. Ok- 
tober 1990 bestehende neue Rechtslage zu unternch- 
ten und darauf hinzuweisen, daß sie einen schrift- 
lichen Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstver- 
weigerer beim Kreiswehrersatzamt stellen können, 
wenn sie aus Gewissensgründen die Beteiligung an 
jeder Gewalt zwischen Staaten ablehnen. Wenn bis 
zu einem bestimmten Termin keine gegenteilige 
Äußerung erfolge, gehe das jeweilige Kreiswehr- 
ersatzamt davon aus, daß der Betroffene für einen 
Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz zur Verfü- 
gung stehe. 

Eine solche Befragung ist ein erster Schritt, die drin- 
gend erforderliche Klarheit über den weiteren Ver- 
bleib der erwähnten Erklärungen zu erhalten, zumal 
ich davon ausgehen muß, daß in diesen zumindest 
zum Teil auch eingehender dargelegt ist, warum die 
Leistung des Wehrdienstes mit der Waffe abgelehnt 
wird.
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2.14 Datenspeicher „Gesellschaftliches 
Arbeitsvermögen“ 

Während eines Informationsbesuches in Sachsen 
wurde mir vom sogenannten Datenspeicher „Gesell- 

schaftliches Arbeitsvermögen“ berichtet. Dabei han- 
delt es sich um eine für statistische Zwecke der ehe- 
maligen DDR angelegte und für Zwecke des Staatssi- 
cherheitsdienstes der ehemaligen DDR mitbenutzte 
Sammlung personenbezogener Daten von über 8 Mio. 
Arbeitnehmern der früheren DDR. Sie enthielt u. a. 
Daten wie Personenkennzahl, Grad des Körperscha- 

dens, Rentenart, Datum und Grund des Abbruches 
eines Lehrverhältnisses sowie Datum, Grund und 

Form des Abgangs aus dem Betrieb. Die Stammdaten 
waren nach Wirtschaftsorganisationen und Territo- 
rien der ehemaligen DDR gegliedert und in zwei 
Rechenzentren gespeichert. Die Lohndaten wurden 
in einem weiteren Rechenzentrum zentral gespei- 
chert. 

Die Führung des Datenspeichers wurde im Jahre 1990 
eingestellt. Zur Zeit wird geprüft, ob eine Kopie der 
Datensammlung dem Bundesarchiv überlassen wer- 
den kann. Die Bundesanstalt für Arbeit, Institut für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, besitzt eine an- 
onymisierte Kopie der Datei, die sie für künftige wis- 
senschäftliche Auswertungen nutzen will. Die damit 
zusammenhängenden Fragen werden noch zwischen 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
und mir erörtert. 

2.15 Treuhandanstalt 

Seit dem 3. Oktober 1990 untersteht die Treuhandan- 
stalt meiner datenschutzrechtlichen Kontrolle. 

Die THA wurde durch Gesetz zur Privatisierung und 
Reorganisation volkseigenen Vermögens (Treuhand- 
gesetz) vom 17. Juni 1990 durch die Volkskammer der 
ehemaligen DDR errichtet. Nach Artikel 25 des Eini- 
gungsvertrages gilt das Gesetz mit bestimmten Maß- 
gaben fort. Seit dem Beitritt der neuen Länder ist die 
THA eine rechtsfähige bundesunmittelbare Anstalt 
des öffentlichen Rechts. 

Vorrangig galt es mit der THA Lösungen für das Pro- 
blem des Verbleibs personenbezogener Dateien oder 
Akten ehemals staatlicher Einrichtungen zu finden, 
die nicht unternehmerischen Zwecken dienten. 

Die Verantwortlichen in der THA sind aufgeschlossen 
für Fragen des Datenschutzes und der Datensiche- 
rung. Innerhalb der THA selbst sind die nach dem 
BDSG notwendigen Maßnahmen eingeleitet worden. 
Eine wichtige Arbeitsgrundlage für die Tätigkeit der 
THA ist die Unternehmensdatenbank, in der die we- 
sentlichen Angaben über die rund 9 000 Firmen mit 
Treuhandbeteiligung gespeichert sind. Die Unterneh- 
mensdatenbank enthält einige wenige personenbezo- 
gene Daten, im übrigen aber Angaben über Unter- 
nehmen, die nicht unter den Schutz des BDSG fallen. 
Die Belange der Datensicherheit werden gesehen und 
beachtet. 

Nach meinem Eindruck wird über den internen Treu- 
handbetrieb hinaus die politische Verantwortung für   

den Verbleib unternehmensfremder personenbezo- 
gener Daten in den Betrieben erkannt. In Absprache 

mit mir hat die THA aus diesem Grunde sämtliche 
Treuhandbetriebe angeschrieben, auf die wesentli- 
chen Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes 
hingewiesen und die Betriebe, in denen die Voraus- 

setzungen hierfür vorliegen, aufgefordert, Daten- 
schutzbeauftragte zu benennen. Ferner wurden die 
Betriebe darauf aufmerksam gemacht, daß Dateien 
und Unterlagen, die nicht rein betriebliche Aufgaben 
erfüllen, umgehend für jede Nutzung zu sperren sind. 
Jeder Treuhandbetrieb hat einen Text des neu gefaß- 
ten Datenschutzgesetzes erhalten. 

Ich habe nachdrücklich angeregt, daß ein gleichlau- 
tendes Schreiben der THA den rund 100 Rechenzen- 
tren in den neuen Ländern, die früher im staatlichen 

Auftrag tätig waren und jetzt weitgehend privatisiert 
werden sollen, zugeleitet wird. 

Das Ergebnis der gesamten Aktion stand bei Redak- 
tionsschluß noch nicht fest. Ich beabsichtige, nach 
Auswertung des Ergebnisses gemeinsam mit der THA 
ein Konzept zu entwickeln, das den Mißbrauch perso- 
nenbezogener Daten, die früher staatlichen Zwecken 
dienten, soweit irgend möglich verhindern soll. Insbe- 
sondere muß gewährleistet werden, daß durch Behör- 
den gespeicherte personenbezogene Daten von den 
privatisierten Rechenzentren an die zuständigen Be- 
hörden herausgegeben werden oder aber ein klares 
Rechtsverhältnis zur Datenverarbeitung im Auftrag 
zwischen Behörde und Rechenzentrum begründet 
wird. 

2.16 Nicht-öffentlicher Bereich 

Seit Inkrafttreten des Einigungsvertrages haben die 
Unternehmen und Betriebe in den neuen Bundeslän- 
dern die für den nicht-öffentlichen Bereich geltenden 
Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes zu 
beachten. Dies bedeutet in der Regel völliges Neu- 
land, da es in der Wirtschaft der früheren DDR ein 
vergleichbares Datenschutzverständnis nicht gege- 
ben hat. 

Wie ich Eingaben entnommen habe, haben früher 
unbekannte Werbemethoden der Wirtschaft teilweise 
Verwunderung und Ärger erregt. Mir wurde die Frage 
gesteilt, wie die werbenden Unternehmen denn an die 
Adressen der Bürger gelangt seien. Ich konnte nur 
darauf verweisen, daß die geschilderten Werbemaß- 
nahmen nach geltendem Datenschutzrecht grund- 
sätzlich zulässig sind, das künftige Datenschutzrecht 
dem Betroffenen aber die Möglichkeit bietet, der Ver- 

wendung seiner Daten für Zwecke der Werbung zu 
widersprechen. 

Die Unternehmen sind — soweit ich das bisher beur- 
teilen kann — bemüht, die Vorschriften des BDSG zu 
beachten. Sie werden dabei durch Organisationen aus 
den „alten“ Ländern unterstützt, die schon vor der 

Vereinigung verschiedene Initiativen zur Verbreitung 
des Gedankens des Datenschutzes ergriffen haben. 
So sind nach dem Vorbild der Erfahrungsaustausch- 
kreise der Gesellschaft für Datenschutz und Datensi- 
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cherung (GDD) auch in den neuen Bundesländern 
entsprechende Gremien konstituiert worden. Ich 

selbst und auch meine Mitarbeiter haben auf derarti- 
gen Veranstaltungen erste Informationen zum Daten- 
schutz auch im privatrechtlichen Bereich gegeben. 
Mein Angebot, auch im nicht-öffentlichen Bereich zur 

Verbesserung des Datenschutzes im Beitrittsgebiet 
beizutragen, wird weiter angenommen. 

Ich habe mich in diesem Aufgabenbereich als Berater 
und Informationsgeber engagiert, obwohl ich für die 
Kontrolle des nicht-öffentlichen Bereichs nicht zustän- 
dig bin, weil die Datenschutzaufsichtsbehörden in 
den neuen Ländern erst allmählich aufgebaut werden 
konnten und bis vor kurzem noch nicht einsatzfähig 
waren. 

3 Innere Verwaltung und Auswärtiger Dienst 

3.1 Neuregelung des Ausländerrechts 

In meinem Zwölften Tätigkeitsbericht (S. 22f.) habe 
ich auf bereits bei der Vorbereitung des Regierungs- 
entwurfs für ein Gesetz zur Neuregelung des Auslän- 
derrechts erreichte datenschutzrechtliche Verbesse- 
rungen des Regierungsentwurfs hingewiesen. An der 
weiteren Vorbereitung des Gesetzes in den parlamen- 
tarischen Beratungen war ich ebenfalls intensiv betei- 
ligt. Es istinzwischen am 1. Januar 1991 in Kraft getre- 
ten. 

Die Durchführung des Ausländerrechts obliegt im we- 
sentlichen den Ländern. Für die notwendige Abstim- 
mung mit den Landesbeauftragten für den Daten- 
schutz ließen — wie schon bei der Vorbereitung des 
Regierungsentwurfs — die engen Fristen der Geset- 
zesvorbereitung nur unzureichenden Raum. Dennoch 
sehe ich in den schließlich erreichten datenschutz- 
rechtlichen Bestimmungen, die ja vom materiellen In- 
halt des Ausländergesetzes ausgehen müssen, insge- 
samt eine angemessene und ausgewogene Regelung. 
Die Praxis wird freilich erweisen müssen, ob und in- 

wieweit dieses Urteil zutrifft. 

Kernstück des Gesetzes zur Neuregelung des Auslän- 
derrechts ist das neue Ausländergesetz. Es geht aus- 
drücklich von dem allgemeinen datenschutzrechtli- 
chen Grundsatz aus, daß die mit der Ausführung die- 
ses Gesetzes betrauten Behörden die zu ihrer Aufga- 
benerfüllung erforderlichen Daten beim Ausländer 
selbst zu erheben haben. Das Ausländergesetz legt im 
einzelnen fest, wann ausnahmsweise eine Erhebung 
von Daten bei anderen öffentlichen Stellen zulässig 
ist, so z.B. dann, wenn die Mitwirkung des Auslän- 

ders nicht ausreicht oder einen unverhältnismäßigen 
Aufwand erfordern würde. In solchen Fällen dürfen 
aber keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß über- 
wiegende schutzwürdige Interessen des Ausländers 
durch die Beteiligung einer anderen öffentlichen 
Stelle beeinträchtigt werden. 

Für die Übermittlung von Daten eines Ausländers 
durch eine andere öffentliche Stelle an die Ausländer- 
behörde unterscheidet das Gesetz zwischen 

36 

  

— Mitteilungen auf Ersuchen der Ausländerbehörde, 
die ihrerseits zuvor stets im Einzelfall die Erforder- 

lichkeit der Mitteilung zur Erfüllung ihrer Aufga- 
ben zu prüfen hat, und 

— Mitteilungen ohne Ersuchen der Ausländerbe- 
hörde in Fällen, in denen der Gesetzgeber selbst 
ein überwiegendes Allgemeininteresse an der Un- 
terrichtung der Ausländerbehörde bejaht hat. Dies 
gilt zunächst, wenn eine öffentliche Stelle von Aus- 
weisungsgründen Kenntnis erlangt, d. h. von Tat- 

sachen, die ergeben, daß der Aufenthalt des Aus- 

länders die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
oder sonstige erhebliche Interessen der Bundesre- 
publik Deutschland beeinträchtigt ($ 76 Abs. 2 
Ausländergesetz). Mitteilungen ohne Ersuchen 
sind auch in den Fällen zu machen, die der Bun- 

desminister des Innern in der Ausländerdaten- 
übermittlungsverordnung, die ebenfalls am 1. Ja- 
nuar 1991 in Kraft getreten ist, festgelegt hat. 

Ein wichtiges Anliegen war es mir, bei der Übermitt- 
lung von Daten an die Ausländerbehörden die Beach- 
tung vorhandener gesetzlicher Verwendungstegelun- 
gen — wie z. B. des Arztgeheimnisses, des Steuerge- 
heimnisses und namentlich auch des Sozialgeheim- 
nisses — sicherzustellen. Ich habe mich besonders 
dafür eingesetzt, daß Datenübermittlungen unterblei- 
ben müssen, wenn solche Verwendungsregelungen 
entgegenstehen, und daß Fälle, in denen der Gesetz- 
geber eine Durchbrechung dieses Grundsatzes für un- 
abweislich hält, normenklar beschrieben wurden. Das 
Ausländergesetz , bestimmt dementsprechend z.B., 
daß das Arztgeheimnis nur durchbrochen werden 
darf, wenn der Ausländer die öffentliche Gesundheit 
gefährdet und besondere Schutzmaßnahmen zum 
Ausschluß der Gefährdung nicht möglich sind oder 
von dem Ausländer nicht eingehalten werden, oder 

soweit die Daten für die Feststellung erforderlich sind, 
ob der Ausländer Heroin, Kokain oder ein vergleich- 
bar gefährliches Betäubungsmittel verbraucht und 
nicht zu einer erforderlichen, seiner Rehabilitation 
dienenden Behandlung bereit ist oder sich ihr ent- 
zieht. 

Unter den gleichen Gesichtspunkten wurden in Arti- 
kel 8 des Neuregelungsgesetzes durch Änderung des 
Sozialgesetzbuchs einschränkende und präzise Rege- 
lungen darüber geschaffen, wann unter Durchbre- 
chung des Sozialdatenschutzes ausnahmsweise eine 
Offenbarung personenbezogener Daten eines Aus- 
länders zulässig ist. Für Mitteilungen auf Ersuchen 
sind hier jeweils sowohl der Zweck, für den die Daten 
benötigt werden (z. B. „für die Entscheidung der Aus- 

länderbehörde über den Aufenthalt oder über die aus- 
länderrechtliche Zulassung oder Beschränkung einer 
Erwerbstätigkeit”), als auch die Art der zu offenbaren- 
den Daten (z. B. „über die Arbeitserlaubnis oder eine 
sonstige Berufsausübungserlaubnis“) festgelegt. 

Das Gesetz schafft Rechtsgrundlagen für die Einrich- 
tung der zur Durchführung des Ausländergesetzes 
erforderlichen Dateien, indem es den Bundesminister 

des Innern zum Erlaß hierfür erforderlicher Rechtsver- 
ordnungen ermächtigt. Die entsprechende Auslän- 
derdateienverordnung, die die Führung von Auslän-
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derdateien durch die Ausländerbehörden und die 
Führung von Visadateien durch die Auslandsvertre- 
tungen betrifft, ist inzwischen am 1. Januar 1991 in 
Kraft getreten. Am selben Tage ist die Verordnung zur 
Durchführung des Ausländergesetzes in Kraft getre- 
ten, die für bestimmte Ausländergruppen aufenthalts- 
und paßrechtliche Erleichterungen vorsieht und die 
Rechtsgrundlage für die Führung von Dateien über 
Reisedokumente, Grenzgängerkarten und Reiseaus- 
weise als Paßersatz enthält. Diese beiden Verordnun- 
gen berücksichtigen — ebenso wie die schon ge- 
nannte Ausländerdatenübermittlungsverordnung — 
von mir gegebene Anregungen. 

Zur Zeit arbeitet eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe an 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Durchfüh- 
rung des Ausländergesetzes. Hierbei trete ich beson- 
ders dafür ein, daß für die Durchführung der oben 
erwähnten Regelung über die unverzügliche Unter- 
richtung der zuständigen Ausländerbehörde bei 
Kenntnis von Ausweisungsgründen {($ 76 Abs. 2 
AuslG) auf der Grundlage des Verhältnismäßigkeits- 
grundsatzes möglichst konkret festgelegt wird, wor- 
über der Ausländerbehörde wegen „Beeinträchti- 
gung erheblicher Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland” ($ 45 Abs. 1 AuslG) Mitteilung zu ma- 
chen ist. Die Notwendigkeit, hierzu mehr Klarheit zu 
schaffen, ist auch von Landesbeauftragten für den 
Datenschutz unterstrichen worden. 

3.2 Gesundheitsdaten von Asylbewerbern 

Im 12. TB (S. 23) habe ich über einen Bericht des von 
der Arbeitsgemeinschaft der Leitenden Medizinalbe- 
amten (eingerichtet durch die Konferenz der für das 
Gesundheitswesen zuständigen Minister und Senato- 
ren der Länder) eingesetzten Ausschusses für Seu- 
chenhygiene berichtet, der sich mit der Frage einer 
ausreichenden Rechtsgrundlage für routinemäßige 
ärztliche Untersuchungen von Asylbewerbern befaßt 
hat. Die Konferenz der für das Gesundheitswesen zu- 
ständigen Minister und Senatoren der Länder hat die- 
sen Bericht inzwischen zustimmend zur Kenntnis ge- 
nommen und dazu einen Beschluß gefaßt. Danach 
wird es für erforderlich gehalten, daß der öffentliche 
Gesundheitsdienst ein angemessenes Untersu- 
chungsprogramm für Asylbewerber bereitstellt. Sol- 
che Untersuchungen seien aus seuchenhygienischen 
und fürsorgerischen Gründen auf freiwilliger Basis 
sinnvoll und geboten. Den datenschutzrechtlichen 
Anforderungen müsse dabei Rechnung getragen wer- 
den. In diesem Beschluß ist festgehalten, daß „eine 
Rechtsgrundlage, die jeden einzelnen Asylbewerber 
unmittelbar verpflichtet, an ärztlichen Untersuchun- 
gen teilzunehmen“ nicht besteht. Eine Verpflichtung 
bestehe nur im Einzelfall, „wenn die Gesundheitsbe- 
hörde auf der Grundlage der Bestimmungen des Bun- 
des-Seuchengesetzes oder die Ausländerbehörde auf 
der Grundlage des Asylverfahrensgesetzes Untersu- 
chungen anordnet*. 

Das Prinzip der Freiwilligkeit der Untersuchungen 
habe ich bereits in meinem 12. TB als erfreulichen   

Ansatz gekennzeichnet. Soweit jedoch der Beschluß 
als Grundlage für die ausnahmsweise Anordnung von 
zwangsweisen Untersuchungen das Asylverfahrens- 
gesetz nennt, habe ich schon in meinem 10. TB (S. 15) 
auf den Mangel an Normenklarheit des als Rechts- 
grundlage angeführten $ 20 Abs.2 Satz 1 Asylverfah- 
rensgesetz hingewiesen. Nach wie vor gilt meine 
Empfehlung, präzise Gesetzesvorschriften zu schaf- 
fen, wenn die zwangsweise Erhebung medizinischer 
Daten von Asylbewerbern tatsächlich erforderlich 
sein sollte. 

3.3 Aussiedleraufnahmegesetz 

Die veränderten tatsächlichen Verhältnisse in den 
Aussiedlungsgebieten sowie verbesserte Reisemög- 
lichkeiten haben für Aussiedler und das bei ihrer Auf- 
nahme zweckmäßige Verfahren eine neue Ausgangs- 
lage geschaffen. Das im Juli 1990 in Kraft getretene 
Gesetz zur Regelung des Aufnahmeverfahrens für 
Aussiedler (Aussiedleraufnahmegesetz) sollte dem 
Rechnung tragen. Es galt, auf gesetzlicher Grundlage 
das Aufnahmeverfahren so auszugestalten, daß die 

Prüfung der Voraussetzungen für eine Aufnahme in 
einem vom Bundesverwaltungsamt zu führenden 
Verfahren bereits vor Verlassen des Herkunftsgebie- 
tes abgeschlossen werden konnte. Damit sollte sicher- 
gestellt werden, daß nur solche Personen als Aussied- 
ler einreisen, die zum schutzwürdigen Personenkreis 
im Sinne des Gesetzes gehören. Dieses auch aus mei- 
ner Sicht nicht zuletzt im Interesse der Betroffenen 
selbst zu befürwortende Konzept mindert freilich 
nicht die auch im bisherigen Verfahren schon beste- 
henden Schwierigkeiten, in jedem Einzelfall die maß- 
gebenden gesetzlichen Voraussetzungen festzustel- 
len. So ist z. B. zu einem Antragsteller oder zu maßge- 
benden Bezugspersonen (Eltern, Großeltern) zu er- 
mitteln, ob bei Beginn von gegen Deutsche gerichte- 
ten Verfolgungs- und Vertreibungsmaßnahmen die 
deutsche Staatsangehörigkeit oder die deutsche 
Volkszugehörigkeit vorgelegen hat. 

Meine bei der Vorbereitung des Regierungsentwurfs 
wegen dessen Eilbedürftigkeit nur unzureichende Be- 
teiligung konnte durch einen intensiven Dialog mit 
dem BMI im Zuge der parlamentarischen Beratungen 
des Gesetzes ausgeglichen werden. Dieser hat zu ei- 
nem gemeinsamen Vorschlag für eine besondere Vor- 
schrift über den Datenschutz und zu einer entspre- 
chenden gesetzlichen Regelung ($ 29 des Bundesver- 
triebenengesetzes) geführt. Da die Antragsteller 
selbst meist nicht über ausreichende Unterlagen ver- 
fügen, kam es darauf an, in Betracht kommende Un- 

terlagen, die bei einer Vielzahl von Stellen vorhanden 
sein können, für die Entscheidung nutzbar zu ma- 
chen, zugleich aber diese Nutzung möglichst präzise 
zu begrenzen. Die erreichte Regelung läßt in dem 
Verfahren eine Nutzung bei anderen Stellen vorhan- 
dener Unterlagen nur insoweit zu, als sie „über die 
Vertriebeneneigenschaft Aufschluß geben“, und dies 
auch nur, soweit es zur Feststellung der Vorausset- 
zungen für die Erteilung des Aufnahmebescheides 
erforderlich ist. Zudem ist festgelegt, daß Daten, die 
beim Bundesverwaltungsamt und den im Aufnahme- 
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verfahren mitwirkenden Behörden vorhanden sind, 
mit Vorrang vor Daten bei anderen öffentlichen und 
nicht öffentlichen Stellen heranzuziehen sind. Wichtig 
ist besonders die Klarstellung, daß die Nutzung in 
jedem Fall unterbleibt, „wenn besondere gesetzliche 
Verwendungsregelungen oder überwiegende schutz- 
würdige Interessen des Betroffenen oder Dritter ent- 
gegenstehen”. Besonders habe ich mich auch für eine 
präzise Zweckbindung der im Aufnahmeverfahren 
gesammelten Daten eingesetzt. Nach der nunmehr 
geschaffenen Regelung dürfen sie, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, nur für Zwecke dieses 
Verfahrens und in der vorliegenden Regelung näher 
bestimmte hiermit im Zusammenhang stehende Ver- 
fahren, z.B. für den Lastenausgleich, genutzt und 
übermittelt werden. 

Mit der neu geschaffenen gesetzlichen Regelung al- 
lein ist es freilich nicht getan. In engem Kontakt mit 
dem Bundesminister des Innern und mit dem Bundes- 
verwaltungsamt bin ich bemüht, auch zu einer daten- 
schutzgerechten Durchführung des Verfahrens in der 
Praxis beizutragen. 

3.4 Gesetz über den Auswärtigen Dienst 

Das am 1. Januar 1991 in Kraft getretene Gesetz über 
den Auswärtigen Dienst geht in seinem $ 2 davon aus, 
daß das Auswärtige Amt (Zentrale) und die Auslands- 
vertretungen „zusammen eine einheitliche Bundes- 
behörde unter Leitung des Bundesministers des Aus- 
wärtigen bilden“. Wenn ich bei der Vorbereitung des 
Gesetzentwurfs auch erst spät beteiligt wurde, so 
habe ich im Auswärtigen Amt doch Verständnis dafür 
erreichen können, daß die Einführung des unter haus- 
haltsrechtlichen und personalrechtlichen Gesichts- 
punkten verfolgten Prinzips der „ministeriellen Ein- 
heit“ von Auslandsvertretungen und Zentrale nicht zu 
einer Minderung des Datenschutzes führen darf. Eine 
unmodifizierte Einführung des Grundsatzes der orga- 
nisatorischen Einheit von Auslandsvertretungen und 
Zentrale hätte bedeutet, daß die Weitergabe perso- 
nenbezogener Informationen zwischen der Zentrale 
und den Auslandsvertretungen sowie zwischen den 
letzteren nicht als Datenübermittlung im Sinne des 
Bundesdatenschutzgesetzes zu beurteilen gewesen 
wäre. Die Folge wäre gewesen, daß das datenschutz- 
rechtliche Gebot der Erforderlichkeit als Vorausset- 
zung für die Übermittlung personenbezogener Infor- 
mationen zwischen den genannten Stellen nicht ge- 
golten hätte. 

Mit Unterstützung des Auswärtigen Amtes habe ich in 
den parlamentarischen Beratungen die Einfügung ei- 
nes besonderen Paragraphen über den Datenschutz 
(8 34) erreichen können, der festlegt, daß bei Anwen- 
dung datenschutzrechtlicher Vorschriften „das Aus- 
wärtige Amt (Zentrale) und die einzelnen Auslands- 
vertretungen als selbständige öffentliche Stellen im 
Sinne des Bundesdatenschutzgesetzes” gelten. Damit 
ist sichergestellt, daß die organisatorische Neurege- 
lung des Auswärtigen Dienstes den Datenschutz in 
diesem Bereich nicht beeinträchtigt. 
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4 Rechtswesen 

4.1 Bundesratsentwurf eines Gesetzes zur 
Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels 
und anderer Erscheinungsformen der 
Organisierten Kriminalität 

Zu den Rechtsetzungsvorhaben, die im zurückliegen- 
den Jahr — mit Recht — in der Öffentlichkeit ein 
hohes Maß an Aufmerksamkeit gefunden haben, 
zählt der vom Bundesrat beschlossene Entwurf eines 
Gesetzes zur Bekämpfung des illegalen Rauschgift- 
handels und anderer Erscheinungsformen der Or- 
ganisierten Kriminalität (OrgKG — BR-Drucksache 
74/90 Beschluß, BT-Drucksache 11/7663 —). 

Ohne Frage machen die zunehmenden Herausforde- 
rungen, denen die Bürger unseres Staates durch die 
organisierte Kriminalität, insbesondere durch die Dro- 
genkriminalität, ausgesetzt sind, besondere Maßnah- 
men — und dies bedeutet unter Gesichtspunkten der 
Erforderlichkeit im überwiegenden Allgemeininter- 
esse auch besondere Eingriffe in die Freiheitsrechte 
der Bürger — notwendig. Der Datenschutz stellt sich 
also nicht etwa Bemühungen entgegen, die notwendi- 
gen Vorschriften zur Bekämpfung des illegalen 
Rauschgifthandels und der Organisierten Kriminalität 
zu schaffen. Mir liegt sehr daran, dies im Hinblick auf 
gerade in jüngster Zeit gegen Datenschutzbeauf- 
tragte erhobene unberechtigte Vorwürfe klarzustel- 
len (vgl. auch 1.1.9). Der Gesetzentwurf hat sich aber 
besonders bei den vorgesehenen Änderungen der 
Strafprozeßordnung und des Fernmeldeanlagenge- 
setzes nicht auf Maßnahmen zur Bekämpfung be- 
stimmter Typen von Straftaten beschränkt. Während 
die Überschrift des Gesetzentwurfes nahelegte, daßes 
dabei um besondere Eingriffsbefugnisse zur Bekämp- 
fung von Rauschgift- und sonstiger organisierter Kri- 
minalität ging, fehlte es bei Vorschriften, die Eingriffs- 
befugnisse mit besonderer Eingriffstiefe gewähren 
sollten, an entsprechenden Begrenzungen. 

Als Anknüpfungspunkt für besondere Eingriffsmaß- 
nahmen, die — vor allem wegen der damit notwendig 
verbundenen Einbeziehung Nicht-Verdächtiger — als 
Einsatzmittel nur in dem zwingend erforderlichen 
Umfang akzeptiert werden können, bediente sich der 
BR-Entwurf durchweg des Begriffs der „Straftat von 
erheblicher Bedeutung”. Damit wurden — nach der 
Begründung des Gesetzentwurfs — nicht nur Strafta- 
ten der schweren, sondern auch der mittleren Krimi- 
nalität einbezogen. Die Anwendung der besonderen 
Befugnisse wäre mit einiger Sicherheit allenfalls bei 
Bagatell- und Kleinkriminalität nicht in Betracht ge- 
kommen. 

Wogegen ich mich zusammen mit Kollegen in den 
Ländern (vgl. die als Anlage 5 abgedruckte Entschlie- 
Bung) wende, ist, daß unter dem Deckmantel der Be- 
kämpfung der Rauschgiftkriminalität und der organi- 
sierten Kriminalität in das Strafverfahrensrecht weit 
über die Bekämpfung solcher Straftaten hinaus neue 
Ermittlungsmethoden eingeführt werden, die tief in 
die Privatsphäre auch unverdächtiger und unbeteilig- 
ter Bürger eingreifen, ohne daß dabei die sich aus der 
gebotenen Abwägung zwischen den Belangen der 
Allgemeinheit und den Grundrechten der Bürger er-
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gebenden notwendigen Differenzierungen vorge- 
nommen werden. Einige Beispiele können dies ver- 
deutlichen: 

— Während — wenn auch über Rauschgiftdelikte 
und Delikte der Organisierten Kriminalität weit 

hinausgehend — der vom Bundesminister der Ju- 
stiz vorbereitete Entwurf des Strafverfahrensände- 
rungsgesetzes 1989 bei der Rasterfahndung ($ 98a 
StPO) eine Begrenzung durch einen Straftatenka- 
talog vorsah, wurde der Versuch einer Begrenzung 
auf bestimmte Deliktsarten oder -formen im Bun- 
desrats-Entwurf völlig aufgegeben. 

— Noch weiter ging (in dem vorgesehenen $ 100c 
StPO) der Gesetzentwurf hinsichtlich der Herstel- 
lung von Lichtbildern und Bildaufzeichnungen so- 
wie des Einsatzes besonderer Sichthilfen: Wegen 
jeder — auch der kleinsten — Straftat, die nicht das 
Mindeste mit der Rauschgiftkriminalität oder mit 
Organisierter Kriminalität zu tun zu haben 
brauchte, wäre es nach dem Entwurf zulässig ge- 
wesen, unter Zuhilfenahme von Infrarotgeräten 
selbst in der Nachtzeit die Bürger bis hinein in ihre 
Wohnungen zu beobachten. 

— Auch in bezug auf die Gefahrenabwehr schoß der 
Gesetzentwurf des Bundesrates über das gesteckte 
Ziel deutlich hinaus, indem er durch Änderung 
des Fernmeldeanlagengesetzes (Einfügung eines 
neuen $ 12a) eine Überwachung und Aufzeich- 
nung des Fernmeldeverkehrs selbst dann zuließ, 
wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Ge- 
fahr „für Leben, Leib oder Freiheit einer Person 
erforderlich ist". Damit hätte — um es an einem 
Beispiel anschaulich zumachen — das Fernmelde- 
geheimnis schon dann durchbrochen werden kön- 
nen, wenn es darum gegangen wäre, auch nur eine 
leichte — selbst fahrlässige — Körperverletzung zu 
verhindern. 

In der am 27. Juni 1990 gefaßten Entschließung (vgl. 
Anlage 5) hat die Konferenz der Datenschutzbeauf- 
tragten des Bundes und der Länder gegen die Stimme 
des Datenschutzbeauftragten Bayerns und bei Abwe- 
senheit der Datenschutzkommission Rheinland-Pfalz 
insgesamt zu dem Entwurf Stellung genommen und 
dabei schwerwiegende datenschutzrechtliche Beden- 
ken gegen die vorgesehene globale Ausweitung der 
polizeilichen Ermittlungsbefugnisse in der Strafpro- 
zeßordnung erhoben. Der damalige Vorsitzende der 
Innenministerkonferenz ließ — wahrscheinlich ohne 
den Wortlaut der Entschließung vom gleichen Tage 
überhaupt zu kennen — aus diesem Anlaß eine Pres- 
semitteilung verteilen, in der u. a. erklärt wurde: „Wie 
viele Kinder und Jugendliche müssen noch den Dro- 
gentod sterben, bis die ‚hohen Datenschützer‘ das 
Elend der Drogensucht und das mörderische Tun der 
Drogendealer wahrnehmen?“ Dabei ist in dem Be- 
schluß kein Wort enthalten, das sich gegen eine Ver- 
besserung der Bekämpfung der Rauschgiftkriminali- 
tät richtet. Ich habe die Vorwürfe nachdrücklich zu- 
rückgewiesen und meiner Hoffnung Ausdruck verlie- 
hen, daß es über die wichtigen Fragen, die der Gesetz- 
entwurf aufwirft, zu einer sachlichen und fairen Dis- 
kussion kommen wird. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung 
zum Gesetzentwurf des Bundesrates darauf hinge-   

wiesen, „daß einzelne Vorschläge unter verfassungs- 
rechtlichen und datenschutzrechtlichen Gesichts- 
punkten nicht unproblematisch erscheinen und nähe- 
rer Prüfung bedürfen”. Dies gelte namentlich für die 
vorgesehenen Regelungen der Rasterfahndung und 
des Einsatzes Verdeckter Ermittler. Prüfungsbedarf 
bestehe insbesondere, soweit die Rasterfahndung und 
die polizeiliche Beobachtung keiner oder nur einer 
eingeschränkten richterlichen Kontrolle oder richter- 
lichen Anordnungskompetenz unterstellt sind. Dar- 
über hinaus fehlten — so hat die Bundesregierung 
bemängelt — „bei einzelnen Vorschriften Übermitt- 

lungs- und Verwendungsbegrenzungen sowie Subsi- 
diaritätsregelungen“. Die Bundesregierung hat ihre 
Stellungnahme mit den Worten zusammengefaßt, sie 
halte „eine ins einzelne gehende Prüfung im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren für notwendig”. 

Die Bundesregierung hat schließlich darauf hingewie- 
sen, daß auch für die Bereiche der Fahndung nach 
Beschuldigten und Zeugen, die längerfristige Obser- 
vation, die Akteneinsicht sowie die Verarbeitung per- 
sonenbezogener Daten in Dateien und deren Nut- 
zung, diein dem Gesetzentwurf des Bundesrates nicht 
geregelt waren, Regelungsbedarf besteht. 

Ich sehe hierin eine weitgehende Übereinstimmung 
mit meinen Empfehlungen, die Arbeiten an der um- 
fassenden datenschutzrechtlichen Novellierung der 
Strafprozeßordnung, die dringend geboten ist, zu be- 
schleunigen. Hierzu habe ich — wie auch meine Kol- 
legen in den Ländern — wiederholt konkrete Vor- 
schläge vorgelegt (vgl. 11. TBS. 20, 12. TBS. 25 nebst 
Anlage 3 S. 102f.). Auf die Dringlichkeit, für die Bür- 
ger wie auch für die Strafverfolgungsbehörden mög- 
lichst bald Klarheit über die bei der Strafverfolgung 
zulässigen Verfahren und Methoden zu schaffen, 
weise ich erneut hin. 

4.2 Genomanalyse im Strafverfahren 

Schon in meinem 11. und 12. Tätigkeitsbericht habe 
ich auf die Dringlichkeit hingewiesen, für die Anwen- 
dung der Genomanalyse im gerichtlichen Verfahren 
alsbald Rechtsnormen zu schaffen, die die Praxis steu- 

ern, damit die Praxis nicht gezwungen ist, sich selbst 
zu helfen, und den Gesetzgeber vor vollendete Tatsa- 
chen stellt. Meine Befürchtungen haben sich leider 
bestätigt. Die Rechtsprechung hat inzwischen die 
Verwendung der Genomanalyse im Strafverfahren 
und im Abstammungsverfahren nicht nur zugelassen, 
sondern hält deren Anwendung u. U. sogar für gebo- 
ten. So hat der Bundesgerichtshof z. B. ein Urteil auf- 
gehoben, weil ein Gericht den von der Verteidigung 
gestellten Antrag auf Vornahme einer Genomanalyse 
abgelehnt hatte. Damit ist genau das eingetreten, was 
Anlaß zu meiner Sorge und meiner Mahnung an den 
Gesetzgeber war: Die Genomanalyse ist Praxis, die 
erforderlichen gesetzlichen Regelungen zur Verhin- 
derung der sich daraus für die Bürger ergebenden 
Risiken aber fehlen. Deshalb weise ich noch einmal 
darauf hin, daß Regelungen über die Anwendung der 
Genomanalyse im Strafverfahren vordringlich sind. 
Ich akzeptiere grundsätzlich die Anwendung der Ge- 
nomanalyse im Strafverfahren, weil sie geeignet ist, 
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zur Wahrheitsfindung und damit zu mehr Gerechtig- 
keit beizutragen. Es kommt entscheidend darauf an, 
die mit Hilfe der Genomanalyse mögliche Eingriffs- 
tiefe in das informationelle Selbstbestimmungsrecht 
der Bürger auf das erforderliche Maß zu beschränken, 
eine strenge Zweckbindung der so erhobenen Daten 
zu gewährleisten und Sicherungen zur Vermeidung 
von Fehlern und zur Verhinderung von Mißbrauch in 
diesem empfindlichen Bereich vorzuschreiben. 

Der vom Bundesminister der Justiz Anfang 1990 vor- 
gelegte erste Diskussionsentwurf einer gesetzlichen 
Regelung der Genomanalyse im Strafverfahren weist 
in diese Richtung. Im Mittelpunkt des Entwurfs steht 
die sogenannte Identitätsfeststellung: Der Entwurf 
sieht die gentechnische Untersuchung von Spuren- 
material und Körperzellen des Beschuldigten vor, um 

festzustellen, „ob aufgefundenes Spurenmaterial von 
dem Beschuldigten stammt“. Bei dieser Analyse geht 
es also um die Vergleichsuntersuchung zweier Zell- 
proben zur Feststellung ihrer Identität oder Nichtiden- 
titat. Andere Feststellungen über die Person des Be- 
schuldigten dürfen nicht getroffen werden. Um dies 
sicherzustellen, sagt der Entwurf: „Die Untersuchung 
darf sich nicht auf die Bereiche des menschlichen 
Genoms erstrecken, die Aufschluß über Erbanlagen, 

Krankheiten, Krankheitsanlagen oder sonstige per- 
sönliche Merkmale des Beschuldigten geben kön- 
nen. 

Der Entwurf läßt zu, andere Personen, die nicht Be- 
schuldigte sind, zu einer solchen Identitätsfeststellung 
heranzuziehen, „wenn dies zur Erforschung der 
Wahrheit unerläßlich ist“, In der Tat kann es zur 
Wahrheitsfindung im Einzelfalle von Bedeutung sein, 

ob eine Blutspur nicht vom Beschuldigten, sondern 
z. B. vom Opfer der Straftat stammt. Gleichwohl eröff- 
net eine solche Regelung auch Problemfelder. Soll es 
zum Beispiel möglich sein, die Genomanalyse an ei- 
ner gesamten Bevölkerungsgruppe — bei einem Se- 
xualdelikt etwa an allen Männern eines bestimmten 
Alters in einer bestimmten Gegend — vorzunehmen, 
um den dort vermuteten Straftäter zu ermitteln, wie 
dies in Großbritannien in einem Strafverfahren ge- 
schehen sein soll? 

Ein interessanter und problematischer Punkt des Dis- 
kussionsentwurfs ist, daß er auch eine gentechnische 

Untersuchung in Bezug auf „äußerlich sichtbare Kör- 
permerkmale“ zuläßt. Der Bundesminister der Justiz 
hat diese Regelung im Hinblick auf erwartete künftige 
Entwicklungen der Genomanalyse vorgesehen, ob- 
wohl es nach meinen Informationen bisher keine zu- 
verlässige Untersuchungsmethode zur zweifelsfreien 
Feststellung solcher Merkmale gibt. Zweck einer sol- 
chen Untersuchung soll sein, äußerlich sichtbare Kör- 
permerkmale, wie z. B. Hautfarbe, Augenfarbe und 
Größe der Person, von der die Spur stammt, festzustel- 
len, um den Kreis der als Täter in Betracht kommen- 
den Personen einzugrenzen und — z.B. in Kombina- 
tion mit Aussagen von Zeugen — auf der Basis der 
genomanalytischen Erkenntnisse eine Fahndung ein- 
zuleiten, Die gentechnische Erhebung solcher Merk- 
male für Fahndungszwecke wirft besondere und 
grundsätzliche Probleme auf: 

— Wenn es zuverlässige Untersuchungsmethoden 
zur Erreichung dieses Zieles nicht gibt, ist es un- 
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möglich, solche zur Vermeidung von Fehlern vor- 

zuschreiben und die jeweils notwendigen Siche- 
rungsmaßnahmen vorzusehen. 

— Wenn — wie vorstehend dargestellt — gewährlei- 
stet sein soll, daß eine Gewinnung von Erkenntnis- 
sen über Krankheiten oder sonstige persönliche 
Merkmale ausgeschlossen werden soll, so fragt 
sich, wo die Grenzlinie zu den „äußerlich sichtba- 
ren Körpermerkmalen“ liegt. Gibt es nicht viele 
Krankheiten, die sich in äußerlich sichtbaren Kör- 

permerkmalen manifestieren? Zählen zu den „äu- 
Berlich sichtbaren Körpermerkmalen” auch äußer- 
lich sichtbare körperliche Funktionsstörungen 
oder Verhaltensweisen? Dieses Problem ließe sich 
allerdings dadurch lösen, daß man die mit Hilfe der 
Genomanalyse zu ermittelnden äußerlichen Merk- 
male ausdrücklich und abschließend im Gesetz 
nennt. 

— Ein gewichtiges Problem liegt außerdem darin, 
daß nach den mir bislang vorliegenden Erkennt- 
nissen das Untersuchungsinstrumentarium, das für 

eine Feststellung von äußerlich sichtbaren Körper- 
merkmalen in Betracht kommt, ein erheblich höhe- 

res Risiko in sich birgt, zugleich Informationen 
über Krankheiten, Erbanlagen und andere Eigen- 
schaften der untersuchten Personen zu liefern, als 

dies bisher bei der Identitätsfeststellung der Fall 
ist, Der Schritt vom Unbedenklichen zum Bedenk- 
lichen wäre hier wahrscheinlich sehr klein und mit 
den in Betracht kommenden Untersuchungsme- 
thoden leicht zu tun. 

Weiterer Diskussion bedürfen auch die Sicherungen, 
die unter Gesichtspunkten des Datenschutzes bei An- 
ordnung und Durchführung der Genomanalyse im 
Strafverfahren vorzusehen sind. Ich habe u. a. emp- 
fohlen, den Entwurf durch eine Ermächtigung zu er- 
gänzen, mit der der Bundesregierung oder dem Bun- 
desminister der Justiz auferlegt wird, die als zulässig 
anerkannten gentechnischen Methoden zu benen- 
nen, aus denen die anordnende Stelle im Rahmen der 
Anordnung auszuwählen hat. Daß dies eine Frage von 
durchaus praktischer Bedeutung ist, zeigen Presse- 
berichte aus den Vereinigten Staaten, wonach bei 
Genomanalysen eindeutige Fehldiagnosen festge- 
stellt worden sind. 

Eine andere wichtige Frage ist, wer Genomanalysen 
durchführen soll. Mit der Feststellung, daß mit gen- 
technischen Untersuchungen nur „Amtsträger oder 
öffentlich bestellte Sachverständige” beauftragt wer- 
den dürfen, sucht der Entwurf dem datenschutzrecht- 
lichen Anliegen entgegenzukommen, nur Institute zu 
betrauen, die unter Kriterien der Zuverlässigkeit zu- 
gelassen sind. Dies wird teilweise nicht als ausrei- 
chend angesehen und eine funktionelle Trennung 
von Strafverfolgung und Genomanalyse gefordert. 
Ein Kompromiß in dieser Frage könnte darin beste- 
hen, daß Amtsträger oder Sachverständige der mit 
den Ermittlungen beauftragten Behörde nicht mit der 
Untersuchung beauftragt werden dürfen, Dies ließe es 
zu, die Genomanalyse durch ein Labor einer anderen 
Strafverfolgungsbehörde durchführen zu lassen. 

Es ist notwendig, die erforderlichen „technischen und 

organisatorischen Einrichtungen und Maßnahmen“
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möglichst durch Rechtsvorschrift zu regeln und nicht 
— wie dies der Entwurf vorsieht — allein den unter- 
suchenden Amtsträgern und Sachverständigen zu 

überlassen. Ich habe empfohlen, durch eine entspre- 
chende Ermächtigung vorzusehen, daß die Bundesre- 
gierung oder der Bundesminister der Justiz durch 
Rechtsverordnung einen Mindeststandard solcher 
Einrichtungen und Maßnahmen bestimmt. Hierzu 
sollte auch eine normative Festlegung zählen, daß die 
Untersuchungsstellen Zellproben nur unter einer 
Code-Nummer erhalten, also ohne den Namen des 
Betroffenen, das Aktenzeichen des Strafverfahrens 
oder den Tatvorwurf zu erfahren. 

Der Diskussionsentwurf sieht vor, daß die Anordnung 
einer Genomanalyse grundsätzlich nur durch einen 
Richter erfolgen darf. Auch hier sind aber noch Detail- 
fragen offen, nämlich in welchem Umfang als Aus- 
nahme hiervon in dringenden Fällen eine Anordnung 
der Staatsanwaltschaft zugelassen werden soll und 
wie das Verfahren in solchen Fällen zu regeln ist. 

Weiterer Diskussionsbedarf besteht auch in den Fra- 
gen zulässiger Verwendung der durch Genomanalyse 
gewonnenen Daten und deren Aufbewahrung und 
Vernichtung. Grundsätzlich muß die Nutzung der im 
Rahmen eines Strafverfahrens erhobenen genomana- 
lytischen Daten auf dieses Verfahren beschränkt wer- 
den. In diesem Zusammenhang entsteht die Frage, ob, 
unter welchen Voraussetzungen und für welche Zeit 
es zulässig sein soll, genomanalytische Daten in einer 
Datenbank zu speichern, und damit für andere straf- 
rechtliche Ermittlungsfälle bereitzuhalten. Eine sol- 
che Speicherung ist nach Presseberichten im amerika- 
nischen Bundesstaat Kalifornien für Straftaten der 
Schwerkriminalität vorgesehen. 

Ich empfehle dringend, daß der Gesetzgeber in der 
laufenden Legislaturperiode die unter Gesichtspunk- 
ten des Datenschutzes unerläßlichen Regelungen 
über den Einsatz der Genomanalyse im Strafverfahren 
schafft. 

5 Bauwesen 

5.1 Bundesministerium für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

Gegenstand einer datenschutzrechtlichen Kontrolle 
im Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau war der Umgang mit personenbezoge- 
nen Daten in diesem Hause sowie die dort stattfin- 
dende automatisierte Datenverarbeitung. Dabei habe 
ich Mängel feststellen müssen. 

In der Personalabteilung des Ministeriums war der 
Umgang mit Personalakten und sonstigen personen- 
bezogenen Unterlagen nicht zufriedenstellend; deren 
Verwahrung war nicht immer so sorgfältig, daß ein 
Zugang Dritter ausgeschlossen war. Ferner fehlte eine 
klare Organisation des Datenschutzes, insbesondere 
eine ausreichende Regelung über die Nutzung der 
Datenverarbeitungssysteme. Beide Mängel habe ich 
gemäß $ 20 BDSG beanstandet. 

Weiterhin habe ich festgestellt, daß einige der im Mi- 
nisterium geführten Dateien mit personenbezogenen   

Daten überhaupt nicht oder erst vor kurzem zur inter- 
nen Übersicht des Hauses gemäß $ 15 Satz 2 Nr. 1 
BDSG und verschiedene automatisierte Dateien nicht 

zu dem von mir nach $ 19 Abs. 4 BDSG geführten 
Register gemeldet worden waren. Dies habe ich eben- 
falls nach $ 20 BDSG beanstandet. 

Für sehr bedenklich habe ich gehalten, daß der in- 
terne Datenschutzbeauftragte in Personalunion die 
Funktion als Geheimschutzbeauftragter wahrnimmt 
und zugleich für die Bearbeitung von Beihilfe-Ange- 
legenheiten zuständig ist. $ 5 Abs. 4 der Sicherheits- 
richtlinien vom 11. November 1987 (GMBl. 1988 S. 70) 
fordert eine strikte Trennung von Personalverwaltung 
und personellem Geheimschutz. Da die Bearbeitung 
von Beihilfeanträgen zur Personalverwaltung gehört, 
war die Wahrnehmung dieser Aufgabe durch den Ge- 
heimschutzbeauftragten nicht zulässig. Eine organi- 
satorische Trennung der Funktionen des Daten- 
schutzbeauftragten und des Geheimschutzbeauftrag- 
ten wird bisher nicht ausdrücklich in Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften gefordert. Die gleichzeitige 
Wahrnehmung der Funktionen als Datenschutz- und 
Geheimschutzbeauftragter kann aber Anlaß zu Miß- 
deutungen geben, wie in den vom BMI herausgege- 
benen Erläuterungen zu $ 5 Abs. 1 der Sicherheits- 
richtlinien mit Recht betont wird. Sie sollte deshalb 
vermieden werden. Daher habe ich empfohlen, die 
Funktion des Geheimschutzbeauftragten und des Da- 
tenschutzbeauftragten verschiedenen Organisations- 
einheiten zu übertragen. 

Aufgrund einer Petition galt mein besonderes Inter- 
esse der Führung der Adreßdatei des Ministeriums. 
Ich konnte feststellen, daß aus dem Ministerium in 
einem Fall Adressen in datenschutzrechtlich unzuläs- 
siger Weise an die Landesgeschäftsstelle einer Partei 
übermittelt worden waren. Ich habe von einer förmli- 
chen Beanstandung nur deshalb abgesehen, weil das 
Ministerium den Verstoß eingeräumt und zugesagt 
hat, den Umgang mit der Adreßdatei in einer Dienst- 
anweisung so zu regeln, daß die Wiederholung eines 
solchen Falles ausgeschlossen ist. 

Im Zusammenhang mit der Kontrolle habe ich auch 
die Datenverarbeitung beim Betrieb der Telefonan- 
lage des Ministeriums überprüft. Dabei habe ich fest- 
gestellt, daß die entsprechenden Regelungen in der 
Geschäftsordnung des Ministeriums lückenhaft sind. 
Die automatisch in einen APC übertragenen Daten 
der Telefongespräche werden mittels eines besonde- 
ren Programmpaketes ausgewertet, Dieses ermög- 
licht dem Systemverwalter — möglicherweise auch 
dem Wartungstechniker —, die gespeicherten Daten, 
wie z.B. die Nummern der Kurzwahlziele für jeden 
Anschluß, zu lesen. Darüber hinaus können aus den 
Verbindungsdaten Aussagen über das Telefonierver- 
halten gewonnen werden. Die vorgelegte Dokumen- 
tation über die Auswertungsmöglichkeiten, die das 
Programm zuläßt, war veraltet und unvollständig. 

In seiner Stellungnahme hat das Ministerium die von 
mir kritisierten Mängel weitgehend eingeräumt. Es 
hat mitgeteilt, die datenschutzrechtlichen Defizite 
seien zum Teil bereits behoben, eine umfassende 
Dienstanweisung zum Datenschutz und zur Datensi- 
cherheit werde vorbereitet. 
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5.2 Abbau von Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen 

Nach dem Gesetz über den Abbau der Fehlsubventio- 
nierung im Wohnungswesen (AFWoG) haben Inhaber 
öffentlich geförderter Mietwohnungen eine Aus- 
gleichszahlung zu leisten, wenn das Einkommen eine 
bestimmte Grenze übersteigt (und zusätzliche Vor- 
aussetzungen hinzutreten). Maßgebend ist dabei 
— mit gewissen Ausnahmen — das Gesamteinkom- 
men aller Personen, die die Wohnung nicht nur vor- 
übergehend benutzen. Bestimmungen darüber, wie 
die zuständige Behörde sich die Information über die- 
ses maßgebende Einkommen verschaffen kann, ent- 

hält $ 5 des Gesetzes. Die Vorschrift ist unter einigen 
Gesichtspunkten problematisch. 

Zum einen sieht sie vor, daß die Verwaltung die Infor- 
mation auch über die mitzurechnenden Einkommen 
der Hausgenossen durch den Wohnungsinhaber be- 
zieht, dem hierzu seinerseits ein Auskunftsanspruch 
gegenüber seinen Mitbewohnern eingeräumt ist. Für 
die Zwecke des Gesetzes ist es jedoch keineswegs 
erforderlich, daß der Wohnungsinhaber Kenntnis über 
das Einkommen seiner Mitbewohner erhält. Die Ge- 
setzesbegründung geht davon aus, daß die Verpflich- 
tung zum Nachweis des Einkommens der im Haushalt 
lebenden Personen auch dadurch erfüllt werden 
kann, daß der Wohnungsinhaber von den Mitbewoh- 
nern einen verschlossenen Umschlag mit den erfor- 
derlichen Angaben zur Weitergabe an die zuständige 
Behörde erhält. Eine solche Verfahrensmöglichkeit ist 
datenschutzrechtlich geboten. Sie sollte auch im Ge- 
setz selbst zum Ausdruck gelangen. 

Zum anderen ist für die datenschutzrechtliche Ausge- 
staltung des Verfahrens bedeutsam, daß die Abschöp- 
fung von Fehlsubventionierungen beim Mieter der 
Sache nach die Rückerstattung einer fehlgeleiteten 
staatlichen Transferleistung bezweckt. Die staatliche 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus ermöglicht 
die gesetzliche Beschränkung des Mietzinses auf die 
Kostenmiete, so daß die aufgewendeten Mittel letzt- 
lich dem Mieter zugute kommen. Ist der begünstigte 
Mieter im konkreten Fall nicht bedürftig, so wird die 
— fehlgeleitete — Subvention von ihm durch die Fehl- 
belegungsabgabe zurückverlangt. Dieser Sachverhalt 
ist sehr ähnlich dem, daß unberechtigt erlangtes 
Wohngeld zurückzuerstatten ist, denn derselbe Le- 
bensbereich der Betroffenen wird in sehr ähnlicher 
Weise berührt. Die rechtstechnisch unterschiedliche 
Ausgestaltung des Weges der Zuwendung ist dabei 
kein sachlicher Grund, das Verfahren einer etwaigen 
oder auch tatsächlichen Rückabbwicklung daten- 
schutzrechtlich unterschiedlich zu gestalten. Da im 
Wohngeldrückerstattungsverfahren, das nach den 
Bestimmungen des Sozialgesetzbuches erfolgt, der 
hohe Datenschutzstandard des Sozialgeheimnisses 
güt, liegt es nahe, die Geltung des Sozialgeheimnisses 
auch für das Verfahren nach dem AFWoG vorzuse- 
hen. Die Nähe zum Wohngeldverfahren wird insbe- 
sondere in den Fällen deutlich, in denen als Ergebnis 
des Verfahrens festzustellen ist, daß keine Fehlbele- 
gungsabgabe zu zahlen ist. 

Beim Bundesverwaltungsgericht ist derzeit ein Revi- 
sionsverfahren anhängig, das auch Fragen des Daten- 
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schutzes im Zusammenhang mit dem AFWoG be- 
rührt. Die von mir angesprochenen Datenschutzfra- 

gen könnten aber unabhängig davon geregelt wer- 
den. Es ist daher — entgegen der Ansicht des 
BMBau — nicht erforderlich, zu deren sachgerechter 
Regelung das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
abzuwarten. 

6 Öffentlich-rechtliche Unternehmen 

— Tonbandaufzeichnung aller Kundenanrufe durch 
ein Versicherungsunternehmen — 

Ein meiner Kontrolle unterliegendes öffentlich-recht- 
liches Versicherungsunternehmen hat einen telefoni- 
schen Kundendienst eingerichtet, dessen Mitarbeiter 
die eingehenden Telefongespräche weitgehend ohne 
Wartezeiten für die Kunden selbst abwickeln können. 
Dies wird dadurch erreicht, daß dieser Kundendienst 

mit Fachkräften (Versicherungskaufleuten, Versiche- 
rungsfachwirten) besetzt ist, die die Fragen der Kun- 
den in großem Umfang selbst beantworten können, 
ohne daß es der Weiterleitung zu anderen Sachbear- 
beitern bedarf. Um die Möglichkeit zu schaffen, das 
eigene Gespräch zu kontrollieren und die Gesprächs- 
führung ständig zu verbessern, wurden alle Kunden- 
anrufe auf Tonband aufgezeichnet. 

Das Versicherungsunternehmen bewertete die Auf- 
zeichnung der Telefongespräche angesichts der 
schnellen Entwicklung im technischen Bereich als im 
Wirtschafts- und Geschäftsverkehr üblich. Darüber 
hinaus will es von einer mutmaßlichen Einwilligung 
der Kunden ausgegangen sein, weil die Tonbandauf- 
zeichnungen nahezu ausschließlich im Interesse einer 
Verbesserung des Kundendienstes und damit auch im 
Interesse der Kunden gelegen hätten. 

Ich habe das Aufzeichnen der Kundenanrufe sowie 
die Verwertung der Tonbandaufzeichnungen zur ei- 
genen Gesprächskontrolle der Mitarbeiter des telefo- 
nischen Kundendienstes sowie zur Verbesserung ih- 
res Telefonierens gemäß $ 20 BDSG förmlich bean- 

standet. 

Für mündliche Äußerungen, insbesondere auch in ei- 
nem Telefongespräch, ist charakteristisch, daß sie im 

Bewußtsein der Flüchtigkeit des gesprochenen Wor- 
tes und seiner jederzeitigen Korrigierbarkeit gemacht 
werden. Das gilt nicht nur für private telefonische 
Besprechungen, sondern auch für Telefonate über ge- 
schäftliche Angelegenheiten. Die Fixierung und Kon- 
servierung auch eines sich nur mit geschäftlichen Din- 
gen befassenden Telefongesprächs in einer Tonband- 
aufnahme greift angesichts der damit bewirkten Ver- 
festigung der aus der Spontaneität heraus formulier- 
ten Gedanken mit der Möglichkeit ihrer jederzeitigen 
Abrufbarkeit und Wiederholbarkeit intensiv in das 
Recht auf Selbstbestimmung des Betroffenen über 
sein nichtöffentlich gesprochenes Wort ein. Diese 
grundsätzliche Bewertung wird durch die Strafvor- 
schrift des $ 201 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 StGB bestä- 
tigt. 

Eine Befugnis für die Tonbandaufzeichnungen und 
deren anschließende Verwertung war nicht gegeben. 
Sie ergab sich insbesondere nicht daraus, daß es sich
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bei den aufgezeichneten Gesprächen um solche im 
Geschäftsverkehr gehandelt hat. Bei den Telefon- 
gesprächen zwischen den Kunden und den Mitarbei- 
tern des telefonischen Kundendienstes eines Versi- 
cherungsunternehmens handelt es sich keineswegs 

nur um einfache Durchsagen oder eine Übermittlung 
von Daten, die von der persönlichen Sphäre des Ver- 
sicherungskunden völlig losgelöst sind. In diesen Ge- 
sprächen werden vielmehr jeweils vom Kunden indi- 
viduell auch persönliche Dinge dargelegt, wobei er 
damit in der Regel zugleich einen Teil seiner Persön- 
lichkeit — z.B. seine eıgene Geschicklichkeit beim 
Telefonieren oder auch seine Unbeholfenheit — preis- 
gibt. 

Ebensowenig kann in solchen Fällen von einer Befug- 
nis zur Aufzeichnung und Verwertung der Kundenan- 
rufe für Zwecke der Selbstkontrolle der Mitarbeiter 
der Versicherung aufgrund mutmaßlicher Einwilli- 
gung der Betroffenen ausgegangen werden. Die gute 
Qualität des telefonischen Kundendienstes des Versi- 
cherungsunternehmens liegt zwar durchaus auch im 
Interesse der Kunden. Man kann deshalb jedoch nicht 
unterstellen, daß die Kunden auch bereit sind, der 
Tonbandaufzeichnung ihrer Anrufe zuzustimmen. 

Das Versicherungsunternehmen hat die beanstande- 
ten Tonbandaufzeichnungen eingestellt. 

Die dargelegte Unzulässigkeit der Aufzeichnung aller 
Kundenanrufe auf Tonband schließt nicht aus — und 
darauf möchte ich zur Klarstellung hinweisen —, daß 
im Einzelfall unter dem Aspekt der Notwehr z. B. bei 
erpresserischen Bombendrohungen die Befugnis zur 
Aufzeichnung telefonischer Anrufe durchaus gege- 
ben sein kann. Dies rechtfertigt aber nicht, unter- 

schiedslos und ohne entsprechenden konkreten An- 
laß Gespräche aufzuzeichnen, die mit einem telefoni- 
schen Kundendienst geführt werden. 

7 Personalwesen 

7.1 Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des 
Personalaktenrechts 

In meinem 11. Tätigkeitsbericht hatte ich den Stand 
der Vorarbeiten für die Gesetzgebung zum Personal- 
aktenrecht der Beamten und Soldaten dargestellt (vgl. 
S. 25). Im Berichtszeitraum hat die Bundesregierung 
den Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften in die parlamentarische 
Beratung eingeführt, Obwohl der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung eine Reihe erfreulicher Regelungen 
enthielt, habe ich mich nach intensiver Beratung mit 
meinen Kollegen in den Ländern veranlaßt gesehen, 
den Vorsitzenden des Innen- und des Verteidigungs- 
ausschusses des Deutschen Bundestages weitere Ver- 
besserungsvorschläge zu unterbreiten. Hervorheben 
möchte ich in diesem Zusammenhang folgende 
Punkte: Um eine datenschutzrechtliche Schlechter- 
stellung der Bundesbediensteten gegenüber zahlrei- 
chen Landesbeamten, für die es keinen sachlichen 
Grund gibt, zu beseitigen, habe ich vorgeschlagen, 
die Regelung des $ 12 Abs. 4 BDSG n. F., die der des   

$ 7 Abs. 3 des bisherigen BDSG entspricht, aufzuhe- 
ben, wonach für die Datenverarbeitung im Zusam- 

menhang mit Dienst- und Arbeitsverhältnissen an die 
Stelle der für den öffentlichen Bereich sonst geltenden 
Vorschriften die für den nicht-öffentlichen Bereich 
konzipierten Vorschriften des Bundesdatenschutzge- 
setzes gelten sollen. Meinen Vorschlag gründete ich 
zusätzlich auch auf die Unsicherheit in der Rechtsan- 
wendung, die dadurch entsteht, daß die genannten 

Regelungen des Bundesdatenschutzgesetzes weitge- 
hend, aber nicht vollständig, durch die beamtenrecht- 

lichen Spezialvorschriften verdrängt werden und 
diese nur solche Personalaktendaten erfassen, die mit 
dem Dienstverhältnis in einem unmittelbaren inneren 
Zusammenhang stehen, während nach den Vorschrif- 
ten des BDSG darüber hinausgehend alle Daten erfaßt 
werden, die für frühere, bestehende oder zukünftige 

dienst- oder arbeitsrechtliche Rechtsverhältnisse ver- 
arbeitet oder genutzt werden. 

Im Hinblick darauf, daß $ 13 BDSG n. F. den beson- 

deren Bedürfnissen bei der Datenerhebung im Beam- 
ten- und Soldatenverhältnis nicht gerecht wird, habe 
ich vorgeschlagen, eine besondere Erhebungsvor- 
schrift in das Beamtenrechtsrahmengesetz, das Bun- 
desbeamtengesetz und das Soldatengesetz aufzuneh- 
men, dabei den Erhebungszweck auf die Begrün- 
dung, Durchführung, Beendigung oder Abwicklung 
des Dienstverhältnisses zu begrenzen und eine heim- 
liche Datenerhebung mit technischen Mitteln zu ver- 
bieten. Darüber hinaus habe ich mich insbesondere 
für eine noch stärkere Abschottung der Beihilfebear- 
beitung, ein Einsichtsrecht in sog. Sachakten, die per- 
sonenbezogene Personalaktendaten enthalten, sowie 
für die Einführung einer Pflicht zur unverzüglichen 
Rückgabe von Beihilfeunterlagen mit Erkrankungs- 
daten nach Entscheidung über den Beihilfeantrag ein- 
gesetzt. 

Der Innenausschuß hat daraufhin gegenüber dem 
Bundesministerium des Innern angeregt, über meine 
Vorschläge mit dem Ziel eines Einvernehmens erneut 
zu verhandeln. In diesen Verhandlungen ist mir der 
Bundesminister des Innern gerade in den für mich 
sehr bedeutsamen Punkten der Einführung einer Da- 
tenerhebungsvorschrift und der Einführung eines 
Rechts auf Einsicht auch in Akten, die formell keine 

Personalakten sind (Sachakten), aber personenbezo- 
gene Daten über den Betroffenen enthalten, entge- 
gengekommen. 

Obwohl in der Absprache einige für mich wichtige 
Punkte nicht durchgesetzt werden konnten, habe ich 
es sehr bedauert, daß das Gesetz in der vergangenen 
Legislaturperiode nicht mehr verabschiedet worden 
ist. Inzwischen hat die Bundesregierung das Gesetzin 
der gleichen Fassung wie in der vergangenen Legis- 
laturperiode — also ohne die im Gesetzgebungsver- 
fahren abgesprochenen Verbesserungen — wieder 
eingebracht. Ich gehe davon aus, daß dies nur aus for- 
malen Gründen geschehen ist und in der Sache wei- 
terhin Einvernehmen über die abgesprochenen Ände- 
rungen der Regierungsvorlage besteht. 

Die inzwischen weitergeführten Überlegungen haben 
zu der Erkenntnis geführt, daß in das Gesetz auch 
noch entsprechende Regelungen für Zivildienstlei- 
stende aufgenommen werden müssen. 

43



Drucksache 12/553 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 
  

7.2 Telefondatenverarbeitung 

Einen Schwerpunkt im Bereich der automatisierten 
Personaldatenverarbeitung stellte auch im zurücklie- 
genden Jahr die Speicherung und Verwendung von 
Daten dienstlicher und privater Telefongespräche in 

der Bundesverwaltung dar {vgl. hierzu u.a. 7. TB 
S. 19f., 10. TB S. 30f., 11. TB S. 26f., 12. TB S. 32). 

Leider sind auch im Jahre 1990 die neuen „Allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften über die Einrichtung 
und Benutzung dienstlicher Fernmeldeanlagen für 
die Bundesverwaltung mit Ausnahme der Deutschen 
Bundespost (Dienstanschlußvorschriften — DAV —)”, 
in deren Entwurf ich meine datenschutzrechtlichen 
Empfehlungen weitgehend einbringen konnte, nicht 
verabschiedet worden. Laut Auskunft des Bundesmi- 
nisters der Finanzen ist ein Termin dafür aus Grün- 
den, die nicht mit dem Datenschutz in Zusammen- 
hang stehen, auch jetzt noch nicht absehbar. Ich kann 
dies nur bedauern, weil die Telefondatenerfassung in 
der Praxis eine bedeutsame Rolle spielt und empfind- 
liche Daten betrifft. 

Der Bundesminister für Verkehr hat die Gesprächsda- 
tenerfassung und -verarbeitung in seinem neuen 
Dienstgebäude neü geregelt und mich dabei beteiligt. 

Meinen Anregungen für eine datenschutzgerechte 
Telefondatenverarbeitung wurde in vollem Umfang 
Rechnung getragen. 

Beim Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen hatte 
sich die mir zugesagte Anpassung der Fernsprechda- 
tei an den Entwurf der neugefaßten Dienstanschluß- 
vorschriften zunächst verzögert. Inzwischen hat mir 
das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen jedoch 
zugesagt, meine Forderungen für eine datenschutz- 
gerechte Telefondatenverarbeitung im Rahmen der 
Systemerweiterung ihrer Telefonanlage durch eine 
neue Software-Version zu erfüllen. Die mit nicht un- 
erheblichen Kosten verbundene Softwareände- 
rung — in der ich eine angemessene und erforder- 
liche Maßnahme zur Gewährleistung des Daten- 
schutzes sehe — begrüße ich ausdrücklich. Derarti- 
ge Kosten lassen sich vermeiden, wenn bei Einrich- 
tung von Telefonanlagen die Belange des Daten- 
schutzes von vorneherein berücksichtigt werden. 
Ein schnelles Inkraftsetzen der neugefaßten Dienst- 
anschlußvorschriften würde dazu entscheidend bei- 
tragen. 

Die Bundesanstalt für Flugsicherung hat auf meine 
datenschutzrechtlichen Empfehlungen zur Telefon- 
datenverarbeitung (12. TB, S.32) auch nach er- 
neuter Aufforderung nicht reagiert, Diese unzurei- 
chende Unterstützung bei der Erfüllung meiner 
Aufgaben habe ich als Verstoß gegen $ 19 Abs. 3 
BDSG beanstandet. Die Bundesanstalt für Flugsi- 
cherung hat mir daraufhin zugesichert, daß die Tele- 
fondatenverarbeitung künftig über eine neue Neben- 
stellenanlage nach den Bestimmungen des Entwurfs 
der Dienstanschlußvorschriften (DAV) abgewickelt 
wird. Die neue Telefonanlage wurde zwischenzeit- 
lich installiert und wird z. Z. auch hinsichtlich der da- 
tenschutzrechtlichen Anforderungen programmiert. 
Über das weitere Verfahren werde ich mich unter- 
richten lassen. 
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7.3 Einzelfälle 

— Kontrolle beim Bundesminister der Verteidigung 

Aus Anlaß einer Eingabe habe ich im Berichtsjahr 
eine datenschutzrechtliche Kontrolle beim Bundesmi- 
nister der Verteidigung durchgeführt, die den Um- 
gang mit Patientenakten von Bediensteten zum Ge- 
genstand hatte. 

Die Prüfung führte unter anderem zu folgenden Fest- 
stellungen: 

Schriftliche Regelungen des BMVg für den Umgang 
mit Patientenakten unter Berücksichtigung des Pa- 
tientengeheimnisses und des Personalaktengeheim- 
nisses, insbesondere für den Zugriff der Mitarbeiter 
auf diese, existieren nicht. Aus der Kartei, die in al- 

phabetischer Reihenfolge Name, Vorname, Geburts- 
datum der untersuchten Personen sowie das Jahr der 
letzten Bearbeitung enthält, ergab sich lediglich, daß 
die in der Petition angesprochene Patientenakte zu- 
letzt im Jahre’ 1987 aus dem Aktenschrank genommen 
worden war. Weitergehende Hinweise auf den Anlaß 
einer späteren Entnahme, den Bearbeiter sowie den 
Verbleib der Akte konnten auch von den Angehöri- 
gen der zuständigen Arbeitseinheit nicht gegeben 
werden. Nach den getroffenen Feststellungen ist nicht 
auszuschließen, daß nicht nur diese, sondern auch alle 
anderen Patientenakten ohne weiteres von Angehöri- 
gen dieser Arbeitseinheit zur Kenntnis genommen 
und an einem nicht nachprüfbaren Ort aufbewahrt 
werden konnten. 

Ich habe dringend empfohlen, schriftliche Regelun- 
gen für den referatsinternen Umgang mit Patienten- 
akten zu schaffen, Diese sollten insbesondere die Zu- 
griffsrechte der Angehörigen der Arbeitseinheit auf- 
gabenbezogen regeln sowie eine Dokumentation der 
Einzelzugriffe dergestalt vorsehen, daß insbesondere 
Zeitpunkt, Bearbeiter und Anlaß der Bearbeitung 
nachvollziehbar und gegegebenfalls nachprüfbar 
sind. Personenbezogene Daten dürfen auch innerhalb 
einer Behörde und einer Arbeitseinheit nur den je- 
weils für die Bearbeitung zuständigen Mitarbeitern in 
dem erforderlichen (Mindest-)Umfang bekannt wer- 
den. Ich habe darauf hingewiesen, daß das nach $ 203 
StGB geschützte Patientengeheimnis grundsätzlich 
auch zwischen Ärzten gilt und Durchbrechungen nur 
nach Maßgabe dieser Vorschrift zulässig sind. Ein 
ohne jeden dienstlichen Anlaß allein aus der Vorge- 
setztenfunktion hergeleitetes Zugriffsrecht auf Pa- 
tientenunterlagen, die von unter die ärztliche Schwei- 

gepflicht fallenden Mitarbeitern verwaltet werden, 
wäre damit nicht vereinbar. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat zwar bereits 
während der Kontrolle zugesagt, meine Empfehlung 
aufzugreifen, konkrete Ergebnisse lagen aber auch 
nach sechs Monaten noch nicht vor. 

Im Verlauf der Kontrolle ergaben sich für mich dar- 
über hinaus konkrete Anhaltspunkte für datenschutz- 
rechtliche Mängel bei der Zusammenarbeit der ge- 
prüften Arbeitseinheit mit der Personalverwaltung. 
Die deswegen von meinen Mitarbeitern erbetene Ein- 
sicht in nach einem Zufallsprinzip auszuwählende Pa- 
tientenakten wurde vom BMVg verweigert, worauf-
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hin ich die Kontrolle zunächst unterbrochen habe. 
Auch die daraufhin getroffene Vereinbarung, nach 
der der BMVg sich um eine Einwilligung von mir 
bestimmter Beschäftigter in die Einsichtnahme ihrer 
Gesundheit- und Personalakten durch meine Mitar- 
beiter bemühen wollte, kam dieser trotz mehrfacher 
Erinnerungen weder innerhalb der vereinbarten Frist 
noch nach deren Ablauf nach. 

Ich habe dieses Verhalten des BMVg als Verstoß ge- 
gen die Bestimmung des $ 19 Abs. 3 Satz 1 BDSG, der 
die in Absatz 1 Satz 1 genannten Behörden und son- 
stigen Stellen verpflichtet, den Bundesbeauftragten 
und seine Beauftragten bei der Erfüllung ihrer Aufga- 
ben u. a. durch Auskünfte und Akteneinsicht zu un- 
terstützen, gemäß $ 20 BDSG beanstandet. 

Der BMVg hat mir daraufhin zugesagt, das abgespro- 
chene Verfahren durchzuführen, was nach einer in- 
zwischen eingegangenen Mitteilung auch geschehen 
ist. 

— Auskunftsanspruch des Personalrats über die 
Ergebnisse von Beurteilungsrunden 

Eine oberste Bundesbehörde bat mich um daten- 
schutzrechtliche Stellungnahme zu der Frage, ob und 
gegebenenfalls in welcher Form nach Abschluß einer 
Beurteilungsrunde (Durchführung sämtlicher Regel- 
beurteilungen) ein Notenspiegel erstellt und dem Per- 
sonalrat sowie allen Beurteilten zur Kenntnis gegeben 
werden kann. 

Während es dem Personalrat der obersten Bundesbe- 
hörden auf einen nach Abteilungen und Laufbahn- 
gruppen gegliederten Notenspiegel ankam, um gege- 
benenfalls auf eine unterschiedliche Beurteilungspra- 
xis hinweisen zu können, vertrat die Dienststelle die 
Auffassung, die Wahrung der datenschutzrechtlichen 
Belange der Mitarbeiter lasse eine Bekanntgabe der 
Ergebnisse nur in allgemeiner Form zu; insbesondere 

müsse angesichts der in vielen Bereichen geringen 
Zahl der zu beurteilenden Mitarbeiter verhindert wer- 
den, daß Beurteilungsnoten einzelner Bediensteter 

durch interessierte Kollegen ermittelt werden könn- 
ten. 

Beurteilungsnoten unterstehen als typischer Inhalt 
von Personalakten dem Grundsatz des besonderen 
Vertrauensschutzes der Bediensteten (Personalakten- 

geheimnis). Bei der Bewertung der Zulässigkeit der 
Bekanntgabe von Beurteilungsnoten habe ich zwı- 
schen dem Personenkreis der Mitglieder des Perso- 
nalrats sowie allen übrigen Bediensteten der Dienst- 
stelle unterschieden: 

Die Personalvertretung hat gemäß $ 68 Abs. 1 Ziff. 2 
BPersVG u. a. darüber zu wachen, daß die zugunsten 
der Beschäftigten geltenden Verwaltungsanordnun- 
gen durchgeführt werden. Gemäß $ 68 Abs.2 
BPersVG ist sie zur Durchführung ihrer Aufgaben 
rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Ihr sind 
die hierfür erforderlichen Unterlagen vorzulegen, 

Die dem Beurteilungsverfahren zugrundeliegenden 
Beurteilungsrichtlinien stellen eine Verwaltungs- 
anordnung im Sinne des $ 68 Abs. 1 Ziff. 2 BPersVG   

dar. Eine Aufgliederung des Notenspiegels nach Ab- 
teilungen und Laufbahngruppen stellt für den Perso- 

nalrat ein wesentliches Hilfsmittel zur Bewertung der 
Beurteilungspraxis in einer größeren Behörde unter 
dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung aller An- 
gehörigen der Dienststelle dar. Erfahrungsgemäß be- 
stehen teilweise Unterschiede bei den von Vorgesetz- 
ten angelegten Beurteilungsmaßstäben, die sich auf 
das Ergebnis der Beurteilungen der Mitarbeiter aus- 
wirken. Die Kenntnis derartiger Unterschiede kann 
für die Willensbildung der Personalvertretung von Be- 
deutung sein. Die Aufgliederung des Notenspiegels 
nach Abteilungen ist danach für die Aufgabenerledi- 
gung des Personalrats erforderlich. Gemäß $ 10 Abs. 1 
BPersVG sind die Angehörigen der Personalvertre- 
tung verpflichtet, über die ihnen bei Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben nach dem BPersVG bekannt gewor- 
denen Angelegenheiten und Tatsachen Stillschwei- 
gen zu bewahren. 

Dagegen waren mir Gründe für eine nach Abteilun- 
gen aufgeschlüsselte Bekanntgabe der Ergebnisse 
der Beurteilungsrunde an das gesamte Personal der 
Dienststelle, die schwerer wiegen als die aus einer 

solchen Maßnahme folgenden Risiken für die beur- 
teilten Bediensteten nicht erkennbar. Ich habe daher 
empfohlen, eine allgemeine Form der Bekanntgabe 
{z. B. Angabe der prozentualen Verteilung der einzel- 
nen Noten in der Dienststelle insgesamt, Notenvertei- 
lung laufbahnbezogen) zu wählen. 

Die oberste Bundesbehörde hat mir mitgeteilt, sie 
werde meinen Empfehlungen entsprechen. Darüber 
hinaus beabsichtigte sie, in dem nach Abteilungen 
und Laufbahngruppen aufgegliederten Notenspiegel 
an den Personalrat einzelne Bereiche zusammenzu- 
fassen, so weit die darin enthaltenen Angaben weni- 
ger als fünf Personen betreffen. 

— Auskunftsanspruch des Personalrats gegenüber 
dem Dienstherrn hinsichtlich der Ableistung von 
Mehrarbeits- und Überstunden 

Der Personalrat einer obersten Bundesbehörde beab- 
sichtigte, sich des Problems der Anordnung von Mehr- 
arbeit und Überstunden in bestimmten Arbeitsein- 
heiten seiner Dienststelle besonders anzunehmen. 
Unter Hinweis auf seine Aufgaben, insbesondere ge- 
mäß $ 67 Abs. 1, $ 68 Bundespersonalvertretungsge- 

setz (BPersVG), verlangte er von dem Dienstherm 
eine Namensliste mit dem jeweiligen Stand des Mehr- 
arbeits-/Überstundenkontos der Mitarbeiter. Soweit 
dies nicht möglich sein sollte, erklärte er sich auch mit 
einer anonymisierten Liste der Mehrarbeits-/Über- 
stundenkonten — unterteilt nach einzelnen Arbeits- 
bereichen und innerhalb der Arbeitsbereiche nach 
Hierarchieebenen — einverstanden. 

Der Dienstherr begründete seine datenschutzrechtli- 
chen Bedenken gegen dieses Auskunftsersuchen ins- 
besondere mit der Bestimmung des $ 68 Abs. 2 Satz 3 
BPersVG, nach der Personalakten nur mit Zustim- 

mung des Beschäftigten und nur von den von ihnen 
bestimmten Mitgliedern der Personalvertretung ein- 
gesehen werden dürfen. Er schlug dem Personalrat 
vor, das Einverständnis der Beschäftigten mıt der Ein- 
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sicht in ihre jeweiligen Mehrarbeitsübersichten einzu- 
holen. 

In meiner Stellungnahme habe ich zum Ausdruck ge- 
bracht, daß unter Datenschutzaspekten eine Lösung, 
die einen möglichst hohen Anonymisierungsgrad ge- 
währleistet, vorzuziehen ist. Um feststellen zu kön- 
nen, ob alle Bediensteten bei der Belastung mit Über- 
stunden „nach Recht und Billigkeit behandelt wer- 
den“ (vgl. $ 67 Abs. 1 Satz 1 BPersVG) benötigt der 
Personalrat nach meinen Feststellungen die Kenntnis 
der Arbeitseinheiten und eine Aufteilung nach Hier- 
archieebenen, bei denen Überstunden angefallen 
sind. In welchem Umfang eine datenschutzfreundli- 
che und deshalb anzustrebende Zusammenfassung 
von Arbeitseinheiten möglich ist, ohne die Aufgabe 
des Personalrats zu gefährden, muß anhand der kon- 
kreten Situation entschieden werden. Dabei ist auch 
ein zweistufiges Verfahren denkbar, nämlich in einer 
ersten Übersicht eine stärkere Zusammenfassung von 
Arbeitseinheiten vorzunehmen und erst dann, wenn 
sich daraus keine hinreichende Beurteilungsmöglich- 
keit für die vom Personalrat wahrzunehmende Auf- 
gabe ergibt, bei einzelnen — zweifelhaften — Berei- 
chen eine feinere Aufgliederung vorzunehmen. $ 68 

Abs. 2 Satz 3 BPersVG würde einem solchen Verfah- 
ren nicht entgegenstehen. Die Verhandlungen zwi- 
schen Personalrat und Dienstherrn dauerten bei Re- 
daktionsschluß noch an. 

— Meldeverfahren der Bundesanstalt für Arbeit für 
die Krankenversicherung der 
Versorgungsempfänger 

Aufgrund der Eingabe eines früher bei der Bundesan- 
stalt für Arbeit beschäftigten Petenten habe ich fest- 
gestellt, daß das für die Zahlung von Versorgungsbe- 
zügen zuständige Zentralamt der Bundesanstalt für 
Arbeit im Rahmen des Meldeverfahrens gemäß $ 202 

SGB V der Krankenkasse des Petenten nicht nur die 
Höhe seiner Bruttoversorgungsbezüge, sondern dar- 
über hinaus auch deren Berechnungsgrundlage im 
einzelnen mitgeteilt hatte. Auf dem verwendeten Vor- 
druck waren u. a. Angaben über die Höhe der ruhe- 
gehaltsfähigen Dienstbezüge, die Besoldungsgruppe 
sowie den Familienstand des Petenten vorgesehen. 
Diese waren für die Aufgabenerledigung der Kran- 
kenkasse nicht erforderlich. Ich habe die Übermitt- 
lung dieser Daten durch das Zentralamt als Verstoß 
gegen die Grundsätze des Personalaktengeheimnis- 
ses bewertet. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat ihr Meldeverfahren 
für die Krankenversicherung zwischenzeitlich modifi- 
ziert. Gegen den Inhalt des neu entwickelten Vor- 
drucks habe ich keine datenschutzrechtlichen Beden- 
ken. 

— Einsichtnahme in ärztliche Gutachten durch 
Dienst- und Fachvorgesetzte 

Ein Petent beschwerte sich darüber, daß seine Dienst- 

und Fachvorgesetzten, u. a. der Hauptgeschäftsführer 
der Berufsgenossenschaft, dessen Stellvertreter, der 
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Personalreferent sowie sein Fachvorgesetzter, Ein- 
sicht in ein dienstlich veranlaßtes nervenfachärztli- 

ches Gutachten genommen hatten. Die BG begrün- 
dete die Einsicht in das komplette Gutachten mit der 
Notwendigkeit einer Entscheidung über die weitere 
berufliche Verwendung des Petenten. 

Nachdem die Berufsgenossenschaft trotz von mir er- 
hobener Bedenken ihre Verfahrensweise verteidigt 
hatte, habe ich die Gewährung der Einsicht in das 

komplette Gutachten hinsichtlich des Fachvorgesetz- 
ten als Verstoß gegen die Grundsätze des Personalak- 
tengeheimnisses beanstandet. Der Grundsatz des Per- 
sonalaktengeheimnisses gebietet dem Dienstherrn, 
den Kreis der mit Personalakten befaßten Beschäftig- 
ten möglichst eng begrenzt zu halten und auch Teil- 
akten, Auszüge oder einzelne Angaben nicht ohne 
dienstlichen Grund anderen Beschäftigten zur Kennt- 
nis zu geben (BVerwG in NJW 1987, S. 1214 ff.). Dabei 
sind sensible Daten, zu denen insbesondere solche 

über den Gesundheitszustand gehören, als besonders 
schutzbedürftig mit besonderer Vertraulichkeit zu be- 
handeln und nur dem insoweit zuständigen Personen- 
kreis zugänglich zu machen (BAG in RDV 1988, 
S. 27). 

Der Fachvorgesetzte des Petenten besaß keine Perso- 
nalentscheidungskompetenz. Für eine Abstimmung 
über den künftigen Tätigkeitsbereich des Petenten 
zwischen Dienst- und Fachvorgesetzten hätte eine 
Mitteilung der für die Verwendung des Beamten rele- 
vanten Ergebnisse des ärztlichen Gutachtens ausge- 
reicht. 

Darüber hinaus habe ich auch die Einsicht des Haupt- 
geschäftsführers, dessen Stellvertreters sowie des Per- 

sonalreferenten in das komplette Gutachten als da- 
tenschutzrechtlich bedenklich angesehen. Unter Be- 
rücksichtigung der besonderen Sensibilität derin dem 
Eingabefall angesprochenen Arztgutachten wäre eine 
Information über die Ergebnisse der Gutachten 
— etwa durch den Personal- oder Vertrauensarzt — 
angemessener gewesen. 

Die Berufsgenossenschaft hat mir inzwischen mitge- 
teilt, der Inhalt ärztlicher Gutachten werde künftig 
nach tatsächlichen Behauptungen und medizinischen 
Einzelbefunden getrennt. Fachvorgesetzten würden 
nur noch umstrittene Tatsachen (keinesfalls medizini- 
sche Einzelfeststellungen) mitgeteilt, soweit dies aus 
Gründen der dienstlichen Fürsorgepflicht erforderlich 
sei. 

8 Post und Telekommunikation 

Nach der Poststrukturreform obliegt die Wahrneh- 
mung unternehmerischer und betrieblicher Aufgaben 
allein den drei Unternehmen (Postdienst/Postbank/ 
Telekom) der Deutschen Bundespost. Der Bundesmi- 
nister für Post und Telekommunikation (BMPT) hat 
nur noch politische und hoheitliche Aufgaben wahr- 
zunehmen; er führt die Rechtsaufsicht über die Unter- 
nehmen. Diese Aufgabendifferenzierung sollte dazu 
führen, daß der Bundesminister gegenüber den Un- 
ternehmen eine sachlich objektive, von unternehme- 

rischen Erwägungen unabhängige Position einnimmt.
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Eine solche Haltung habe ich im Hinblick auf den 
Datenschutz bisher leider noch nicht durchgängig er- 
kennen können. 

8.1 Datenschutzverordnungen 

Die Bundesregierung hat mittlerweile Entwürfe von 
Rechtsverordnungen für die Unternehmen der Deut- 
schen Bundespost zum Schutz personenbezogener 
Daten der am Post- und Fernmeldeverkehr Beteiligten 
vorgelegt, die aufgrund der Poststrukturreform erfor- 
derlich sind (12. TB S. 36f.). Diese Datenschutzver- 
ordnungen, die zum 1. Juli 1991 in Kraft treten sollen, 

habe ich intensiv mit dem Bundesminister für Post und 
Telekommunikation, mit dem Innenauschuß und dem 
Ausschuß für Post und Telekommunikation des Deut- 
schen Bundestages sowie dem Infrastrukturrat der 
Bundespost erörtert. 

8.1.1 Deutsche Bundespost Postdienst 

Bereits in meinem Elften Tätigkeitsbericht (11. TB 
S. 30) habe ich auf die Gefahr hingewiesen, mit dem 

Argument der „Gleichbehandlung“ könnte der Da- 

tenschutz unter Hinweis auf die Wettbewerbssitua- 
tion bei der Post auf das geringere Niveau des nicht- 
öffentlichen Bereichs abgebaut werden. In der Tathat 
der Entwurf der vom BMPT vorgelegten Rechtsver- 
ordnung über den Datenschutz bei der Deutschen 
Bundespost Postdienst zunächst vorgesehen, daß in 
Zukunft in den Geschäftsbereichen, bei denen die 

Deutsche Bundespost Postdienst im Wettbewerb mit 
anderen Anbietern steht, nicht die Vorschriften des 
Zweiten Abschnitts des Bundesdatenschutzgesetzes, 
sondern die des Dritten Abschnitts, der den Daten- 
schutz im nicht-öffentlichen Bereich regelt, gelten sol- 
len. 

In den Verhandlungen über den Entwurf habe ich die 
Auffassung vertreten, die Tätigkeit der Deutschen 
Bundespost Postdienst berühre die sensible Privat- 
sphäre kommunikativer Beziehungen so eng, daß 
eine Absenkung des Standards des Datenschutzes, 

die damit verbunden wäre, abzulehnen sei. Sofern aus 

Wettbewerbsgründen eine einheitliche Behandlung 
von Konkurrenten unerläßlich sein sollte, wäre die 

Gleichbehandlung auf dem Niveau des im Bereich 
öffentlicher Stellen angemessenen Schutzes herzu- 
stellen. Im übrigen ließe sich durchaus die Frage stel- 
len, ob ein guter Datenschutz nicht ein günstiger 
Wettbewerbsfaktor für die Deutsche Bundespost Post- 
dienst wäre. Die vorgesehene Regelung hätte auch 
innerhalb der Deutschen Bundespost Postdienst zu 
unterschiedlichen Datenschutzvorschriften geführt, 
was zumindest in Grenzbereichen erhebliche Prakti- 
kabilitätsprobleme mit sich gebracht hätte. Unter- 
schiedliche Regelungen über die Erhebung und Ver- 
wendung von Daten innerhalb des Unternehmens wä- 
ren ein Risiko für den gesamten Datenschutz im Be- 
reich der Deutschen Bundespost Postdienst gewe- 
sen. 

Nach intensiven Beratungen hat sich der BMPT mei- 
ner Auffassung angeschlossen. Der letzte Entwurfs-   

stand der Postdienst-Datenschutzverordnung sieht 
vor, daß für den Gesamtbereich der Deutschen Bun- 
despost Postdienst auch in Zukunft die für den öffent- 

lichen Bereich geltenden Vorschriften des Bundes- 
datenschutzgesetzes anzuwenden sind, soweit die 
Verordnung keine bereichsspezifischen Regelungen 

enthält. Im Interesse der Normenklarheit sind dabei 
die anzuwendenden Vorschriften des Bundesdaten- 
schutzgesetzes im einzelnen aufgeführt. 

Im übrigen habe ich darauf hingewiesen, daß es 
meine Unterstützung fände, auch bei Konkurrenten 

der Deutschen Bundespost Postdienst im Gesetzes- 
wege diese Bedingungen gleichermaßen einzufüh- 
ren. Das Postgesetz könnte hierzu — orientiert am 
Telekom-Bereich — um eine $ 14a Abs. 2 des Geset- 

zes über Fernmeldeanlagen entsprechende Verord- 
nungsermächtigung ergänzt werden, nach der die 
Bundesregierung insbesondere für Leistungen des 
Paketdienstes durch Private Vorschriften zum Schutz 
personenbezogener Daten der Beteiligten zu erlassen 
hätte. 

Die Datenschutzverordnung wird voraussichtlich 
auch weitere Verbesserungen „im Anschriftenprü- 
fungsverfahren“ (12. TB, S.45) bewirken. Künftig 
wird danach unterschieden, ob die bloße Mitteilung 

erfolgen soll, daß eine vom anfragenden Dritten ange- 
gebene — diesem also bereits bekannte — Anschrift 
richtig oder falsch ist, oder ob darüber hinaus die rich- 

tige Anschrift des Betroffenen mitgeteilt werden soll. 
Die bloße Mitteilung „richtig“/,„falsch” ist immer be- 
reits dann zulässig, wenn es Zwecken des Postver- 
kehrs dient. Eine richtige Anschrift darf hingegen nur 
in zwei Fällen mitgeteilt werden: 

— wenn eine Postsendung nicht unter der angegebe- 
nen Anschrift ausgeliefert werden konnte, sofern 
der Empfänger bei Stellung eines Nachsendungs- 
antrages nach Hinweis auf sein Widerspruchs- 
rechts nicht schriftlich widersprochen hat oder 

-— wenn der Betroffene zuvor befragt worden ist und 
der Mitteilung nicht widersprochen hat. 

In beiden Fällen muß die Mitteilung der Anschrift wie- 
derum Zwecken des Postverkehrs dienen. 

Zur Auskunft über Postfachinhaber will der BMPT 
nunmehr meinen Anregungen (12. TB, S. 47) folgen. 
Die Anschrift des Postfachinhabers soll künftig nur 
dann mitgeteilt werden, wenn der Dritte ein berech- 

tigtes Interesse an der Kenntnis im Einzelfall glaub- 
haft macht, das im Zusammenhang mit dem postali- 
schen Dienstleistungsangebot steht. In jedem Falle ist 
jedoch ein Widerspruch des Postfachinhabers zu be- 
achten. Auf ihr Widerspruchsrecht werden Postfach- 
inhaber künftig ausdrücklich hingewiesen. Wichtig 
war mir auch sicherzustellen, daß die Ausübung des 
Widerspruchsrechts mit keinen belastenden Folgen 
verknüpft werden darf. Ursprünglich hatte der BMPT 
in der Verordnungsbegründung die Auffassung ver- 
treten, aus Anlaß des Widerspruchs könnte dem Post- 

fachinhaber gekündigt werden. Auf meinen dringen- 
den Rat hin hat der BMPT seine Meinung geändert. 

Die Erhebung von Ausweisdaten im Schalterdienst 
war in der Vergangenheit mehrfach Gegenstand von 
Bürgeranfragen an mich. Das kommende Recht wird 

47



Drucksache 12/553 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 
  

hierzu eine klare Regelung bringen, die die Erhebung 
und Speicherung auf das erforderliche Maß begrenzt, 
die Nutzung nur für die Beweisführung über die ord- 

nungsgemäße Ausführung einer Dienstleistung zuläßt 
und anordnet, daß die Daten mit Ablauf des auf die 
Erhebung folgenden Kalenderjahres zu löschen 

sind. 

8.1.2 Deutsche Bundespost Postbank 

Auch für die Deutsche Bundespost Postbank stand die 
Frage im Raum, ob künftig die Vorschriften des Zwei- 
ten oder des Dritten Abschnitts des Bundesdaten- 
schutzgesetzes gelten sollen (vgl. oben 8.1.1). Anders 
als im Postdienst-Bereich spielt das Post- und Briefge- 
heimnis bei der Postbank keine Rolle. Auch dem oben 
erwähnten Problem unterschiedlicher Datenschutzre- 
gelungen kommt bei der Deutschen Bundespost Post- 
bank geringere Bedeutung zu als bei der Deutschen 
Bundespost Postdienst. Ich bin mir im klaren, daß im 
Bereich der Postbank der Wettbewerbsgerechtigkeit 
besonderes Gewicht zukommt. Auch hier sollte aller- 
dings nicht verkannt werden, daß guter Datenschutz 
ein Wettbewerbsvorteil sein kann. 

Unter den einzelnen bereichsspezifischen Bestim- 
mungen der Postbank-Datenschutzverordniung ist die 
vorgesehene Neuregelung zu Auskünften über Kon- 
tonummer und Kontobezeichnung hervorzuheben. 
Künftig werden solche Auskünfte nurnoch anderen in 
die Abwicklung eines Auftrags eingeschalteten Insti- 
tutionen (wie insbesondere Geld- und Kreditinstitu- 
ten) erteilt, und auch dies nur, soweit es für die Ab- 
wicklung dieses Zahlungsverkehrsauftrages erforder- 
lich ist. 

Großes Interesse hat bei mir die Initiative der SPD- 
Fraktion zum besseren Schutz des Privatgirokontos 
{Bundestagsdrucksache 11/8333) gefunden. Mit ihr 
wurde ein besserer Datenschutz beim Privatgiro- 
konto, insbesondere eine Nutzungsbegrenzung der 
Informationen, die einer Bank aus dem Girobereich 
— vor allem aus dem Zahlungsverkehr zu Dritten — 
zugänglich sind, in die politische Diskussion gebracht. 
Es bleibt abzuwarten, ob in dieser Legislaturperiode 
eine entsprechende Initiative — gegebenenfalls unter 
Ausdehnung auf Konten bei anderen Geldinstitu- 
ten — ergriffen wird. 

8.1.3 Datenschutzverordnungen für die Telekommunikation 

In meinem 12. Tätigkeitsbericht (12. TB S. 37 ff.) habe 
ich von den technologischen Fortschritten in der Tele- 
kommunikation berichtet, die dem Anwender größe- 
ren Nutzen und mehr Komfort, aber auch neue und 

verstärkte Datenschutzprobleme bringen. Die Ursa- 
che dafür liegt darin, daß — angeblich unvermeid- 
bar — Fortschritte in der Technik der Telekommuni- 
kation stets die Speicherung von immer mehr, auch 
personenbezogenen, Daten und ihre immer noch län- 
gere Aufbewahrung verlangen. Gerade bei meinen 
Datenschutzkontrollen ist mir jedoch immer wieder 
deutlich geworden, daß viele personenbezogene Da- 
ten für die betreffende Aufgabe überhaupt nicht erfor- 
derlich waren und daß die getroffenen Sicherheitsvor- 
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kehrungen mit dem Sicherheitsbedarf der enorm an- 
gewachsenen Datenbestände nicht Schritt gehalten 
hatten. 

Angesichts dieser Probleme einerseits und des ständig 
steigenden Bedarfs an Diensten und Einrichtungen 
andererseits kommt es — auch für die Sicherstellung 
des „Grundrechtes auf unbeobachtete Kommunika- 
tion“ der Bürger — entscheidend darauf an, jetzt die 

Weichen richtig zu stellen, damit auch in der Zukunft 
Partner, die miteinander telefonieren, sicher sein kön- 
nen, daß weder der Inhalt der Verbindung noch deren 
nähere Umstände gegen ihren Willen bekannt wer- 
den. Der Gesetzgeber hat in dem am 1. Juli 1989 in 
Kraft getretenen „Gesetz zur Neustrukturierung des 
Post- und Fernmeldewesens und der Deutschen Bun- 
despost” (Poststrukturgesetz) die Voraussetzungen 
für eine sach- und grundgesetzgemäße Regelung ge- 
schaffen, indem er die Bundesregierung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen „zum Schutz personenbezo- 
gener Daten der am Post- und Fernmeldeverkehr Be- 
teiligten“ verpflichtete, und zwar sowohl für die Deut- 
sche Bundespost TELEKOM als auch für private An- 
bieter von Telekommunikationsdienstleistungen. Ich 
habe frühzeitig und wiederholt dem Bundesminister 
für Post und Telekommunikation (BMPT) meine Bera- 
tung für den Entwurf der Verordnungen angeboten 
und konnte dabei auch auf Erfahrungen verweisen, 
die ich durch die Mitarbeit in verschiedenen Exper- 
tengremien aus Verwaltung, Wirtschaft und Wissen- 
schaft gewonnen habe, so zum Beispiel in der Arbeits- 
gemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung (AWV) 
sowie in der Informationstechnischen Gesellschaft 
(ITG). Bei der Arbeit in diesen Gremien, aber auch 
durch zahlreiche Eingaben sowohl von Bürgern als 
auch von kirchlichen Einrichtungen und Verbrau- 
cherorganisationen, war deutlich geworden, welche 
Bedeutung die Sicherstellung einer unbeobachteten 
Telekommunikation besitzt und welche weit verbrei- 
teten Befürchtungen bestehen, diese könne in Zu- 
kunft nicht mehr gewährleistet sein. Dabei wurden 
zwei Schwerpunkte erkennbar, die sich zunächst 

zwar nur auf die sogenannten ISDN-Anschlüsse be- 
ziehen (vgl. 12. TB S. 39£.), die aber nach Meinung 
von Experten in Zukunft für die gesamte Telekommu- 
nikation gelten, weil erwartet werden kann, daß das 
„gute alte Telefon“ mittel- bis langfristig vom ISDN- 
Anschluß völlig verdrängt und schon lange vorher die 
Datenverarbeitung insgesamt auf dem ISDN-Niveau 
angeglichen wird. Problemschwerpunkte sind: 

1. Anzeige der Rufnummer des Anrufers beim 
Angerufenen 

In künftiger Telefontechnik soll am Anzeigedisplay 
des angerufenen Telefons, über das schon heute viele 
Apparate verfügen, die Rufnummer des Anrufers an- 
gezeigt werden. Diese Funktion ist zwar im allgemei- 
nen nützlich und willkommen, sie kann aber auch im 
Einzelfall unerwünscht und lästig sein. Es ist daher 
auch im Sinne des Rechtes auf informationelle Selbst- 
bestimmung der Telefonkunden geboten, daß dieser 
selbst entscheiden kann, ob er im Einzelfall seine Ruf- 
nummer beim Angerufenen anzeigen lassen möchte 
oder nicht. Besonders die Telefonseelsorge sowie
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kirchliche und andere Beratungsstellen, wie z.B. die 
AIDS-Hilfe, haben mir sehr eindringlich dargelegt, 
wie wichtig es ist, daß Hilfesuchende sich ihnen auch 

anonym anvertrauen können. Wenn jedoch die Ruf- 
nummer des Anrufers zwangsweise angezeigt wird, 
so fürchten die Beratungsstellen mit der Aufhebung 
der Anonymität des Anrufers auch den Wegfall einer 
wichtigen Grundlage für ihre Tätigkeit. Aus Sicht des 
Datenschutzes muß daher gefordert werden, daß die 

Rufnummernanzeige sowohl generell als auch im Ein- 
zelfall unterdrückt werden kann; entsprechend müs- 

sen die Kommunikationsnetze gestaltet werden. Nach 
klärenden Gesprächen mit dem BMPT war ich zu- 
nächst davon überzeugt, daß diese sinnvolle Lösung 
realisiert würde. Das wurde auch seitens der Bundes- 
regierung in der Antwort auf eine parlamentarische 
Anfrage im Mai des vergangenen Jahres (s, Drucksa- 

che 11/7317, Antwort zu Frage 74) ausdrücklich bestä- 

tigt: 

„In einer weiteren Ausbaustufe wird die Deutsche 

Bundespost TELEKOM als weiteres Leistungsmerk- 
mal für den Anrufer die Möglichkeit bereitstellen, die 

Anzeige seiner Rufnummer fallweise zu unterdrük- 
ken.“ 

Die in den Verordnungsentwürfen vorgesehene Lö- 
sung ist jedoch starr, bürokratisch und kompliziert: 

Neben den bisherigen, analogen Anschlüssen sollen 
Anschlüsse angeboten werden, deren Rufnummer im- 
mer beim Angerufenen angezeigt wird, wenn das dort 
möglich ist. Außerdem sollen Anschlüsse angeboten 
werden, deren Rufnummern nie beim Angerufenen 
angezeigt werden. 

Weil der Anrufer die Nummernanzeige im Einzelfall 
nicht beeinflussen kann, sollen zum Schutz der Ver- 
traulichkeit von Anrufen bei Beratungsstellen auch 
Anschlüsse angeboten werden, bei denen die Ruf- 
nummer eines Anrufers nie angezeigt wird, unabhän- 
gig davon, von welcher Art Anschluß der Anruf 
kommt. 

Abgesehen von den offensichtlichen Schwächen die- 
ser Lösung ergeben sich auch Komplikationen mit den 
EG-Partnern, die entsprechend den Verabredungen 

für den europäischen ISDN-Verbund die Wahlmög- 
lichkeit im Einzelfall eröffnen: Das deutsche Netz muß 
nach diesen den Anschluß von Endgeräten mit Wahl- 
möglichkeit auf technisch einfache Weise erlauben, 
weil sonst ein Handelshemmnis bestünde. Die vom 
Anrufer getroffene Entscheidung muß aber nach den 
Verordnungen ignoriert werden, weil sonst die Teil- 
nehmer ungleich behandelt würden. Technisch mag 
dies im fest geschalteten Netz mit etwas Aufwand lös- 
bar sein. Beim Mobilfunk, bei dem ein einreisender 
EG-Bürger aber sein Gerät und seine Teilnahmebe- 
rechtigung mitbringt, kann man jedoch aus prakti- 
schen Gründen nicht bei der Einreise die grundsätzli- 
che Entscheidung „immer oder nie die Nummer an- 
zeigen“ verlangen; andererseits darf man aber auch 

seiner aktuellen Entscheidung nicht folgen. 

Ich hoffe, daB im Verlauf der weiteren Diskussion eine 
einfachere, flexiblere und dem Selbstbestimmungs- 
recht besser Rechnung tragende Lösung gefunden 
wird.   

2. Registrierung der Verbindungsdaten 

Die im Dezember 1990 vorgelegten Entwürfe der 
Rechtsverordnung sehen eine vollständige Registrie- 
rung und Speicherung der Daten aller Telekommuni- 
kationsverbindungen, einschließlich des genauen 
Zeitpunktes und der vollständigen Rufnummer des 
Angerufene auch für alle Orts- und Nahbereichs- 
gespräche vor. 

Insbesondere gegen diese „Vollspeicherung” sind in 
weiten Kreisen massive Widerstände laut geworden, 
die sich nicht nur in Presseveröffentlichungen, son- 
dern auch in Schreiben an führende Politiker und den 
BMPT geäußert haben. Ich habe Verständnis dafür, 
wenn in diesem Zusammenhang teilweise von einer 
„Aufhebung des Fernmeldegeheimnisses mit ande- 
ren Mitteln“ und von der „Abschaffung des Grund- 

rechtes auf unbeobachtete Kommunikation” gespro- 
chen worden ist. Es kann und darf nicht dahin kom- 
men, daß dem Bürger die spontane Unbefangenheit 
genommen wird, zu telefonieren, wann immer es ihm 
einfällt und mit wem immer er möchte. Dies ist aber zu 
befürchten, wenn er stets damit rechnen muß, daßihm 
die automatisiert gespeicherten, verarbeiteten und 
— nach den Vorstellungen der Deutschen Bundespost 
TELEKOM -— monatelang gespeicherten Verbin- 
dungsdaten vorgehalten werden können. Mit Nach- 
druck habe ich daher die Deutsche Bundespost TELE- 
KOM und den Bundesminister für Post und Telekom- 
munikation aufgefordert, nur solche Daten überhaupt 
zu speichern, die erforderlich, d. h. unerläßlich sind, 
und sie auch nur solange aufzubewahren, wie es für 
Zwecke der Telekommunikation geboten ist. Dies gilt 
nicht nur für den drahtgebundenen Fernmeldever- 
kehr, sondern ebenso für die Mobilkommunikation, 

insbesondere das Autotelefon, für deren Verbreitung 
in den kommenden Jahren außerordentlich hohe Zu- 
wachsraten erwartet werden. 

Die Entwürfe der vom Postminister vorgelegten Da- 
tenschutzverordnungen für die Telekommunikation 
— „TELEKOM-Datenschutzverordnung“ für die 
Deutsche Bundespost TELEKOM und „Teledienstun- 
ternehmen-Datenschutzverordnung“ für private An- 
bieter — enthalten in Einzelpunkten durchaus posi- 
tive Vorschläge: So soll den Telefonkunden die von 
mir seit Jahren geforderte Möglichkeit eingeräumt 
werden, einer Eintragung im Telefonbuch widerspre- 
chen zu können. Die erläuterten zentralen Forderun- 
gen werden demgegenüber nicht berücksichtigt. Die 
Diskussion im Rahmen einer Anhörung des Ausschus- 
ses für Post und Telekommunikation des Deutschen 
Bundestages am 5. März dieses Jahres zu den Daten- 
schutzverordnungen hat in die von mir vertretene 
Richtung gewiesen. 

Auch die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des 
Bundes und der Länder hat in einer Entschließung zu 
„Telekommunikation und Datenschutz” vom 8. März 
meine Forderungen unterstützt (s. Anlage 10). 

Wegen der ganz besonderen Bedeutung, die ıch jetzt 
und für die Zukunft der Sicherstellung einer unbeob- 
achteten Telekommunikation beimesse, nehme ich 
alle Möglichkeiten wahr, sowohl die Öffentlichkeit als 

auch die Entscheidungsträger in der Politik undin den 
gesellschaftlichen Gruppierungen auf die Bedeutung 
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dieser Frage hinzuweisen und sie um Unterstützung 
zu bitten. Ein gewisser Erfolg meiner Bemühungen 

und des Engagements vieler Anderer, insbesondere 
auch der Kirchen, zeichnet sich jetzt ab: Zum Redak- 
tionsschluß hat der Infrastrukturrat beim Bundesmini- 
ster für Post und Telekommunikation eine Lösung vor- 
geschlagen, nach derin der Regel die Rufnummer des 
Angerufenen nur um drei Ziffern verkürzt gespeichert 
werden wird. Eine Vollspeicherung der Rufnummer 
des Kommunikationspartners soll nur erfolgen, wenn 
der entgeltpflichtige Teilnehmer dies wünscht und 
bereits den Antrag auf Erteilung eines (entgeltpflich- 
tigen) Einzelgebührennachweises gestellt hat. Diese 
Regelung stellt einen tragbaren Kompromiß dar und 
erkennt insbesondere die von mir stets vertretene 
Grundauffassung an, daß die Vollspeicherung für die 
Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Bundespost 
TELEKOM nicht erforderlich ist. 

8,2 Ermittlungen durch Postzusteller 

Bereits mehrfach habe ich in meinen Tätigkeitsbe- 
richten über unzulässige Ermittlungen durch Postzu- 
steller berichtet (8. TB S. 23, 9. TB S.34f., 12. TB 
S. 45). Wie ich im Berichtszeitraum festgestellt habe, 
sind Zusteller der Deutschen Bundespost Postdienst 
weiterhin angehalten, Anschriften von Konfirmanden, 

Erstkommunikanten und Abiturienten. zu ermitteln, 
um sie der Deutschen Bundespost Postbank für deren 
Werbezwecke zur Verfügung zu stellen (dazu bereits 

9. TB S. 34f.). Dabei werden die Zusteller z. B. aufge- 
fordert, mit ihren guten Kontakten zu den Pfarrämtern 
solche Anschriften nicht nur aus den Gemeindeblät- 
tern oder öffentlichen Aushängen, sondern auch „auf 

andere geeignete Weise” zu beschaffen. 

Veranlaßt durch Eingaben hierzu habe ich die Frage 
der Ermittlungstätigkeit durch Postzusteller nach der 
Poststrukturreform erstmalig auch mit der Deutschen 
Bundespost Postdienst erörtert. Ich habe insbesondere 
darauf hingewiesen, daß die Deutsche Bundespost 
Postdienst zum Umgang mit personenbezogenen Da- 
ten nur soweit befugt ist, wie ihre gesetzlichen Aufga- 
ben reichen. Für das Unternehmen Postdienst besteht 
keine allgemeine Aufgabe, Werbeinteressen des an- 
deren Unternehmens Postbank zu fördern. Für die 
Erfüllung eigener Postdienst-Aufgaben ist die Erhe- 
bung von Konfirmanden- und Erstkommunikanten- 
Anschriften nicht erforderlich. Eine aufgabenfremde 
Ermittlungstätigkeit durch Postzusteller ist deshalb 
besonders bedauerlich, weil der Zusteller wohl derje- 
nige Behördenvertreter ist, der dem Bürger am häu- 
figsten begegnet. Es ist dabei nahezu zwangsläufig, 
daß der Zusteller gelegentlich seiner Tätigkeit einen 
weitreichenden Überblick über persönliche Lebens- 
verhältnisse der Bewohner in seinem Zustellungsge- 
biet gewinnt. Das Vertrauen der Bürger, daßihnen mit 
dem Postzusteller in ihrer unmittelbaren Lebensum- 
welt nicht zugleich gewissermaßen ein verdeckter Er- 
mittler begegnet, sollte gerade im wohlverstandenen 
Unternehmensinteresse der Deutschen Bundespost 
Postdienst keinen unnötigen Irritationen ausgesetzt 
werden. 

Die Erörterung dieser Frage hat bislang leider noch 
kein abschließendes Ergebnis gezeitigt, vielmehr er- 
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klärte die Generaldirektion der Deutschen Bundes- 
post Postdienst trotz der von mir vorgetragenen Be- 

denken, daß sich die Unternehmen der Deutschen 
Bundespost „im Marketingbereich alle Optionen für 
die Zukunft offenhalten müssen”. 

8,3 Gehaltskontoverfahren 

Bereits in meinem 3. und 4. Tätigkeitsbericht (3. TB 
S.32f. 4. TB S. 10) hatte ich Anlaß, mich mit dem 

Gehaltskontoverfahren der Deutschen Bundespost zu 
befassen. Die meiner bereits 1979 ausgesprochenen 
ersten Beanstandung zugrundeliegenden tatsächli- 
chen und rechtlichen Verhältnisse haben sich bis 
heute nicht entscheidend verändert. Ich mußte des- 
halb erneut beanstanden, daß die Deutsche Bundes- 

post Postbank die Sperre des Gehaltskontos von Post- 
bediensteten deren Personalstelle mitgeteilt hat. 

Dabei handelte es sich nicht um einen Einzelfall. Die 
Postgiroämter teilen vielmehr generell eine infolge 
unzulässiger Überziehung verfügte Sperre des Kontos 
eines bei der Post Beschäftigten, der am Gehaltskon- 

toverfahren teilnimmt, dessen Personalstelle mit. 

Diese Mitteilung ist nach wie vor unzulässig, weil 

keine Rechtsvorschrift diese Übermittlung erlaubt 
und auch eine wirksame Einwilligung der Betroffenen 
nicht eingeholt wird. 

Die in meinem 4. Tätigkeitsbericht (4. TB S. 10) ange- 
kündigte Verfügung des Bundesministers für Post und 
Telekommunikation ist im Jahre 1982 ergangen. Mit 
ihr ist im Wege einer Dienstanweisung für die Be- 
schäftigungsstelle eine Zweckbindung der Aufzeich- 
nung über die Sperre insofern eingeführt worden, als 
sie ausschließlich der Bearbeitung von Deckungsan- 
fragen dienen darf. Die Teilnehmer am Gehaltskonto- 
verfahren werden auf die mögliche Sperrmitteilung in 
einem gesonderten Merkblatt hingewiesen, auf wel- 
ches im Antrag auf Teilnahme am Gehaltskontover- 
fahren Bezug genommen wird. 

Diese Antragstellung enthält keine wirksame Einwil- 
ligungserklärung des Betroffenen. Die formellen Vor- 
aussetzungen nach $ 3 Satz 2 des Bundesdatenschutz- 
gesetzes für eine solche sind nicht gewahrt. Dem An- 
tragsteller wird mit dem bloßen Hinweis auf ein ge- 
sondertes Merkblatt in dem Antragsformular nicht 
klar, in was er einwilligt. Die Post muß dieses eindeu- 
tig erklären. 

Ohne wirksame Einwilligungserklärung ist die Sperr- 
mitteilung unzulässig, weil trotz der durch Dienst- 
anweisung angeordneten Zweckbindung weiterhin 
schutzwürdige Belange des Betroffenen beeinträch- 
tigt werden. Auch ist nicht gewährleistet, daß die 
Zweckbindung wirklich effektiv ist. Aus Eingaben 
sind mir konkrete Fälle bekannt, in denen die Zweck- 
bindung mißachtet wurde (vgl. 9. TBS. 25), bis hin zur 
Androhung disziplinarischer Konsequenzen. Das ist 
nicht verwunderlich, weil es eine Verfügung des Bun- 
desministers für Post und Telekommunikation aus 
dem Jahre 1983 gibt, nach der unzulässige Überzie- 
hungen von Postgirokonten durch Beamte der Deut- 
schen Bundespost unter bestimmten Voraussetzun- 
gen disziplinarisch geahndet werden können. Eine
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solche Ahndung setzt die Kenntnis dieser Umstände 
voraus, die am einfachsten durch eine Übermittlung 
des Postgiroamtes erlangt werden kann. 

Eine Stellungnahme des Bundesministers für Post und 
Telekommunikation zu meiner neuerlichen Beanstan- 
dung lag bei Redaktionsschluß noch nicht vor. 

8.4 Eurocheque-Vordrucke 

Bislang stellte die Deutsche Bundespost Postbank ih- 

ren Kunden lediglich Eurocheque-Vordrucke zur Ver- 
fügung, auf denen — neben den üblichen Angaben — 
auch Name und Wohnort des Kontoinhabers ausge- 
druckt wurden. Nach überraschend langwierigen Er- 
örterungen dieser Praxis hat die Deutsche Bundespost 
Postbank mir nunmehr angekündigt, meinen Anre- 
gungen zu folgen und ihren Kunden die Wahlmög- 
lichkeit einzuräumen, ob auf ihren Vordrucken Name 
und Ort angegeben sein sollen. Ab 1991 werden geän- 
derte Eurocheque-Bestellzettel verwendet, auf denen 

der Kunde seinen entsprechenden Wunsch äußern 
kann. 

8.5 Schalterbildschirme im Postgirodienst 

In Eingaben haben mir Bürger Einzelfälle dargelegt, 
in denen Schalterbildschirme im Postgirodienst so 
aufgestellt waren, daß Dritten die Einsicht auf über 
den Bildschirm abgerufene personenbezogene Kun- 
dendaten möglich war, zum Teil über entsprechende 
Spiegelungen in der Rundumverglasung der Schalter- 
arbeitsplätze. 

Neben einer Behebung der Mängel in den jeweiligen 
Einzelfällen habe ich eine generelle Verfügung der 
für den Postgiro-Schalterdienst zuständigen Deut- 
schen Bundespost Postdienst erwirkt, die nachdrück- 
lich dazu verpflichtet, die Bildschirmgeräte so auszu- 
richten und zu handhaben, daß von Kundenseite kein 
Einblick auf die Bildschirmanzeige möglich ist. Zur 
organisatorischen Sicherung einer solchen Aufstel- 
lung ist hunmehr angeordnet, die Schalterkräfte re- 
gelmäßig auf diese Verfügung hinzuweisen, ferner 
deren Einhaltung zu kontrollieren („der Beachtung ist 
besonderes Augenmerk zu widmen"). 

8.6 Zweckfremde Verwendung von Kundendaten 

Im Rahmen der Neustrukturierung der Deutschen 
Bundespost wurde der Fernmeldebereich, die sog. 

„Graue Post”, in das Unternehmen Deutsche Bundes- 
post TELEKOM übergeführt. Die stärkere Betonung 
des unternehmerischen Prinzips zeigt sich am 
deutlichsten in wesentlich intensivierten Marktfor- 
schungs- und Werbeaktivitäten. Diese sind als legi- 
time Mittel eines Unternehmens zur Gewinnung 
neuer Kunden und zur Steigerung des Umsatzes 
grundsätzlich nicht zu kritisieren. Zu berücksichtigen 
ist jedoch hierbei, daß die von der Deutschen Bundes- 
post TELEKOM angebotenen „Telekommunikations- 
dienstleistungen und -endgeräte” nur sehr bedingt 
mit anderen Gegenständen unternehmerischer Tätig- 
keiten zu vergleichen sind. So habe ich zum Beispiel   

wiederholt auf die ganz besondere Bedeutung des 
Telefons in der heutigen Gesellschaft hingewiesen; 
auch im Privathaushalt ist es heute unverzichtbar ge- 
worden. Nach wie vor ist jedoch die Deutsche Bundes- 
post TELEKOM aufgrund des gesetzlichen Telefon- 
dienstmonopols einziger Anbieter: Der Telefonkunde 
kann daher nicht zu einem anderen Anbieter gehen, 
wenn ihm etwa die Konditionen der TELEKOM nicht 
zusagen. 

Diese Abhängigkeit des Telefonkunden verlangt von 
der Deutschen Bundespost TELEKOM eine besondere 
Sensibilität und besondere Sorgfalt im Umgang mit 
den ihr von ihren Kunden anvertrauten personenbe- 
zogenen Daten. Entsprechend bestimmt $ 454 Abs. 1 
der Telekommunikationsordnung: „Die vom Teilneh- 

mer erhobenen personenbezogenen Daten werden 
von der Deutschen Bundespost nicht zu anderen als 
Telekommunikationszwecken verwendet.“ Sowohl 
der Wortlaut dieser Vorschrift als auch deren sich aus 
dem Kontext ergebende Zielrichtung lassen es nicht 
zu, Daten von Telefonkunden ohne deren Einwilli- 
gung für Marktforschungs- und Werbezwecke zu ver- 
wenden. Da aber Marktforschung und Werbung für 
ein Unternehmen nötig sind, war insoweit ein Rege- 
lungsdefizit zu beheben. Ich habe daher angeregt, in 
die neuen Datenschutzverordnungen des Bundesmi- 
nisters für Post und Telekommunikation (s. 8.1.3) eine 
Regelung aufzunehmen, nach der die TELEKOM 
Kundendaten verarbeiten und nutzen darf, soweit 
dies für Zwecke der Beratung ihrer Kunden, der Wer- 

bung, der Marktforschung und zur bedarfsgerechten 
Gestaltung seiner Telekommunikationsdienstleistun- 
gen erforderlich ist und der Kunde nicht widerspro- 
chen hat. 

Im Berichtszeitraum verdeutlichten zwei Fälle die Be- 
deutung des Problems. Im ersten Fall hatte die Deut- 
sche Bundespost TELEKOM die Daten von über 
200 000 Kunden — u.a. die Anschriften aller Funk- 
telefonteilnehmer — einem Marktforschungsunter- 
nehmen übermittelt. Dieses wählte auftragsgemäß le- 
diglich 1400 Kunden aus, um an sie heranzutreten 

und ihnen Fragen zur Akzeptanz und Anwendung des 
von ihnen verwendeten Mobilfunkgerätes zu stellen. 
Aus Sicht des Datenschutzes war nicht nur zu kritisie- 
ren, daß die Übermittlung — wie dargelegt — nach 
der zur Zeit geltenden Fassung der Telekommunika- 
tionsordnung nicht zulässig war, sondern auch das 
eklatante Mißverhältnis zwischen den zur Marktfor- 
schung benötigten und den wirklich übermittelten 
Daten. 

Ein zweiter Fall wurde aus dem Kreis der Mitbenutzer 
im Bildschirmtext an mich herangetragen. Hierbei 
handelt es sich um Personen, denen ein Bildschirm- 
text-Kunde der Deutschen Bundespost ein Mitbenut- 
zungsrecht für einen Anschluß eingeräumt hat. Dies 
tut der Kunde dadurch, daß er in sein Bildschirmtext- 

gerät den Namen des Mitbenutzers eingibt und die- 
sem eine sogenannte Mitbenutzernummer zuweist. 
Das geschieht ohne Mitwirkung der Deutschen Bun- 
despost, die dadurch auch nicht in eine vertragliche 
Rechtsbeziehung mit dem Mitbenutzer eintritt; der 
Mitbenutzer ist gewissermaßen „Untermieter” des 
Bildschirmtextkunden und kann in dieser Eigenschaft 
auch direkt — unter seiner Mitbenutzernummer — 
elektronische Post empfangen. Die Daten der Mitbe- 
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nutzer werden — ebenso wie die der Kunden — in 
einem zentralen Rechner der Deutschen Bundespost 

TELEKOM gespeichert. In einer groß angelegten 
Werbeaktion hatte die Deutsche Bundespost ohne 
Wissen und Einwilligung der Kunden die Daten von 

deren Mitbenutzern aus dem Rechner ausgelesen und 
sich direkt mit einem Werbeschreiben an sie gewandt. 
In diesem wurden sie aufgefordert, ihrerseits im Be- 

kanntenkreis Käufer für Zusatzgeräte zu werben, mit 
deren Hilfe Fernsehgeräte zu Btx-Geräten aufgerüstet 
werden können. Diese zweckfremde Nutzung von 
Kunden- und Mitbenutzerdaten ohne deren Wissen 
widerspricht den Vorschriften der Telekommunika- 
tionsordnung und dem allgemeinen Zweckbindungs- 
grundsatz des Datenschutzes. 

Beide Fälle habe ich gemäß $ 20 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes förmlich beanstandet. Während die 
Deutsche Bundespost TELEKOM im Falle der Markt- 
forschungsbefragung zugesagt hat, künftig daten- 
schutzgerechtere Verfahren anzuwenden, hat der 
Bundesminister für Post- und Telekommunikation 
meine Beanstandung der zweckfremden Verwen- 
dung der Daten der Bildschirmtext-Mitbenutzer zu- 
rückgewiesen, da er „eine Beeinträchtigung schutz- 

würdiger Belange der betroffenen Mitbenutzer nicht 
erkennen kann”. Diese Argumentation verkennt nicht 
nur, daß es bei einer verbotswidrigen Zweckentfrem- 
dung der Daten hierauf nicht ankommt; sie nimmt 
auch keine Rücksicht auf bestehende schutzwürdige 
Belange der Kunden. Diese räumen nämlich das Mit- 
benutzungsverhältnis z. T. gegen Entgelt ein und ha- 
ben die Werbeaktionen auch als „Abwerbung“ ihrer 
Kunden bewertet. 

Es ist leider zu befürchten, daß die Deutsche Bundes- 
post TELEKOM auch in Zukunft solche oder ähnliche 
Auswertungen und Aktionen durchführen wird. Be- 
legt wird dies durch einen dritten Fall aus dem Ende 
des Berichtszeitraumes: Ein Fernmeldeamt hatte ei- 
ner Gemeinde Computerlisten derjenigen Kunden zu- 
geschickt, die einen Fernseh-Kabelanschluß bean- 
tragt hatten. Die Gemeinde richtete daraufhin an alle 
anderen Bürger ein höchst eindringliches Werbe- 
schreiben, in dem versucht wurde, sie doch noch zur 

Beantragung eines Kabelanschlusses zu bewegen. 

Auch in diesem Fall wurde gegen das eindeutige 
Übermittlungsverbot des $ 454 Abs. 2 TKO und das 
Zweckbindungsgebot des $ 454 Abs. 1 TKO verstoßen 
— ein Rechtsverstoß, der auch durch kommerzielle 
Interessen nicht gerechtfertigt werden kann. 

8.7 Funktelefondienst 

Von den atemberaubenden Fortschritten in der Chip- 
technologie, insbesondere der Miniaturisierung der 
elektronischen Bauelemente, haben nicht nur die 
„drahtgebundenen“ Telefone profitiert; auch die An- 
gebote der Funkdienste wurden grundlegend verbes- 
sert. Eine Vielzahl neuer Dienste ermöglicht es, an 
nahezu jedem Ort Nachrichten entgegenzunehmen 
oder Nachrichten abzusenden, ohne daß dabei ein 
Anschlußkabel benötigt wird. Von besonderer Bedeu- 
tung in der Mobilkommunikation ist dabei der Funk- 
telefondienst, denn er ermöglicht das hochkomfor- 
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table Telefonieren von nahezu jedem Ort der Bundes- 
republik Deutschland aus und bereits jetzt grenzüber- 
schreitend in den Niederlanden, in Luxemburg und in 
Österreich. Neben den im Fahrzeug eingebauten Ge- 
räten, über die auch Telefaxsendungen zu empfangen 
sind, werden kleine Taschengeräte angeboten, die 
nur unwesentlich größer als der Hörer eines „norma- 
len“ Telefones sind. Im sogenannten C-Netz der 

Deutschen Bundespost TELEKOM sind derzeit na- 
hezu 300 000 Funktelefone in Betrieb; der Endausbau 
— 600 000 Teilnehmer —- wird in wenigen Jahren er- 
reicht sein. 

Mitte des Jahres 1991 wird ein neues paneuropäisches 
digitales zellulares Funktelefonnetz seinen Betrieb 
aufnehmen, das in der Bundesrepublik Deutschland 
D-Netz heißt. Vor allem ein Grund ist es, der alie 

Experten zu z. T. euphorischen Prognosen für dieses 
Netz veranlaßt: Im Rahmen der Neustrukturierung 
der Deutschen Bundespost durch das Poststrukturge- 
setz 1989 {s. 12. TB, S. 36f.) wurde der Telekommuni- 

kationsmarkt grundsätzlich dem Wettbewerb geöff- 
net; hierzu gehört erklärtermaßen gerade auch der 
Mobilfunkbereich. Deshalb wird zu dem geplanten 
Termin, nämlich am 1. Juli 1991, nicht nur die Deut- 

sche Bundespost TELEKOM ihr D 1-Netz, sondern 
auch das privatwirtschaftliche Unternehmen Mannes- 
mann Mobilfunk sein D 2-Netz in Betrieb nehmen. Die 
Absicht nahezu aller europäischen Staaten, dieses 
Netz unter Zugrundelegung derselben technischen 
Bedingungen auch in ihren Ländern zu errichten, die 
große Systemkapazität — 10 bis 15 Mio. Teilneh- 
mer — und vor allem der Wettbewerb lassen bisher 
nicht gekannte Zuwachsraten erwarten. Als eine 
Folge wird erwartet, daß der Gerätepreis in wenigen 
Jahren auf etwa 1 000 DM sinken wird. 

Die Gestaltung moderner Kommunikationsnetze ist 
nicht möglich ohne die Verarbeitung personenbezo- 
gener Daten, insbesondere der dem Fernmeldege- 
heimnis unterliegenden Daten über die Kommunika- 
tionsverbindungen. Ich habe deshalb wiederholt auch 
gegenüber der Deutschen Bundespost TELEKOM die 
Notwendigkeit betont, bereits in einem sehr frühen 
Projektstadium Datenschutzgesichtspunkte bei der 
Systemgestaltung zu berücksichtigen. Gleichwohl hat 
die Deutsche Bundespost TELEKOM weder mich 
noch andere Datenschutzinstanzen entsprechend früh 
hinzugezogen, sondern vielmehr bereits im Jahre 
1987 in einem sogenannten „Memorandum of Under- 
standing (MoU)“ gemeinsam mit den anderen euro- 
päischen Interessenten wesentliche Festlegungen ge- 
troffen. Damit wurde in Kauf genommen, daß von den 
Fernmeldeverwaltungen getroffene Vereinbarıngen 
im Widerspruch zu geltenden oder bis zur Anwen- 
dung geschaffenen Rechtsvorschriften stehen, was 
weder der technischen Entwicklung noch der Akzep- 
tanz der Systeme dient. Auf meine dringenden Bitten 
hin erläuterte mir die Deutsche Bundespost TELE- 
KOM im August 1990 die grundsätzliche Netzarchi- 
tektur sowie die aus Datenschutzsicht wichtigsten 
vorgesehenen Verarbeitungen und Übermittlungen 
personenbezogener Daten. 

Zu begrüßen ist, daß die deutlich erhöhte Systemsi- 
cherheit einen Mißbrauch — etwa durch Manipula- 
tion an den Funkgeräten — wesentlich erschwert, da
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die Inbetriebnahme nur mit Hilfe einer besonderen 
Zugangskarte, dem Subscriber Identity Module (SIM), 

möglich ist, die ihrerseits — ähnlich wie bei der Euro- 
scheckkarte — nur mittels einer nur dem Eigentümer 
bekannten „Geheimnummer“, der PIN (Personal 

Identifikation Number) benutzt werden kann. Weiter- 
hin wird die Funkübertragungsstrecke kryptogra- 
phisch verschlüsselt, so daß auch auf diesem Weg der 

Angriff für Mißbrauchsversuche nahezu unmöglich 
wird. Aufgrund dieser erhöhten Sicherheit entfällt 
auch die Notwendigkeit für eine „Vorratsspeiche- 
rung“ aller Verbindungsdaten, wie sie noch im 
C-Netz zur Mißbrauchsbekämpfung als erforderlich 
angesehen wird. 

Bedenklich erscheint jedoch, daß die derzeitige Kon- 
zeption der Gebührenabrechnung vorsieht, generell 
die vollständigen Verbindungsdaten aller Telefonate 
zu speichern und sie für sechs Monate aufzubewah- 
ren. Diese Festlegung ist besonders erstaunlich, weil 
eine solche Speicherung durch die schon damals gel- 
tende Telekommunikationsordnung nicht gedeckt 
war. Vielmehr stieß schon die Speicherung der Ver- 
bindungsdaten für 80 Tage nach Absendung der 
Rechnung in den Funktelefondiensten auf Kritik und 
wurde nur wegen der Unsicherheit dieser Netze für 
tragbar gehalten. Um so verwunderlicher ist es, daß 
nach dem Wegfallen der Sicherheitsargumente die 
Verbindungsdatenspeicherung nicht nur nicht ver- 
mindert, sondern sogar noch deutlich erweitert 
wurde, Derartige Ergebnisse sind nur möglich, weil 
diese und andere technische Festlegungen („Spezifi- 
kationen“") ohne Kontrolle der nationalen Regierun- 
gen, etwa des Bundesministers für Post und Telekom- 
munikation, im European Telecommunikations Stan- 

dards Institute (ETSI) in Südfrankreich erfolgen, dem 
außer nationalen Betreibergesellschaften in erster 
Linie Großunternehmen der Telekommunikations- 
industrie angehören. 

Ich habe in den Gesprächen mit der Deutschen Bun- 
despost TELEKOM, aber auch gegenüber dem Bun- 
desminister für Post und Telekommunikation im Zu- 
sammenhang mit der Beratung von Entwürfen von 
Datenschutzverordnungen gemäß $ 30 Abs.2 des 
Postverfassungsgesetzes und $ 14a Abs. 2 des Fern- 
meldeanlagengesetzes (s. 8.1.3) betont, daß auch die 
technische Gestaltung moderner Nachrichtensysteme 
den Vorgaben des Gesetzgebers für eine datenschutz- 
gerechte Gestaltung der Telekommunikation folgen 
muß; ein rechtliches Nachvollziehen und damit Lega- 

lisieren von ohne Rücksicht auf geltendes Recht be- 
reits getroffenen technischen Festlegungen wäre ein 
verhängnisvoller Weg. Gerade wenn sich die optimi- 
stischen Zuwachsprognosen der Deutschen Bundes- 
post TELEKOM und der Lieferindustrie bewahrheiten 
sollten, wird die datenschutzgerechte Gestaltung des 
Funktelefondienstes sehr schnell hohe Bedeutung ge- 
winnen. 

8.8 Mithören von Telefongesprächen durch 
Programmfehler in digitalen Vermittiungsstellen 

Die entscheidenden Punkte im gesamten Telekom- 
munikationsnetz der Deutschen Bundespost TELE- 
KOM sind die sogenannten Vermittlungsstellen: Da 
für keine Telefonverbindung eine durchgehende Lei-   

tung zur Verfügung steht, muß jede Verbindung 
— entsprechend der vom Benutzer gewählten Tele- 
fonnummer des gewünschten Anschlusses — aus ein- 
zelnen Leitungsstücken zusammengeschaltet wer- 
den. Dies geschieht in den Vermittlungsstellen, die bis 
in die sechziger Jahre lediglich aus einer Ansamm- 
lung elektromechanischer Schalter bestanden. Inzwi- 
schen hat die Deutsche Bundespost begonnen, mit 

großem Nachdruck und hohem Aufwand den Ersatz 
dieser konventionellen „EMD-Technik“ zu betreiben: 

Anstelle der elektromechanischen Schalter finden 

sich jetzt leistungsfähige Computer in den Vermitt- 
lungsstellen, die damit zwar deren hohe Leistungsfä- 
higkeit, aber auch die typischen Probleme programm- 
gesteuerter Rechenanlagen aufweisen (s. auch 10. TB, 
5. 34f.). 

Im Berichtszeitraum haben zwei Vorkommnisse ge- 
zeigt, daß die Deutsche Bundespost TELEKOM ihre 
Anstrengungen noch verstärken muß, um diese Pro- 
bleme zu beherrschen und damit Beeinträchtigungen 
schutzwürdiger Belange der Telefonkunden noch 
besser entgegenzuwirken. 

Vom ersten Fall erfuhr ich im Mai 1990. Damals wurde 
meine Dienststelle von einer besorgten und zu Recht 
auch etwas empörten Anruferin darüber unterrichtet, 
daß man von Bonn aus durch die Wahl einer bestimm- 
ten Telefonnummer in Berlin geführte Telefonate mit- 
hören könne. 

Nachdem ich mich von der Richtigkeit der zunächst 
kaum glaubhaften Behauptung überzeugt hatte, in- 
formierte ich einen Mitarbeiter des Datenschutzbe- 
auftragten des BMPT, der noch am selben Tag diesen 
Sachverhalt bei der Landespostdirektion Berlin vor- 
trug und auch die Zusage erreichte, daß man sich so 
schnell wie möglich um die Angelegenheit kümmern 
werde. Trotzdem dauerte es fünf Tage, bis der Fehler 
behoben war. 

Meine Versuche, den Fehler so zu erkennen und zu 
beschreiben, daß man die Ursache gezielt suchen 
konnte, und die detaillierte Prüfung durch eine Exper- 
tengruppe ergaben das Folgende: 

Wenn man eine Telefonnummer wählte, die im Num- 

mernbereich einer großen Nebenstelle lag, zu der dort 

aber kein Apparat gehörte, dann signalisierte die Ne- 
benstelle an den Computer in der {Post-)Vermitt- 
lungsstelle, daß eine Verbindung nicht möglich sei, 
denn zu dieser Nummer gab es kein Telefon. Stattnun 
an den Anrufer zu signalisieren „kein Anschluß unter 
dieser Nummer“ und die Verbindung abzubauen, ließ 
der Vermittlungscomputer — und dalag der Fehler! — 
die Verbindungsstrecke vom Anrufer bis in seinen 
Speicher bestehen und gab trotzdem (das war zwar im 
Prinzip richtig, verschlimmerte aber die Wirkung des 
Fehlers) diesen Speicherbereich für neue Verbindun- 
gen frei. Wurde nun über diesen Speicherbereich eine 
Verbindung hergestellt, so wurde der zunächst erfolg- 
lose Anruf in die neue Verbindung so einbezogen, daß 
er alles mithören, sich den anderen Beteiligten aber 
nicht bemerkbar machen konnte. Auch die übrige 
Verarbeitung war korrekt, was zur Folge hatte, daß 
die Versuche gebührenfrei waren und als „erfolglose 
Versuche im Fernverkehr“ planmäßig nach insgesamt 
zwei Minuten vom Netz her abgebrochen wurden. 
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Weil alles genau so funktionierte, wie es (falsch) pro- 
grammiert war, konnte der Fehler natürlich durch 
fernmeldetechnische Messungen nicht gefunden 
werden. Erschwerend war auch, daß der Fehler nur 
dann auftrat, wenn der Versuch nicht aus Berlin, son- 
dern aus bestimmten anderen Ortsnetzen gestartet 
wurde. Dies erklärt auch, warum eine schon mehrere 
Wochen vorher eingegangene Fehlermeldung in der- 
selben Sache nicht zu den in diesem Fall gebotenen 
Maßnahmen führte. In der Zwischenzeit hatte sich 
diese Möglichkeit des kostenlosen Zeitvertreibs wohl 
als besonders interessant herumgesprochen, zumal 
häufig Gespräche einer großen Polizeidienststelle 
mitzuhören waren, die über diese Vermittlungsstelle 
mit dem Postnetz verbunden war. Weil die bekannte 
Nummer im Nummernkreis der Nebenstelle dieser 
Behörde lag, war auch zunächst hier der Fehler ge- 
sucht worden. Das fehlerhafte Programm wurde übri- 
gens nicht nur in dieser Vermittlungsstelle eingesetzt, 
sondern noch in einer anderen. Dort war der Fehler 
jedoch (noch} nicht bekannt geworden. 

Von dem zweiten Fall erfuhr ich durch einen Journa- 
listen im Herbst 1990. Dabei lagen die Verhältnisse 
ähnlich, auch hier war der Fehler schon gemeldet 
worden, ohne daß man mit den zunächst eingeleiteten 
Prüfungen die Ursache gefunden hatte. Zwar konnte 
dieser Fehler von mir nicht experimentell nachvollzo- 
gen werden, aber nach den Erfahrungen aus dem er- 
sten Fall und den mir mitgeteilten Einzelheiten sprach 
sehr viel für einen Programmfehler im Computer der 
Vermittlungsstelle. Nachdem ich die DBP TELEKOM 
darüber informiert hatte, wurde dieser bald gefunden 
und beseitigt. 

Beide Fälle zeigen, daß die bisher angewandte Sorg- 
falt beim Erstellen und Testen von Programmen für 
Vermittlungsstellen offenbar nicht ausreicht, um zu 
gewährleisten, daß die Programme in den Vermitt- 
lungsstellen die erwarteten Ergebnisse liefern und 
kein ungewolltes und das Fernmeldegeheimnis ver- 
letzendes Mithören von Telefongesprächen bewir- 
ken. 

An die Fehlerfreiheit der Software für Vermittlungs- 
stellen sind aber allerhöchste Ansprüche zu stellen, 
denn Fehler der beschriebenen Art führen zu schwer- 
wiegenden Verletzungen des Fernmeldegeheimnis- 
ses; andere Fehler könnten zu Ausfällen mit erhebli- 
chen wirtschaftlichen Folgen führen. Dies ist auch 
deshalb von besonderer, zukünftig noch steigender 
Bedeutung, weil mit dem zunehmenden Einsatz von 
Computern in Vermittlungsstellen solche Fehler nicht 
lediglich einen oder nur wenige Knotenpunkte betref- 
fen, sondern vielleicht Hunderte von baugleichen und 
mit derselben Software ausgestattete Vermittlungs- 
stellen beeinträchtigen und sogar stillegen könnten. 
Für vorbeugende Tests der dort einzusetzenden Soft- 
ware, die alle denkbaren Betriebsbedingungen be- 
rücksichtigen und die unterschiedlichsten Situationen 
durchspielen, ist auch ein außergewöhnlich hoher 
Aufwand gerechtfertigt. 

Alle Bemühungen um Fehlerfreiheit von Software 
können jedoch nach dem heutigen Stand der Pro- 
grammierkunst für Systeme dieser Größe Fehler zwar 
unwahrscheinlicher machen, aber doch nicht mit ab- 
soluter Sicherheit ausschließen. Zu viele Bedingun- 

54 

  

gen sind in den Programmen zu berücksichtigen, und 
wenn Tausende von Einzelanweisungen sich ergän- 
zen und dabei z. T. in komplizierten wechselseitigen 
Abhängigkeiten stehen, genügt — wie die Beispiele 
gezeigt haben — eine Kleinigkeit, um unter bestimm- 
ten Bedingungen eine fatale Wirkung zu erzielen. 
Deshalb muß als ständige Vorsorge gegen vielleicht 
doch nicht vermiedene Fehler oder unvermeidbare 
Störungen die notwendige Organisation zur richtigen 
Behandlung von ungewöhnlichen Situationen vorge- 
halten werden. 

Beide Fälle belegen, daß bei der Deutschen Bundes- 
post TELEKOM ein erheblicher Organisationsmangel 
bestand, der auch schon bei der Klärung von Problem- 
fällen im Bildschirmtextdienst {s. 10. TB, S. 40f.) hin- 
derlich war: Es fehlte eine Organisationseinheit, die 
bekannt, jederzeit erreichbar und in der Lage war, 
Fehlfunktionen der automatisierten Datenverarbei- 
tung für Kommunikationszwecke zu lokalisieren, ihre 
Wirkungen zunächst zu beschränken und eine sach- 
gerechte Korrektur einzuleiten. Und es fehlte bei den 
Stellen, denen die Fehler gemeldet wurden, die Sen- 
sibilität dafür, daß es sich zumindest dann, wenn man 
den gemeldeten Fehler mit den traditionellen Verfah- 
ren des fernmeldetechnischen Messens und Prüfens 
nicht finden kann, um einen Fehler neuer Art mit 
neuen, wunvorhersehbaren Wirkungen handeln 
könnte, gegen den möglichst schnell entsprechende 
Maßnahmen eingeleitet werden müssen. Zu solchen 
Maßnahmen können auch Warnungen an diejenigen 
Stellen und Personen gehören, die — vielleicht ohne 
es zu wissen — durch die festgestellten Fehlfunktio- 
nen in ihren Rechten verletzt werden können. Immer- 
hin konnten durch den Fehler in der Berliner Vermitt- 
lungsstelle nicht nur viele Privatpersonen abgehört 
werden, sondern unter anderem auch Gespräche der 
Polizei, einer Bezirksverwaltung, von Rechtsanwalts- 
kanzleien und der früheren Ständigen Vertretung der 
Bundesrepublik Deutschland in Ost-Berlin. Zwar 
konnte man sich das jeweilige „Opfer“ nicht gezielt 
aussuchen, aber es gibt keine Garantie, daß dies bei 
zukünftigen Fehlern nicht doch möglich ist, 

8.9 ISDN-Richtlinie der EG-Kommission 

Die Anschlußzahlen im ISDN-Netz steigen in der Bun- 
desrepublik Deutschland nur äußerst schleppend: An- 
fang 1991 war noch nicht einmal ein Tausendstel der 
Telefonanschlüsse in der Form eines sogenannten 
Universalanschlusses an das ISDN-Netz angeschlos- 
sen. Die Europäische Gemeinschaft fördert und unter- 
stützt die Einführung eines europaweiten ISDN-Net- 
zes („Euro-ISDN“); dies kommt in der „Empfehlung 
des Rates vom 22. Dezember 1986 über die koordi- 
nierte Einführung des diensteintegrierenden digitalen 
Fernmeldenetzes (ISDN) in der Europäischen Ge- 
meinschaft (86/659/EWG)* deutlich zum Ausdruck. 
Nach dieser Empfehlung sollen bis 1993 etwa 5 Mio. 
ISDN-Anschlüsse in der EG installiert werden, so daß 
aufgrund des geographischen Deckungsgrades etwa 
80% der Teilnehmer die Möglichkeit hätten, einen 
ISDN-Anschluß zu wählen. Bereits im Oktober 1989 
konnte die erste Internationale ISDN-Verbindung 
— zwischen der Bundesrepublik und den Niederlan-
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den — aufgebaut werden. Im Oktober 1990 wurde die 
Verbindung zum französischen Netz, im Dezember 
mit dem der britischen Fernmeldeverwaltung herge- 
stellt. Im Frühjahr 1991 ist der Verbund mit den Tele- 
kommunikationsnetzen der japanischen Gesellschaf- 
ten NTT und KDD sowie mit dem Netz der amerika- 
nischen Gesellschaft AT & T vorgesehen. 

Sowohl der Rat der Europäischen Gemeinschaft als 
auch das Europäische Parlament haben wiederholt 
die Bedeutung geeigneter Maßnahmen für die Sicher- 
stellung des Schutzes der Daten und der Privatsphäre 
im Hinblick auf die neuen Entwicklungen der Tele- 
kommunikation und insbesondere des ISDN hervor- 
gehoben. Die EG-Kommission legte daher gleichzei- 
tig mit dem Vorschlag für eine allgemeine Daten- 
schutzrichtlinie (siehe unten Nr. 28) einen „Vorschlag 

für eine Richtlinie des Rates zum Schutz personenbe- 
zogener Daten und der Privatsphäre in öffentlichen 
digitalen Telekommunikationsnetzen, insbesondere 
im diensteintegrierenden digitalen Telekommunika- 
tionsnetz (ISDN) und in öffentlichen digitalen Mobil- 
funknetzen“ (SYN 288), vor. Die Initiative der EG- 
Kommission ist zu begrüßen, zumal der Entwurf ein 
durchaus erfreuliches Datenschutzniveau aufweist. In 
einigen Punkten scheint jedoch eine Nachbesserung 
dringend geboten: 

Der demnächst auch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gültige Grundsatz, daß kein Teilnehmer gegen 
seinen Willen in öffentliche Verzeichnisse eingetra- 
gen werden darf, sollte Eingang in die Richtlinie fin- 
den. 

Ähnliches gilt für das Recht auf Auskunft des Betrof- 
fenen; die Richtlinie sollte klarstellen, daß — wie im 
neugefaßten BDSG — die Auskunft grundsätzlich ko- 
stenlos erfolgt. 

Unzureichend sind die Vorschriften des Artikel 7 des 
Entwurfes, der lediglich verlangt, die Kommunika- 

tionsdaten „vertraulich zu behandeln“. Hier erscheint 

eine Formulierung geboten, die — etwa in Anlehnung 
an die des deutschen Fernmeldeanlagengesetzes — 
die Einhaltung eines definierten Fernmeldegeheim- 
nisses verlangt und auch eine Strafbewehrung for- 
dert. 

In dem zentralen Punkt der Verbindungs- und Gebüh- 
rendatenverarbeitung stellt der Entwurf (Artikel9und 
10) die Speicherung und Verarbeitung der vollständi- 
gen Rufnummer des Angerufenen lediglich unter den 
allgemeinen Vorbehalt der Erforderlichkeit. Dies wi- 
derspricht dem Gebot, in wichtigen Fragen klare Vor- 
gaben zu machen, und — wenn es als Erlaubnis miß- 
verstanden wird — in mehrfacher Hinsicht Grundsät- 
zen des Datenschutzes (siehe oben Nr. 8.1.3). Der Ent- 
wurf sollte dahingehend geändert werden, daß aus 
den Verbindungsdaten (Artikel 10) unverzüglich die 
für die Gebührenermittlung relevanten Gebührenda- 
ten (Artikel 9) errechnet und alle übrigen Daten ge- 
löscht werden. Auch die Gebührendaten müssen nach 
Errechnung der Gebühren unverzüglich gelöscht 
werden, es sei denn, der Teilnehmer hat eine weitere 
Speicherung — z.B, zur Eıstellung eines Einzelge- 
bührennachweises — gewünscht. Der Einzelgebüh- 
rennachweis sollte am zweckmäßigsten nur erkennen 

lassen, zu welchem Ort eine Verbindung bestanden   

hat; zumindest muß die Rufnummer des Angerufenen 

deutlich verkürzt sein. Anrufe zu Stellen, die telefo- 

nisch Gesundheitsberatung und Lebenshilfe geben, 
dürfen aus dem Einzelgebührennachweis nicht zu er- 
kennen sein. Mit Rücksicht darauf, daß einer Telefon- 

nummer nicht ohne weiteres anzusehen ist, welche 
Ziffern das Ortsnetz bezeichnen, ist die im Richtlinien- 
entwurf vorgesehene Kürzung der Zielnummer um 
vier Ziffern eine sinnvolle Lösung. 

Zu begrüßen ist in Artikel 12 die Regelung des Ent- 
wurfs, daß die Anzeige der Rufnummer des Anrufers 
beim Angerufenen nicht nur ständig, sondern auch 
von Fall zu Fall unterdrückt werden kann. 

Ich habe den beteiligten Bundesministerien meine 
Anregungen mitgeteilt und gebeten, sie in die Stel- 
lıngnahme der Bundesregierung einzubeziehen. 

9 Verkehrswesen 

9.1 Zentrales Verkehrsinformationssystem (ZEVIS) 

Über die noch vorhandenen Probleme des Aufbaus, 
des Betriebs und der Nutzung des Zentralen Ver- 
kehrsinformationssystems habe ich berichtet (zuletzt 
12. TB S.47#f.). Auch im Berichtszeitraum dienten 
Kontrollen beim Kraftfahrt-Bundesamt und Bundes- 
kriminalamt, bei der Grenzschutzdirektion Koblenz 
sowie beim Zollkriminalinstitut Köln vornehmlich 
dazu, Erkenntnisse über die bisher mit dem System 
gemachten Erfahrungen zu gewinnen, über die dem 
Deutschen Bundestag im Jahr 1991 zu berichten ist. 

Soweit sich bisher abzeichnet, werden in diesem Er- 

fahrungsbericht Vorschläge für die Behebung bisher 
erkannter Schwachstellen unterbreitet und Hinweise 
für eine zukünftige bessere Ausgestaltung des Sy- 
sterms gemacht werden. Dazu können auch Vor- 
schläge zur Änderung gesetzlicher Vorschriften, ins- 
besondere des Straßenverkehrsgesetzes, gehören. 
Zusammen mit den Landesbeauftragten für den Da- 
tenschutz, die ebenfalls Kontrollen durchgeführt ha- 

ben, habe ich konzeptionelle datenschutzrechtliche 
Überlegungen erarbeitet, die an den BMV heran- 
getragen werden. Der Erfahrungsbericht wird sich 
voraussichtlich mit 

— den Voraussetzungen für den Zugang zum Sy- 
stem, 

— den erforderlichen technischen und organisatori- 
schen Sicherungen, 

— dem Verfahren und dem Umfang zu erteilender 
Auskünfte sowie 

— der Pflicht zur Aufzeichnung von Abrufen 

befassen. 

9.1.1 Nutzung durch das Bundeskriminalamt 

Über die bei einer Kontrolle der ZEVIS-Nutzung 
durch das Bundeskriminalamt (BKA) festgestellte 
Notwendigkeit von Vorgaben für die Abrufpraxis und 
Dokumentation habe ich berichtet (12. TB S. 49£.). 
Das BKA hat nach erneuter Diskussion hierüber dem 
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nicht mehr widersprochen und meine ersten Vor- 
schläge akzeptiert. Ich werde mit dem BKA Inhalt und 
Form dieser Handlungsanweisung erörtern. 

ZEVIS-Abrufe zu Schulungszwecken 

Bei einer weiteren Kontrolle habe ich festgestellt, daß 
das BKA zu Schulungszwecken über ZEVIS im auto- 
matisierten Verfahren online auf Fahrzeug- und Hal- 
terdaten zugegriffen hat, obwohl das Kraftfahrt-Bun- 
desamt hierfür separate Schulungsdaten zur Verfü- 
gung stellt, mit denen derartige Abrufe simuliert und 
damit geübt werden können. Das BKA hat diese Ab- 
rufpraxis eingeräumt, jedoch darauf hingewiesen, daß 
der Zugriff entweder nur auf „eigene” Daten oder 
aber mit Daten der zu Unterweisenden mit deren aus- 
drücklicher Genehmigung erfolgt sei, demnach nicht 
auf Fremddaten zugegriffen worden sei; es habe diese 
Praxis daher für zulässig gehalten, 

Unter „eigenen“ Daten hat das BKA Daten von Perso- 
nen verstanden, die es in einem anderen Zusammen- 
hang bereits erhoben hatte. Deren Abruf für Schu- 
lungszwecke stellte aber eine durch das Straßenver- 
kehrsgesetz nicht gedeckte zweckfremde Nutzung 
von Fahrzeug- und Halterdaten dar. 

Ich habe davon abgesehen, diese gegen $ 36 StVG in 
Verbindung mit $ 3 BDSG verstoßende Datenüber- 
mittlung gemäß $ 20 Abs. 1 BDSG zu beanstanden, 
weil die personenbezogenen Daten der Fahrzeughal- 
ter aufgrund der durchgeführten Abrufe nur einem 
begrenzten Kreis von zur Verschwiegenheit verpflich- 
teten Polizeibeamten zugänglich wurden und eine an- 
derweitige Nutzung oder Weitergabe ausgeschlossen 
werden konnte. Das BKA hat diese Schulungspraxis 
aufgrund meiner Bedenken nunmehr eingestellt. 

Datenübermittlung an ausländische Dienststellen 

Ich habe weiter festgestellt, daß das BKA über ZEVIS 
abgefragte Fahrzeug- und Halterdaten auch an Emp- 
fänger im Ausland übermittelt. Diese Praxis wirft ei- 
nige Probleme auf. 

Soweit das BKA ZEVIS-Erkenntnisse unmittelbar an 
deutsche Auslandsvertretungen zur Entlastung von 
deutschen Staatsangehörigen in ausländischen Haft- 
anstalten übermittelt, habe ich keine Bedenken, dies 
als Datenübermittiung an inländische Dienststellen 
unter den Voraussetzungen des $ 36 StVG zuzulassen. 
Das gleiche dürfte gelten für die Übermittlung von 
ZEVIS-Daten an deutsche Rauschgiftverbindungs- 
beamte des BKA im Ausland zur Durchführung deut- 
scher Ermittlungsverfahren. Das Amt sollte jedoch 
durch Verfahrensregelungen sicherstellen, daß die 
anfragende Stelle und der Zweck der Anfrage festge- 
stellt werden können, der Empfänger der Daten auf 
das Erfordernis der Zweckbindung hingewiesen und 
die Einhaltung dieser Regeln auch kontrolliert wird. 

Probleme bereitet die Rechtslage in den Fällen der 
Übermittlung von ZEVIS-Erkenntnissen ins Ausland, 
in denen das BKA im Rahmen derihm gesetzlich über- 
tragenen Aufgabe als nationales Zentralbüro für In- 
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terpoltätig wird; als solches hat es einen Informations- 
austausch mit ausländischen Stellen durchzuführen. 
Hieraus ergibt sich auch die Berechtigung des Amtes, 
unter Beachtung des $ 36 StVG ZEVIS-Abrufe durch- 
zuführen. Dies tut es häufig schon deshalb, um bei 
Zweifeln über den Wohnsitz von Kfz-Haltern das für 
die weitere Bearbeitung ausländischer Anfragen zu- 
ständige Landeskriminalamt feststellen zu können. 
Auch dies halte ich für zulässig. Problematisch wird es 
aber dann, wenn das BKA — nach Weiterleitung der 
Anfragen an die Landeskriminalämter, die ihrerseits 
ZEVIS-Ermittlungen anstellen und über das Ergebnis 
berichten — die Daten, möglicherweise zusammen 
mit eigenen Erkenntnissen, an die anfragende Stelle 
ins Ausland weiter übermittelt. Ich habe festgestellt, 
daß dabei vom KBA die für solche Fälle in & 37 Abs. 2 
bis 4 StVG gesetzlich vorgesehenen besonderen Ver- 
fahrensregeln (spezielle Prüfung der Zulässigkeit die- 
ser Übermittlung, Hinweis an den Empfänger auf die 
besondere Zweckbindung, Unterrichtung des Betrof- 
fenen, soweit dies geboten ist) nicht eingehalten wer- 
den. Das BKA sieht sich lediglich als „Vermittlungs- 
stelle“ der Landeskriminalämter und meint, die be- 
sonderen Übermittlungsregeln schon deshalb nicht 
einhalten zu müssen, weil diese nur die „Registerbe- 
hörden‘“, also örtliche und zentrale Fahrzeugregister, 
verpflichten. Dies trifft nach dem Wortlaut des $ 37 in 
der Tat zu. Die Registerbehörden wiederum können 
sich darauf berufen, daß sie selbst in den beschriebe- 
nen Fällen nicht ins Ausland übermitteln. Insofern 
sind auch sie nicht von der Bestimmung des $ 37 StVG 
erfaßt; sie können auch nicht wissen, welche Informa- 
tionen letztlich das BKA verlassen. 

Bei dieser Sachlage läuft $ 37 StVG größtenteils leer. 
Dies entspricht nicht Sinn und Zweck der Vorschrift 
und muß deshalb vermieden werden. Die Verpflich- 
tung zur Einhaltung der besonderen Verfahrensre- 
geln muß nicht nur für die Registerbehörden, sondern 
auch für alle sonstigen Stellen bestehen, die Fahr- 
zeug- und Halterdaten ins Ausland übermitteln. Ich 
werde die Bundesregierung bitten, bei nächster Gele- 
genheit eine entsprechende gesetzliche Klarstellung 
zu veranlassen. Bis dahin sollte das Bundeskriminal- 
amt eine dem Sinn und Zweck des $ 37 StVG entspre- 
chende Übermittlungspraxis pflegen. Deshalb habe 
ıch das BKA gebeten, durch neue Verfahrensregein 
beim Informationsaustausch mit Interpol-Stellen da- 
für zu sorgen, daß die in $ 37 Abs. 2 bis 4 StVG 
enthaltenen datenschutzrechtlichen Anforderungen 
— unabhängig vom Adressaten der Bestimmung — in 
entsprechender Anwendung der Vorschrift und unter 
Berücksichtigung des künftigen $ 17 des neuen Bun- 
desdatenschutzgesetzes eingehalten werden. 

9.1.2 Nutzung durch die Grenzschutzdirektion und das 
Zollkriminalinstitut 

Bei Kontrollen der ZEVIS-Abrufe durch die Grenz- 
schutzdirektion Koblenz und das Zollkriminalinstitut 
Köln habe ich keine Probleme festgestellt. Positiv her- 
auszustellen ist, daß die Zentralstelle der Grenz- 
schutzdirektion, die als zentrale Informations-Sam- 
melstelle bei Verdacht Grenzfahndungen einleitet, 
nicht nur die gesetzlich vorgeschriebene Auswahlpro-
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tokollierung, sondern jeden in diesem Zusammen- 
hang erforderlichen ZEVIS-Abruf in den Ermittlungs- 
akten dokumentiert. 

Eine hundertprozentige Zusatzprotokollierung nimmt 
auch das Zollkriminalinstitut Köln vor, das als koordi- 

nierende Stelle für die Zollfahndungsämter und auf- 
grund von internationalen Rechtshilfeersuchen aus- 
ländischer Zolldienststelen ZEVIS-Abrufe durch- 
führt. Hierzu hat das Zollkriminalinstitut Handlungs- 
anweisungen erlassen. 

Diese aus meiner Sicht vorbildliche Praxis sollte — mit 
den erforderlichen Anpassungen je nach Aufgaben- 
stellung — auch von anderen abrufberechtigten 
Dienststellen übernommen werden. 

9.2 Luftfahrt 

9.2.1 Luftverkehrsgesetz 

Bei den Beratungen über das Zehnte Gesetz zur Än- 
derung des Luftverkehrsgesetzes bin ich im Berichts- 
zeitraum intensiv beteiligt worden. Dabei sind nicht 
alle meine Vorstellungen berücksichtigt worden. 
Nachdem das Gesetz vom Bundespräsidenten nicht 
ausgefertigt worden ist, werde ich bei den anstehen- 
den Neuberatungen des Vorhabens meine ursprüng- 
lichen Wünsche erneut vortragen. 

Dies gilt zum Beispiel für meinen Formulierungsvor- 
schlag zur Führung des Hauptflugbuches durch die 
Flugplatzhalter. Mit dem Bundesminister für Verkehr 
besteht Einigkeit darüber, diese bisher auf eine Auf- 
lage im Rahmen der Genehmigung zum Betrieb eines 
Flugplatzes gestützte Verpflichtung zur Aufzeich- 
nung von Daten über Starts und Landungen auf eine 
normative Grundlage zu stellen (vgl. 12. TB S. 52). 
Hierzu hatte ich eine Ergänzung des Luftverkehrsge- 
setzes vorgeschlagen, die sich inhaltlich an dem übli- 
chen Wortlaut der von den Genehmigungsbehörden 
ausgesprochenen Auflagen orientierte. Der Bundes- 
minister für Verkehr möchte hingegen die Zuständig- 
keit für die Führung des Hauptflugbuches auf die 
Luftaufsichtsbehörden der Länder verlagern und hat 
hierzu Änderungen der Luftverkehrsordnung und der 
Luftverkehrs-Zulassungsverordnung vorgesehen. 
Gegen eine derartige Aufzeichnungspflicht normaler 
Flugbetriebsdaten durch eine überwachende Be- 
hörde habe ich grundsätzliche Bedenken geltend ge- 
macht, da die Daten dort in aller Regel für die Aufga- 
benerfüllung nicht benötigt und lediglich auf Vorrat 
gesammelt werden; es muß — wie bisher — genügen, 
daß das Luftaufsichtspersonal den Flugbetrieb über- 
wacht. Darüber hinaus sind die vorgesehenen Rege- 
lungen — die aus meiner Sicht eine Änderung des 
Luftverkehrsgesetzes voraussetzen — datenschutz- 
rechtlich lückenhaft. 

Die in der vergangenen Legislaturperiode gefundene 
datenschutzrechtliche Regelung über die Erhebung, 
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Da- 
ten durch die Flugsicherungsbetriebsdienste und die 
flugsicherungstechnischen Dienste beruht auf einer   

von mir vorgeschlagenen Formulierung. Sie sollte in 
dieser Form auch bei einem Gesetz in der 12. Legisla- 

turperiode vorgesehen werden. 

Im Gegensatz hierzu waren meine Bemühungen, die 
Regelung für die Überprüfung des Personals im si- 
cherheitsempfindlichen Bereich der entsprechenden 
Bestimmung des Atomgesetzes nachzubilden, bei der 
Beratung des Gesetzes nur teilweise erfolgreich. Des- 
halb begrüße ich, daß der Bundesminister des Innern 
im Rahmen eines Gesetzes zur Übertragung der Auf- 
gaben der Luftsicherheit auf den Bundesgrenzschutz 
eine neue Formulierung für die Sicherheitsüberprü- 
fung des in sicherheitsempfindlichen Bereichen auf 
Flughäfen tätigen Personals vorgelegt hat, die meiner 
ursprünglichen Konzeption entspricht und daten- 
schutzrechtliche Belange berücksichtigt. 

9.2.2 Sonstige luftrechtliche Defizite 

Der Bundesminister für Verkehr ist mit der Behebung 
von mir seit langem bemängelter datenschutzrechtli- 
cher Defizite weiter im Verzug. Bereits 1984 hatte ich 
gesetzliche Regelungen für die Führung der Daten- 
sammlung über Luftfahrer — die die Daten der Flug- 
erlaubnisse und -berechtigungen sowie der einschlä- 
gigen rechtskräftigen Entscheidungen in Straf-, Buß- 
geld- und Verwaltungsverfahren enthält — gefordert. 
Der Bundesminister für Verkehr hat die Notwendig- 
keit einer entsprechenden Novellierung grundsätz- 
lich anerkannt (vgl. zuletzt 12. TBS. 52). Erhatjedoch 
auch im Berichtsjahr keinerlei Regelungsvorschläge 
gemacht und dies zuletzt mit anderen Prioritäten, Ar- 
beitszeitverkürzungen und Einsparungen in den Per- 
sonalbereichen seines Hauses begründet. Ich be- 
dauere, daß das Ministerium auch nach mehr als sechs 
Jahren weiterhin untätig geblieben ist, zumal die er- 
wähnten Datensammlungen zum Teil sensible Daten 
enthalten. Es droht die Gefahr, daß sie ohne eine aus- 
reichende gesetzliche Grundlage nicht mehr weiter- 
geführt werden dürfen. 

Ich habe auch seit langem gefordert, eine rechtliche 
Grundlage für die Erhebung, Speicherung und Über- 
mittlung von personenbezogenen Informationen 
durch die Flugunfalluntersuchungsstelle des Luft- 
fahrt-Bundesamtes zu schaffen (vgl. 12. TB S. 52). Der 
Bundesminister für Verkehr hat auch insoweit noch 
keine Entwürfe vorgelegt. Er hat dies mit den Schwie- 
rigkeiten der Materie begründet. Dies überzeugt 
nicht, Es ist dringend erforderlich, möglichst bald Ent- 

würfe einer Verordnung über die Untersuchung von 
Flugunfällen oder Störungen beim Betrieb von Luft- 
fahrzeugen sowie einer ergänzenden Verwaltungs- 
vorschrift zu erarbeiten. 

9.3 Bundesbahn 

9.3.1 Schwarzfahrerdatei 

Die Speicherung personenbezogener Daten strafun- 
mündiger Kinder bei Schwarzfahrten im Verbundver- 
kehr durch die Deutsche Bundesbahn nach Zahlung 
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des erhöhten Beförderungsentgelts hatte ich im Vor- 
jahre beanstandet (vgl. 12. TB S. 52£.). Im Laufe des 
Berichtsjahres konnte erfreulicherweise in Verhand- 
lungen mit der Deutschen Bundesbahn eine einver- 
nehmliche Lösung gefunden werden. Danach werden 
die Eltern — entgegen der bisherigen Praxis — bereits 
in jedem Einzelfall einer festgestellten Schwarzfahrt 
in einem mit mir abgestimmten Schreiben von der 
Bundesbahn um Zahlung des erhöhten Beförderungs- 
entgelts sowie um Belehrung ihrer Kinder gebeten. 
Zugleich wird den Eltern angekündigt, daß die Daten 
ihrer Kinder nach Abwicklung des Zahlungsvorgan- 
ges gelöscht werden. 

Damit sind meine bisherigen datenschutzrechtlichen 
Bedenken ausgeräumt. Ich hoffe, daß sich das Verfah- 
ren bei allen Verkehrsträgern durchsetzen wird. Die 
Deutsche Bundesbahn hat mir mittlerweile mitgeteilt, 

daß es aufgrund der neuen Regelung bisher keine 
Beschwerden gegeben habe, so daß davon auszuge- 
hen ist, daß sie auch von den Betroffenen akzeptiert 
wird. 

9.3.2 Bestellschein „Familien-Paß für kinderreiche Familien“ 

Die Deutsche Bundesbahn läßt sich — worauf mich 
ein Petent aufmerksam gemacht hat — auf dem Be- 
stellschein für einen Familien-Paß für kinderreiche 
Familien von dem Antragsteller die Kindergeldbe- 
rechtigung u. a. durch Angabe der Kindergeld bewil- 
ligenden Stelle und der Kindergeld-Nummer bestäti- 
gen. Diese Angaben konnte die Verkaufsstelle in 
zweifelhaften Fällen durch Rückfrage bei der vom 
Besteller genannten Kindergeldstelle nachprüfen. Ich 
habe die Bundesbahn darauf hingewiesen, daß die 
Kindergeld bewilligenden Stellen zur Einhaltung des 
Sozialgeheimnisses verpflichtet sind und Auskünfte 
nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Anspruchs- 
berechtigten erteilen dürfen. Die Bundesbahn hat mir 
daraufhin mitgeteilt, daß die Überprüfung inzwischen 
eingestellt worden sei; es genüge, daß der Besteller in 
Zweifelsfällen seine Angaben durch Vorlage einer 
entsprechenden Bescheinigung der Kindergeld be- 
willigenden Stelle oder des Familienstammbuchs be- 
lege. Auf meine Bitte wird die Bundesbahn diese 
— datenschutzrechtlich unbedenkliche — Verfah- 
rensweise bei der Neugestaltung des Antragsvor- 
druckes im Jahr 1991 festschreiben. . 

10 Statistik 

10.1 Mikrozensusgesetz 

Die Ablösung des im Jahre 1990 auslaufenden Mikro- 
zensusgesetzes von 1985 durch ein neues Gesetz, das 
Mikrozensuserhebungen für den kommenden Fünf- 
Jahreszeitraum ermöglicht, war bis zum Ende des Be- 
richtsjahres politisch heftig umstritten. Während die 
Fachressorts daran interessiert waren, daß die bisher 
vom Mikrozensus erfaßten Erhebungen in gleicher 
Weise auch im kommenden Zeitraum fortgeführt wer- 
den, versuchte das Bundesministerium des Innern auf 

der Basis seines Verlängerungsentwurfes, über den 
ich in meinem 12. Tätigkeitsbericht (S. 55) berichtet 
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habe, einzeine Erhebungsbereiche zu streichen und 
die Zahl der Erhebungen mit Auskunftspflicht zu re- 
duzieren. Der Bundesrat hat beides kritisiert. Ich habe 
demgegenüber das Bundesministerium des Innern 
unterstützt, weil ich in dessen Entwurf einen weiteren 
begrüßenswerten Schritt in Richtung auf die Freiwil- 
ligkeit der Beantwortung statistischer Fragen und 
zum Verzicht auf nicht unbedingt erforderliche Erhe- 
bungsmerkmale erblicke. Ich teile vor allem nicht die 
im Bundesrat zum Ausdruck gebrachte Sorge der 
Bundesländer, daß der Verzicht auf die Auskunfts- 
pflicht erhebliche Antwortausfälle mit der Folge einer 
Verzerrung der Statistik nach sich ziehen wird. Jede 
zwangsweise Inanspruchnahme des Bürgers bei der 
Erhebung seiner Daten stellt einen Eingriff in das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung des ein- 
zelnen dar; in Übereinstimmung mit dem Volkszäh- 
lungsurteil des Bundesverfassungsgerichts sollten nur 
diejenigen Angaben zwangsweise erhoben werden, 
bei denen der Zweck der Statistik mit freiwilligen 
Auskünften nicht erreicht werden kann. 

Das noch kurz vor Ende der Legislaturperiode zu- 
stande gekommene Gesetz zur Änderung des Geset- 
zes zur Durchführung einer Repräsentativstatistik 
über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt (Mikro- 
zensusgesetz), dem der Bundesrat nur zugestimmt 
hat, um den Fortbestand der Mikrozensuserhebung 
zu gewährleisten, bewegt sich erfreulicherweise in 
die skizzierte Richtung. Konnten im Gesetz von 1985 
vier Erhebungsbereiche freiwillig beantwortet wer- 
den, so sind es im neuen Gesetz sechs weitere, näm- 
lich die Fragen nach 

— zusätzlichem privaten Krankenversicherungs- 
schutz 

— Schulabschluß und Berufsausbildung 

— Aufenthaltsdauer und Familienangehörigen bei 
Ausländern 

— Verkehrsmittel und Zeitaufwand für den Weg zur 
Arbeitsstätte 

— Behinderteneigenschaft 

— Altersvorsorge und Lebensversicherung. 

Hinzu kommt, daß die Gebäude- und Wohnungsstich- 
probe und die Erhebung zu Urlaubs- und Erholungs- 
reisen weggefallen sind. Schließlich sieht das Gesetz 
auch die ursprünglich erwogenen Testerhebungen 
zwecks Prüfung eines verfeinerten Erhebungsverfah- 
rens nicht mehr vor. 

Insgesamt sehe ich in dem neuen Mikrozensusgesetz 
einen datenschutzrechtlich erfreulichen Fortschritt. 

10.2 JUSTIS 

Die Entwicklungsphase des Justizstatistik-Informa- 
tionssystems (JUSTIS) des Bundesministers der Justiz 
{s. 11. TB S. 46) ist mittlerweile abgeschlossen. Das 
zunächst nur auf die Erfassung von Zivilsachen be- 
schränkte System ist inzwischen auf Strafsachen er- 
weitert worden. Es ist beabsichtigt, künftig auch Da- 
ten der Verwaltungsgerichte in das Informationssy- 
stem aufzunehmen. Hatten während der Erprobungs-
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phase nur der Bundesminister der Justiz und der Ju- 
stizminister des Landes Nordrhein-Westfalen Zugriff 
auf die Daten aus JUSTIS, ist diese Möglichkeit nun 
allen Landesjustizverwaltungen eröffnet worden. Zur 
Zeit gibt es Überlegungen, im beschränkten Umfange 
auch der wissenschaftlichen Forschung Zugriffsmög- 
lichkeiten auf Daten aus JUSTIS zu gewähren. 

An einer neuerlichen Demonstration des Betriebes 
von JUSTIS habe ich teilgenommen. Dabei hat sich 
gezeigt, daß die Anonymität von an Gerichtsverfahren 
beteiligten Personen nicht hinreichend gesichert ist. 
Zwar werden die Daten über den Personalstand auf 
der Ebene der OLG-Bezirke aggregiert, im übrigen 
werden aber die Angaben über Gerichtsverfahren auf 
Amtsgerichtsebene ausgewiesen. Dabei können mög- 
licherweise Rückschlüsse auf ein bestimmtes Ent- 
scheidungsverhaiten eines Richters — mit Hilfe weite- 
rer Quellen — gezogen werden. 

Deutlich wurde dies, als während der Demonstration 
eine Verlaufsstatistik aufgerufen wurde, die die Praxis 
eines kleinen Amtsgerichts in Entmündigungssachen 
wegen Trunksucht in den siebziger Jahren darstellte. 
Anhand des Handbuches der Justiz konnte festge- 
stellt werden, daß ein halbes Jahr, bevor sich an die- 

sem Gericht die Entmündigungen wegen Trunksucht 
verdreifachten, ein neuer Richter seinen Dienst aufge- 
nommen hatte. Ob dieser Richter mit Entmündigungs- 
sachen betraut und für die signifikante Erhöhung der 
Entmündigungen ursächlich war, kann durch Einsicht 
ın den entsprechenden Geschäftsverteilungsplan die- 
ses Gerichtes geklärt werden. 

Nach diesem Ergebnis habe ich gefordert, daß der 
Zugriff auf das System eingeschränkt wird. Es sollte 
nur diejenige Justizverwaltung Daten abrufen kön- 
nen, die sie zur Erfüllung ihrer eigenen fachlichen 
Aufgaben benötigt. Ein Zugriff jeder Landesjustizver- 
waltung auf den gesamten Datenbestand ist für eine 
Geschäftsstatistik weder erforderlich noch zweckmä- 
Big. Die Daten sollten auch auf Landgerichtsebene 
— nicht auf der eines Amtsgerichts — zusammenge- 
faßt werden. Falls derartige Schritte nicht getan wer- 
den, muß JUSTIS durch ein entsprechendes Statistik- 
gesetz geregelt werden, da sonst kein ausreichender 
Schutz für die Betroffenen besteht. Wenn es nämlich 
Zweck des Systems ist, auf der Grundlage von Einzel- 
datensätzen statistische Auswertungen über Ge- 
richtsverfahren bundesweit vornehmen zu können 
und Abrufe aller Justizminister einschließlich des 
BMI für Zwecke der Gesetzgebung ermöglicht wer- 
den sollen, handelt es sich bei JUSTIS tatsächlich um 
eine Bundesstatistik. Nach $ 5 Abs. 1 Satz 1 Bundes- 

statistikgesetz dürfen Bundesstatistiken aber grund- 
sätzlich nur durch ein Gesetz angeordnet werden. Ein 
Statistikgesetz für JUSTIS müßte sicherstellen, daß 
anfragenden Stellen nur anonymisierte statistische 
Ergebnisse zugänglich gemacht werden. 

10.3 Volkszählung 1987 

Wie in meinem Zehnten Tätigkeitsbericht (S. 55) an- 
gekündigt, habe ich im Statistischen Bundesamt die 
Einhaltung des Datenschutzes bei der Übermittlung 
von Einzelangaben im Zusammenhang mit der   

Durchführung des Volkszählungsgesetzes 1987 
(VZG) kontrolliert. Anhaltspunkte für einen Verstoß 

gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen habe ich 
nicht festgestellt. 

Zur 1%-Stichprobe nach $ 14 Abs. 6 VZG habe ich 

festgestellt, daß bis auf die beiden größten Bundeslän- 
der alle Statistischen Landesämter dem Statistischen 
Bundesamt Einzeldatensätze geliefert haben, die bei 
jedem Merkmal mit einem jeweils bestimmten Faktor 
hochgerechnet wurden, um repräsentatives Datenma- 
terial zu erhalten. Unter den gelieferten Datensätzen 
befinden sich vermutlich auch solche, die nach $ 11 

Abs. 1 Satz 1 VZG vervollständigt worden waren, weil 
die zu Befragenden entweder bei der Erhebung nicht 
anwesend waren oder die Volkszählung boykottiert 
hatten. Bei diesen Datensätzen wurden die in $ 11 

Abs. 1 Satz 1 VZG nicht genannten Merkmale durch 
ein entsprechendes Merkmal aus einem fremden Da- 
tensatz ergänzt. Einige Statistische Landesämter ha- 
ben diese Datensätze durch ein Kennzeichen mar- 
kiert. Weil diese Markierung nicht überall erfolgt, 
gehe ich davon aus, daß die vorgesehenen Sonderauf- 
bereitungen nach $ 14 Abs. 6 VZG auch ohne diese 
Kennzeichnungen vorgenommen werden können. 
Um die Entstehung einer Datei mutmaßlicher Volks- 
zählungsboykotteure aus den anonymisierten Daten- 
sätzen von vornherein unmöglich zu machen, habeich 
empfohlen, in der Stichprobe auf die Kennzeichnung 
vervollständigter Datensätze zu verzichten. 

Ich konnte feststellen, daß das Statistische Bundesamt 
Gemeinden in der Regel keine Einzelangaben nach 
$ 14 Abs. 1 VZG mitteilt. Das Statistische Bundesamt 
übermittelt und veröffentlicht statistische Ergebnisse 
nur auf Kreisebene. Angaben, die weniger als fünfzig 
Einzelfälle betreffen, werden nicht veröffentlicht. Das 
ist aus meiner Sicht eine erfreuliche datenschutz- 
gerechte Entscheidung. Gegen die beabsichtigte Ver- 
öffentlichung der Volkszählungsergebnisse auf Stan- 
darddisketten bestehen keine datenschutzrechtlichen 
Bedenken . 

Von der Befugnis nach $ 12 Abs. 5 Satz 6 VZG, zur 
Aktualisierung der im Statistischen Bundesamt ge- 
führten Kartei im Produzierenden Gewerbe be- 
stimmte Einzelangaben zu erhalten, hat das Bundes- 
amt keinen Gebrauch gemacht. Die Statistischen Lan- 
desämter stellen dem Bundesamt vielmehr die aktu- 
alisierte Kartei zur Verfügung, aus der man die auf der 
Volkszählung beruhenden Bestandteile nicht erken- 
nen kann. Datenschutzrechtliche Probleme habe ich 
insoweit nicht feststellen können. 

10.4 Strafverfolgungsstatistikgesetz 

Der Bundesminister der Justiz hat inzwischen den 
Entwurf eines Strafverfolgungsstatistikgesetzes er- 
neut überarbeitet; den in meinem Zwölften Tätig- 

keitsbericht (S. 56f.) vorgebrachten Bedenken trägt 
der Entwurf zum größten Teil Rechnung. 

Der ursprünglich gewählte Weg der Übermittlung sta- 
tistischer Daten an das Bundeszentralregister, gegen 
den ich im Hinblick auf den verfassungsrechtlich ge- 
botenen Grundsatz der Trennung von Statistik und 
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Verwaltungsvollzug datenschutzrechtliche Bedenken 
geäußert hatte, soll nicht mehr beschritten werden. 

Nunmehr sollen die Geschäftsstellen der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften die erhobenen statistischen Da- 
ten unmittelbar an die Statistischen Landesämter 

übermitteln. 

Der Entwurf sieht allerdings ımmer noch vor, die Ge- 
schäftsnummer des Gerichts oder der Staatsanwalt- 
schaft als Hilfsmerkmal zu erheben. Da mit Hilfe der 
Geschäftsnummer der Zugang zu den Gerichtsakten 
und damit zur Person des Betroffenen ermöglicht 
wird, sollte auf dieses Hilfsmerkmal verzichtet wer- 
den. Es stellt sich zudem die Frage, ob die Erhebung 
der Geschäftsnummer bei der zukünftigen elektroni- 
schen Erstellung der Mitteilung an die Statistischen 
Landesänter für die Plausibilitätskontrolle überhaupt 
noch erforderlich ist. 

Ich habe den Bundesminister der Justiz ferner gebe- 
ten, auf die von ihm erwogene Vorschrift zu verzich- 
ten, wonach an Forschungseinrichtungen für wissen- 
schaftliche Zwecke Angaben über die aktenführende 
Stelle und die Anzahl der für das Forschungsvorhaben 
in Betracht kommenden Strafverfolgungsakten über- 
mittelt werden können und zu diesem Zweck die Sta- 
tistischen Landesämter die entsprechenden Hilfs- und 
Erhebungsmerkmale für die Dauer von vier Jahren 
aufbewahren dürfen. Dieses Verfahren widerspricht 
der auf das Volkszählungsurteil zurückgehenden 
Verpflichtung, die Hilfsmerkmale nach Abschluß der 
Plausibilitätsprüfung sogleich zu löschen ($ 12 Abs. 1 
Bundesstatistikgesetz). 

10.5 EG-Statidtikverordnung 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat die 
Verordnung über die Übermittlung von unter die Ge- 
heimhaltungspflicht fallenden Informationen an das 
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften 
(EG-Statistikverordnung) vom 11. Juni 1990 beschlos- 
sen. Der Bundesminister des Innern hat mich bei den 
Entwurfsberatungen beteiligt. Zu meinem Bedauern 
konnten nicht alle von der Konferenz der Daten- 
schutzbeauftragten des Bundes und der Länder in ih- 
rer Entschließung vom 26./27. Oktober 1989 (s. 12. TB 
S. 111) vorgebrachten Anregungen und Bedenken 
berücksichtigt werden. 

Die Verordnung ermächtigt die zuständigen nationa- 
len Stellen, dem Statistischen Amt der Europäischen 
Gemeinschaften auch vertrauliche statistische Daten 
zu übermitteln, die aufgrund anderer Rechtsvorschrif- 
ten für bestimmte statistische Zwecke (z.B. für die 
Produktions-, Industrie- und Außenhandelsstatistik) 
erhoben worden sind. Die Übermittlung derartiger 
Daten darf in der Regel nur in einer eine direkte Iden- 
tifizierung der statistischen Einheiten ausschließen- 
den Weise erfolgen; in — allerdings die Bundesrepu- 
blik Deutschland nicht berührenden — Ausnahmefäl- 
len ist auch die Übermittlung von statistischen Daten 
in direkt identifizierbarer Form zulässig. Die von der 
Datenschutzkonferenz geforderten Sanktionsmög- 
lichkeiten für eine etwaige Verletzung des Statistik- 
geheimnisses im Bereich der EG gibt es noch nicht. 
Weiterhin fehlt es immer noch an einer unabhängigen 
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Datenschutzkontrolle auf Gemeinschaftsebene. Im- 
merhin ist die Kommission der Europäischen Gemein- 

schaften ermächtigt worden, alle erforderlichen recht- 
lichen, administrativen, technischen und organisatori- 
schen Maßnahmen zu treffen, um die vertrauliche Be- 
handlung der statistischen Daten zu gewährleisten, 
Die Mitgliedstaaten ihrerseits sind verpflichtet, bis 
zum 1. Januar 1992 geeignete Maßnahmen zu treffen, 
um eine Verletzung des Statistikgeheimnisses — auch 
durch Personal der EG — ahnden zu können. Die EG- 
Statistikverordnung stellt einen ersten Schritt für den 
Datenschutz im Bereich Statistik auf europäischer 
Ebene dar. 

11 Wissenschaft und Forschung 

11.1 Kontrolle und Beratung des Bundesarchivs 

Im Berichtszeitraum habe ich den Umgang mit perso- 
nenbezogenen Daten sowie die automatisierte Daten- 
verarbeitung im Bundesarchiv kontrolliert. Im Vorder- 
grund der Prüfung stand der Umgang mit dem seit 
drei Jahren geltenden neuen Bundesarchivgesetz. 
Gewichtige datenschutzrechtliche Probleme habe ich 
nicht feststellen können. 

Die Archivierung elektronischer Datenträger, mit der 
augenblicklich erst begonnen wird, ist noch nicht ge- 
regelt. Ich habe darauf hingewiesen, daß hierfür eine 
adäquate Organisation (von der Eingangsprüfung 
über die Registrierung bis zur Zuführung zum Archiv- 
bestand) geschaffen werden muß. Die Stellungnahme 
des Bundesarchivs hierzu liegt noch nicht vor, 

11.2 Forschungsvorhaben „Anonymisierung“ 

Das Forschungsvorhaben der Universität Mannheim, 

das ich in meinem 11. (S. 48) und 12. Tätigkeitsbericht 
(S. 58) dargestellt hatte, ist im Berichtsjahr abge- 
schlossen worden, Es wurde von einem projektbeglei- 
tenden Beirat betreut, dem auch meine Dienststelle 
angehört hat. Die Ergebnisse sollen Mitte dieses Jah- 
res in der Schriftenreihe des Statistischen Bundesam- 
tes vorgestellt werden. 

Ziel des Forschungsprojektes war es zu klären, wann 
faktische Anonymisierung i. S. des $ 16 Abs, 6 Bun- 
desstatistikgesetz (BStatG) als Voraussetzung der 
Weitergabe von Einzelangaben durch die Statisti- 
schen Ämter an die Wissenschaft angenommen wer- 
den kann. Im Rahmen des Forschungsvorhabens wur- 
den 170 000 Einzeldatensätze aus dem Mikrozensus 
des Landes NordrheinWestfalen unter Fortlassung der 
Hilfsmerkmale (Name und Anschrift) verwendet. Die 
Forscher der Universität Mannheim versuchten an- 
schließend, anhand von Zusatzwissen die Personen, 
denen die Datensätze zuzuordnen waren, zu reidenti- 
fizieren. Dabei wurden „Kürschners Gelehrtenkalen- 

der 1987” repräsentativ für öffentlich zugängliche In- 
formationsquellen und eine repräsentative sozialwis- 
senschaftliche Erhebung herangezogen. Als Reidenti- 
fikationstechniken wurden sowohl einfache Zuord- 
nungsverfahren (Sortier- oder Selektionsroutinen), als 
auch komplexe Techniken, wie z.B. ein von der Ge-


